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Vorwort. 



Die vorliegende Arbeit ist aus zwei Vorträgen hervor- 
gegangen, welche ich im Januar 1905 im Grazer Juristen- 
verein gehalten habe. Die freundliche Aufnahme, welche 
diese Vorträge gefunden, und der von mehreren Seiten ge- 
äusserte Wunsch, meine Ausfuhrungen lesen zu können, 
haben mich zur Publikation der vorüegenden Arbeit be- 
stimmt. Dazu kam wohl auch das eigene Verlangen, das 
zusammengetragene Material und die nicht unbeträchtliche 
Vorarbeit wissenschaftlich nutzbar zu machen. Ich behielt 
bei der Ausführung dieses yorsatfcöer, entsprechend dem 
ursprünglichen Zwecke meiner Studie, die äufsere, vielleicht 
auch für die Lektüre wirksamere Form von Vorträgen 
bei. Nur mufste ich diesen und jenen Gedanken, ins- 
besondere aber die Besprechung der wissenschaftlichen 
Theorien über die Selbstverwaltung etwas ausführlicher ge- 
stalten, wodurch sich, dem Umfange und dem Inhalte der 
Darlegungen gemäfs, von selbst die Dreiteilung statt der 
Zweiteilung des Stoffes ergab. 

Die gedrängte Form des Vortrages brachte es freilich 
mit sich, dafs ich auf jede Breite der Darstellung, auf jede 
Ausführlichkeit bei der Beweisführung und auf die Be- 
handlung von Nebenfragen verzichten mufste. Ich mufste 
versuchen, die Worte so zu wählen, dafs kein überflüssiges 
darunter zu finden sei und jedes einen notwendigen Platz 
ausfülle. Dadurch habe ich mich allerdings jenen Lesern 
meiner Abhandlung gegenüber, für welche die Seitenzahl 
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ein wesentliches Moment bei der Bewertung eines Buches 
bildet, eines gewichtigen Vorteiles begeben. — Um aber 
doch nicht ganz auf die Erörterung einzelner belangreicher 
Details verzichten zu müssen, habe ich in den in einem 
eigenen Abschnitte am Schlüsse zusammengefaßten An- 
merkungen manchen Gedanken aus den Vorträgen weiter- 
gesponnen, manche Nebenfrage erörtert und so Dinge zur 
Sprache gebracht, die bei der gewöhnlichen Form einer 
Abhandlung im Texte stehen würden. 

Wenn ich auch versucht habe, meine Anschauungen 
und Betrachtungen über die städtische Selbstverwaltung zu 
einem Bilde aus einheitlichem Gusse zu gestalten, so läfst 
doch Umfang und Anlafs der Arbeit erkennen, dafs dabei 
nicht von einer abschliessenden, erschöpfenden Behandlung 
des gewählten, fundamentalen Problems, sondern nur von 
einem Beitrage zu dessen wissenschaftlicher Erörterung die 
Rede sein kann, und dafs mich vor allem der Wunsch 
leitete, eine neue Richtung zur Lösung derselben zu weisen 
und dadurch anregend zu wirken. 

Bezüglich der Wahl meines Themas möchte ich 
schliefslich noch erwähnen, dafs mir dasselbe als ehemaligem 
städtischen Verwaltungsbeamten besonders nahe lag, und 
dafs es mir durch die gütige Förderung seitens des Grazer 
Gemeinderates seinerzeit möglich wurde, die städtische 
Selbstverwaltung auch im Deutschen Reiche aus persön- 
licher Beobachtung kennen zu lernen. 

Graz, im Juli 1905. 

Dr. Karl Lamp. 
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Erster Vortrag. 

Die geschichtliche Entwicklung der städtischen 

Selbstverwaltung in Deutschland und die beiden 

Haupttypen derselben im geltenden Recht. 



Lamp, Problem d. Stadt. Selbstverwaltung. 



Meine sehr geehrten Herren! 

Ich habe mir die Aufgabe gestellt, heute in Ihrem hoch- 
ansehnlichen Kreise von der Entwicklung und dem Begriffe 
der deutschen Selbstverwaltung nach österreichischem und 
preufsischem Rechte zu sprechen. Bevor ich auf das Thema 
selbst näher eingehe, sei es mir gestattet, mit einigen ein- 
leitenden Worten an eine allgemeine und, wie mich dünkt, 
viel zu wenig gewürdigte Erscheinung im Staatsleben an- 
zuknüpfen, deren kurze Erörterung uns den richtigen Gesichts- 
winkel für die Betrachtung unseres Gegenstandes geben soll. 
Ich meine das Wirken der gesellschaftlichen Gewalten, über 
deren Bedeutung und Inhalt Professor von Wieser in 
einer trefflichen, an Gedanken und Anregungen reichen 
Rektoratsrede vor wenigen Jahren gesprochen 1 ). 

Die Betrachtung des Rechtslebens im Staate führt uns 
zurück zu gewissen allgemeinen Gesetzen, nach denen sich 
das gesellschaftliche Leben, nach denen sich der Konkurrenz- 
kampf der Menschen um Erlangung und Genufs der Lebens- 
güter vollzieht, Gesetzen, denen auch der Staat unterworfen 
ist a ). Wir können beobachten, dafs das Zusammenleben der 
Menschen zu einer fortgesetzten Bildung gesell- 
schaftlicher Gewalten nach bestimmten Regeln und 
gesonderten Zielen führt. Die Staatsgewalt ist nur die 
stärkste und umfassendste dieser gesellschaftlichen Ge- 
walten 8 ); in ihr, neben ihr, gegen sie wirken noch viele 
andre. Das Staatsvolk ist keine starre, homogene, sondern 
eine ewig bewegte, flüssige Masse, welche absteigend bis 

zum Individuum in einem ununterbrochenen Kristallisations- 

1* 
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prozefs grofeer, kleiner und kleinster Gruppen begriffen ist 4 ). 
Dieser fortwährende Gruppen- und Machtbildungsprozefs 
vollzieht sich teils im Einklänge mit der die gesamte 
Menschenmasse des Staates umfassenden Rechtsordnung, teils 
aber im Gegensatze zu derselben und kann in letzterm 
Falle zu einer den Bestand der staatlichen Ordnung ge- 
fährdenden Bedeutung anwachsen. Die Staatsgewalt sieht 
sich daher schon infolge des Selbsterhaltungstriebes ge- 
zwungen, dieser Erscheinung gegenüber Stellung zu nehmen, 
sei es, dafs sie solche gesellschaftliche Gewalten auf ihrem 
Gebiete bekämpft oder sie mit Hilfe ihrer Rechtsordnung 
in bestimmten Schranken hält, oder sei es, dafs sie sich 
dieselben durch Eingliederung in die eigene Rechts^ 
Ordnung für staatliche Zwecke dienstbar macht und damit 
zwar nicht deren Bestand, wohl aber deren Gegensätzlich- 
keit zur staatlichen Ordnung beseitigt und deren Selbständig- 
keit vernichtet. 

Oft wechselt der Staat im Laufe der Geschichte sein 
Verhalten gegenüber solchen gesellschaftlichen Gewalten. 
Wo ursprünglich Freiheit gegeben war, tritt später Be- 
schränkung oder gar Unterdrückung ein, um dann wieder 
eine solche Gewalt für Staatszwecke neu zu organisieren. 
Wir können das an zahlreichen Beispielen beobachten. So 
brauchen wir uns nur in die Vorgeschichte unserer heutigen 
gewerblichen Zwangsgenossenschaften und . der Handels- 
und Gewerbekammern bis zurück zu den Zeiten des mittel- 
alterlichen Zunftwesens zu vertiefen; oder die Frage zu 
studieren, wie sich "unser Staat in den verschiedenen Epochen 
seiner Entwicklung zur Arbeiterkoalition verhalten hat ; oder 
an die zeitlich verschiedene rechtliche Regelung des Vereins- 
wesens zu denken 5 ); oder das wechselnde Verhältnis 
zwischen Staat und Stadt seit dem Beginne deutscher 
Staatenbildung vor unserm geistigen Auge vorüberziehen 
zu lassen. 
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Aber in allen Fällen der Bildung gesellschaftlicher 
Gewalten, einschliefslich der des Staates selbst, und bei 
ihrem Walten gemäfs oder gegen die Rechtsordnung, — 
immer sind es seit den ältesten Zeiten dieselben beiden 
Prinzipien, nach welchen sich der Zusammenschlufe der 
Massen, die Aufrechterhaltung ihres geschaffenen Verbandes 
und das Wirksamwerden^ ihrer Kräfte vollzieht: die Prin- 
zipien der Organisation und der Autorität. 

Ersteres ist die eigenartige Anordnung eines Verbandes 
von Menschen in Führer und Untergebene, in auserlesene 
Befehlshaber und gehorchende Menge. Organisation ist die 
zweckentsprechende Gliederung einer Menschenmasse in 
nebengeordnete und sich nach oben zu verjüngende über- 
und untergeordnete Gruppen, welche nach unten hin durch 
Befehl, nach oben hin durch Gehorsam verbunden sind und 
dadurch die Bildung und Ausfuhrung eines einheitlichen, 
die ganze Masse und die in ihr schlummernden Kräfte be- 
herrschenden Willens ermöglicht 6 ). 

Autorität aber ist die Erzeugung einer allgemeinen, 
wirksamen Vorstellung der Massen von der Notwendigkeit, 
sich dem Willen eines bestimmten Führers zu fugen, mag 
nun dieser ein Fürst, ein Staatsmann, ein Priester, ein Heer- 
fuhrer, ein politischer Agitator, ein Lehrer oder wer immer 
sein, der durch sein Wort oder Beispiel die Masse mit einer 
Idee, einem gemeinsamen Wollen zu erfüllen vermag 7 ). 

Während die Organisation für die Bildung gesell- 
schaftlicher Gewalten die äufsere Form abgibt, sich also als 
iein rein formales , spezifisch juristisches Element darstellt, 
welches allein für sich ohne Leben, ohne Kraft wäre, wird 
durch die Autorität der gegliederten Menschenmasse ein 
Inhalt, ein gemeinsamer Zweck, der Impuls zur Macht- 
entfaltung gegeben 8 ). Aber auch die Autorität, dieses 
materielle, durch juristische Formen kaum fafsbare Element 
wäre ohne Organisation machtlos, eine blofse Idee. 
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Wie beide sich innig miteinander verbinden , können 
wir täglich an unzähligen Beispielen beobachten: von den 
imposanten Erscheinungen des Heeres und der kirchlichen 
Hierarchie angefangen, von den politischen Parteien mit 
ihren Führern und Programmen bis zu den Vereinen 9 ), 
Komitees, bis zum einzelnen Fabriksunternehmen herab. 
Sie alle spielen sich ab im Staate, der sie insgesamt als die 
mächtigste der gesellschaftlichen Gewalten mit seiner Rechts- 
ordnung umfafst und beherrscht. Umgekehrt kann sich auch 
eine solche, ehemals starke Verbindung von Organisation 
und Autorität lösen; die erstere kann unbrauchbar werden, 
oder es kann die letztere absterben. Das hat dann natürlich 
fÄr den Bestand der dahintersteckenden gesellschaftlichen 
Gewalt eine schwere Einbufse, eine Krise, ja unter Um- 
ständen den Untergang zu bedeuten. Und wenn die 
gesellschaftliche Gewalt der Staat selbst ist, dann 
spielen sich dabei für das Staatsvolk die grofsen ge- 
schichtlichen Ereignisse ab. In interessanter Weise hat 
Piloty kürzlich in einer Rede 10 ) die staatsrechtlichen Vor- 
gänge bei einer solchen Ablösung der Autorität von der 
Staatsorganisation einer wissenschaftlichen Erörterung unter- 
zogen. Für die Jetztzeit gewinnen ja solche Betrachtungen 
im Hinblick auf die ungeahnte Raschheit und Kraft, mit 
welcher die .grundlegenden Organisationsfragen, die obersten 
Autoritätsfragen in den kleinen und grofsen Staaten auf- 
tauchen und zu einer Umgestaltung der staatlichen Verhält- 
nisse drängen, eine hervorragende, allgemeine Bedeutung. — 
So sehr nun aber auch Organisation und Autorität auf- 
einander angewiesen sind, so sind sie doch in ihrem Wesen 
voneinander unabhängig. Denn ein und dieselbe Art von 
Organisation kann den verschiedensten Autoritäten zur 
Machtentfaltung dienen, kann zur Durchsetzung der ver- 
schiedensten Machtzwecke gebraucht werden. — Anderseits 
hat aber auch ein und dieselbe Autorität die Wahl unter 
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einer Unzahl von Organisationssystemen. Die "Wahl des 
geeignetsten, wirksamsten Organisationssystems im konkreten 
Fall ist eine Frage der Massentechnik, eine Frage politischer 
Erwägung und Klugheit. 

Die Frage aber, ob und wie die Staatsgewalt mit 
ihrer Rechtsordnung zur Vereinigung von Organisation und 
Autorität, zur Bildung und zum Bestände der gesellschaft- 
lichen Gewalten Stellung nimmt, das ist eine Rechtsfrage. 

Die folgenden Ausführungen haben einen besondern 
Fall der geschilderten Beobachtungen zum Gegenstande. 
Es soll das Verhalten der deutschen Staatsgewalten 
zur städtischen Gemeindegewalt geschichtlich und 
dogmatisch untersucht werden, wobei wir uns selbst- 
verständlich auf den Boden juristischer Betrachtungs- 
weise stellen und uns in Anbetracht der fast unübersehbaren 
Mannigfaltigkeit des deutschen Gemeinderechtes auf zwei 
Haupttypen desselben, die des österreichischen und 
die des preufsischen Rechtes beschränken müssen. Denn 
nirgends ist, wie Lorenz v. Stein einmal sagt, Deutsch- 
land individueller gestaltet als in seiner örtlichen Selbst- 
verwaltung 11 ). Die engen Grenzen meines Vortrages mögen 
es entschuldigen, wenn die Darstellung dieses umfangreichen 
Themas den Charakter des Skizzen- und Lückenhaften au 
sich trägt, wenn sie, um zu einheitlichen Bildern zu ge- 
langen, absichtlich gewisse Unterschiede im einzelnen über- 
sieht und schematisiert, wenn meine Ausfuhrungen nur als 
flüchtige Einleitung zu gründlichem Untersuchungen er- 
scheinen können. 

Die grofsaxtig organisierten, blühenden städtischen 
Gemeinwesen des 13. und 14. Jahrhunderts, welche ver- 
möge ihrer gewaltigen Machtfülle und ihrer den lehens- 
staatlichen Verhältnissen weit voraneilenden öffentlichen 
Einrichtungen bestimmt schienen, in der künftigen staat- 
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liehen Entwicklung des deutschen Volkes die fuhrende 
Rolle zu übernehmen, geben uns in ihrer vielhundert- 
jährigen Geschichte ein unerschöpfliches Material für die 
Beobachtung der beiden machtbildenden und machterhalten- 
den Prinzipien: Organisation und Autorität 19 ). Im Macht- 
streit der Grafen mit den Bischöfen um die Herrschaft in 
der Stadt; — in den Kämpfen der zu Schöffenkollegien 
oder zu Schwurgenossenschaften oder zu ähnlichen Kom- 
munitäten vereinigten Klassen der besitzenden Stadtbewohner 
gegen den Stadtherrn ; — in der Entwicklung des Rates als 
Inhaber der Stadtherrschaft zumeist aus einer Verschmelzung 
derartig gegliederter Einwohnerklassen; — insbesondere 
auch im Ringen der Zünfte gegen das ratsfahige Patriziat; — 
immer und immer wieder sehen wir, wie Organisation und 
Autorität den nach Mitherrschaft strebenden Gesellschafts- 
klassen als unentbehrliches Rüstzeug, den herrschenden 
Klassen aber als Schutzwehr gegen den Ansturm der ersteren 
dienen, und wie Erfolg oder Mifslingen von der Güte und 
Kraft der geschaffenen Organisation, der führenden Autorität 
abhängt 18 ). 

War auch im einzelnen der rechtliche Aufbau der 
deutschen Stadtgemeinde des klassischen Mittelalters sehr 
verschieden geartet, so läfst diese sich doch nach dem 
Zwecke und dem Inhalte der Organisation im allgemeinen 
als eine sich selbst regierende freie Schutz- und Rechts- 
genossenschaft der Bürger charakterisieren, welche mittels 
eigener Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit und Verwaltung die 
gesamten rechtlichen Beziehungen ihrer Angehörigen um- 
fafste; — welche entsprechend der dualistischen Ge- 
staltung des mittelalterlichen Staates nicht als ein diesem 
eingegliedertes Organ, sondern vielmehr als ein der Reichs- 
gewalt selbständig gegenüberstehender Verband 
erschien, der dem Herrscher nur so weit Untertan war, als 
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letzterm auf besondere Rechtstitel begründete Ansprüche 
gegen die Stadt zustanden. 

Das Organisationssystem aber für die geschilderten 
Zwecke, die Stadtverfassung, kann als eine oligarchisch- 
republikanische Ratsverfassung bezeichnet werden. Die 
Herrschaft übten ein oder mehrere Ratskollegien mit einem 
Bürgermeister an der Spitze, Kollegien, welche sich durch 
Vererbung der Mitgliedschaft und durch Kooption ergänzten, 
an deren aristokratischem Grundcharakter auch durch den 
demokratischen Zug der Zunftkämpfe nichts geändert wurde. 
Die Kompetenzen der mehreren Ratskollegien oder der Ab- 
teilungen eines gemeinsamen Ratskollegiums waren nicht 
nach feststehenden rechtlichen Prinzipien getrennt, 
sondern eine schwankende Machtfrage. 

In späterer Zeit trat eine Entartung dieser formell 
freilich gleichbleibenden Organisation dadurch ein, dafs 
das Aufsteigen neuer, sich emporringender Elemente in die 
Organstellung gänzlich ausgeschlossen wurde und die 
eigentlichen Organfunktionen für vorübergehende persön- 
liche Zwecke der Organ träger ausgenutzt wurden 14 ;. 

Was das Verhältnis der städtischen Gewalten zur 
Staatsgewalt betrifft, so ist zu sagen, dafs der städtischen 
Selbstverwaltung des Mittelalters , wie der gesamten mittel- 
alterlichen Staatsorganisation das germanische Rechtsprinzip 
der Genossenschaft zugrunde lag. Rechtsfähigkeit, 
Rechtsschutz und Mitwirkung an der öffentlichen Verwaltung, 
beziehungsweise an der Ausübung der Herrschaftsgewalt 
erschienen als rechtliche Folgerungen aus der Mitgliedschaft 
bei einer der vielen verschiedenartigen , vom Staate aner- 
kannten Genossenschaften, welche alle wieder vom Staate 
selbst als der weitesten und höchsten Genossenschaft um- 
faist wurden. Demnach waren Rechtsfähigkeit , Rechtsschutz 
und Anteil an der öffentlichen Verwaltung nach Art der 
einzelnen Genossenschaft verschieden gestaltet , ohne 
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gesamtstaatliche Gleichmäfsigkeit. Aus der 
doppelten Angehörigkeit, zunächst unmittelbar zu einer 
engern Genossenschaft, und dann erst mittelbar zu 
der weitern des Staates ergab sich der für das deutsche 
Mittelalter charakteristische staatliche Dualismus 15 ). Gerade 
an diesem Dualismus, oder anders gesagt: an dem Über- 
wuchern des Genossenschaftsprinzips und an der partikula- 
ristischen Zusammenhanglosigkeit der einzelnen Rechts- 
genossenschaften, insbesondere auch der städtischen, 
miteinander und mit dem Staate ging der durch den un- 
seligen dreifsigjährigen Krieg tieferschütterte mittelalterliche 
Staat — und mit ihm die genossenschaftliche Selbstverwal- 
tung der Städte zugrunde 16 ). 

Ein neues, gerade entgegengesetztes Organisationsprinzip, 
das zentralistisch-monokratische, trat an die Stelle 
des alten. Vorbereitet wurde es durch die Epoche der 
Landesherrlichkeit l7 ), jene Epoche, in welcher die einzelnen 
Reichsfiärsten auf dem Wege privatrechtlicher Geschäfts- 
formen im Zersetzungsprozesse der staatlichen Ordnung 
ein obrigkeitliches Recht nach dem andern von der könig- 
lichen Gewalt erwarben, in welcher sie aber auch gegen- 
über den ständischen Gewalten in ihrem Gebiete ihre über- 
legene Macht erfolgreich zur Geltung brachten. Die Summe 
der einzelnen, Stück für Stück sich zugeeigneten und unter 
dem Sammelbegriff der Landeshoheit 18 ) zusammengefafsten 
Hoheitsrechte haben die Landesfürsten unter dem fördern- 
den und ausgleichenden Einflüsse des Naturrechtes, welches 
Aufgaben und Rechte des Fürsten unter den allgemeinen 
obersten Gesichtspunkt des Wohlfahrtszweckes brachte, zu 
einer einheitlichen Staatsgewalt verschmolzen 19 ). Auf diese 
Weise entwickelte sich der Absolutismus, der Polizeistaat, 
welcher, wie Jellinek das mit einem treffenden Bilde 
bezeichnet, „den grofsen Enteignungsprozefs vollzog, den 
die Staatsgewalt gegen alle untergeordneten Gewalten 
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führte" 20 ). Li dieser Epoche lebt unter der Nachwirkung 
der Rezeption die alte römische, abstrakte Einheitsidee des 
Staates wieder auf, als deren einziger, unbeschränkter Träger 
der Landesfurst erscheint 81 ). Sie bedeutet die unbedingte 
Negation jeder genossenschaftlichen Selbstverwaltung, so 
auch der städtischen. Das neue Organisationsprinzip liegt 
in der Herstellung eines territorial und stufenweise geglie- 
derten, von dem rechtlich unbeschränkten Willen des 
Fürsten abhängigen Berufsbeamtentums , welches im Namen 
des letztern die diesem gegenüber rechtlose und daher 
nun homogene Masse der Untertanen beherrscht 98 ). 

Die Städte, soweit sie nicht in einzelnen Fällen zu un- 
abhängigen republikanischen Stadtstaaten geworden, hatten 
nur mehr den Charakter von staatlichen Verwaltungsbezirken. 
Obwohl ihnen die Ratsverfassung äufserlich geblieben, so 
war doch die in der öffentlichen Verwaltung mafsgebende 
Persönlichkeit der landesfürstliche commissarius loci, Amt- 
mann oder Stadtdirektor 28 ). Wie sehr die Städte damals 
ihre einstige Selbständigkeit eingebüfst hatten, das können 
wir aus der bekannten Tatsache ersehen, dafs Friedrich 
der Grofse wiederholt ausgediente Unteroffiziere zu Bürger- 
meistern seiner Städte bestellte. Der Begriff der Selbst- 
verwaltung im Sinne der selbständigen Besorgung öffent- 
licher Verwaltungsaufgaben durch genossenschaftliche Ver- 
bände war verschwunden ; mit dem Begriffe der städtischen 
Verwaltung verband sich nun unter dem mafsgebenden 
Einflüsse des römischen Rechtes eine ganz andre, und zwar 
privatrechtliche Bedeutung 24 ). Im Geiste romanistischer 
Jurisprudenz wurde aufser dem einzelnen Menschen auch 
Zweckvermögen und Personenverbänden, insbesondere auch 
den städtischen Gemeinschaften vom Staate die Privat - 
rechtsfahigkeit zuerkannt. Sie wurden als Gesellschaften 
angesehen, die Städtestatute als Verträge behandelt 25 ). 
Die Stadt konnte demnach Vermögen erwerben und be- 



— 12 — 

sitzen, Verpflichtungen auf sich nehmen, durch Rechts- 
geschäfte in den Privatrechtsverkehr eintreten; alles aber 
nur unter weitgehender Aufsicht und Bevormundung durch 
den Polizeistaat. 

So war aus dem deutschrechtlichen und öffentlich- 
rechtlichen Selbstverwaltungsbegriffe , wie ihn die mittel- 
alterliche Stadt repräsentiert hatte, der römischrechtliche 
und privatrechtliche Begriff der Vermögensfahigkeit 
geworden und aus der staatlichen Herrschaftsorganisation 
nun gänzlich ausgeschaltet. Die Stadt war jetzt nur mehr 
Verwaltungs o b j e k t , nicht mehr Verwaltungs s u b j e k t 8e ). 

Man könnte nun glauben, dafs die freiheitlichen Ideen 
der französischen Revolution, welche ja auch für die staat- 
lichen Verhältnisse in Deutschland zu fundamentalen Um- 
wälzungen führten, die entrechteten städtischen Gemein- 
schaften wieder in ihre frühere Stellung eingesetzt hätten. 
Allein nichts wäre verfehlter, als der französischen Revolu- 
tion und ihren geistigen Führern solche Tendenzen zu- 
zuschreiben 27 ). Die alte germanische Genossenschaftsidee 
war als staatliches Organisationsprinzip beseitigt; die neue 
Zeit war auf die naturrechtliche , romanistische Auffassung 
vom Staate gestimmt, welche den Individualismus zum 
Grundsatze erhoben hatte. Um dies recht zu verstehen, 
müssen wir einen kurzen Rückblick auf die vorgängige Ge- 
schichte der französischen Städteorganisation werfen 28 ). 

Die rechtliche Stellung der Städte war im ancien 
regime mit wenigen Ausnahmen eine viel schlechtere als 
unter den deutschen Landesfürsten. Die staatliche Regierung 
pflegte vielfach die städtischen Amter an Kapitalisten zu 
verkaufen, und nur durch sich wiederholende schwere Geld- 
opfer konnten sich die Kommunen solche gewissenlose Aus- 
beuter fern halten. Zur Beseitigung der schweren Mifs- 
stände, welche sich aus dieser Praxis und aus einer regel- 
losen Privilegienerteilung 29 ) ergaben, wurden wiederholt 
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Reformprojekte gemacht. So insbesondere von Marquis 
d'Argenson und Turgot 80 ), welche nach holländischen 
und flämischen Vorbildern den Gemeinden das Recht ein- 
geräumt wissen wollten, ihre lokalen Angelegenheiten in 
Versammlungen zu beraten und bis zu einem gewissen 
GTade selbständig zu verwalten. Turgot entwarf sogar 
ein auf dem Wahlrecht der Grundbesitzer in der Gemeinde 
basierendes System niederer und höherer Kommunalverbände, 
von Munizipalitäten der Ortsgemeinden, Provinzen und des 
Reiches, welche im Dienste des Staates und unter dessen 
Kontrolle gewisse Verwaltungsaufgaben, insbesondere die 
Verteilung und Einhebung der Steuern zu besorgen hatten. — 
Aber diese Projekte scheiterten an dem autokratischen 
Sinne des Herrschers. Ludwig XVI. sagte darüber 81 ): 
„Le Systeme de Mr. Turgot est un beau reve. C'est une 
autre Utopie particuliere , qui part d'un homme, qui a de 
bonnes vues, mais qui boulversait Tötat actuel 88 )." 

Wenn auch von dem entgegengesetzten Standpunkte 
des schrankenlosen Individualismus ausgehend, gelangte die 
französische Revolution zu einem ähnlichen 
negativen Ergebnisse hinsichtlich der gemeindlichen 
Selbstverwaltung. In dem Gedanken, dafs alle Gewalt im 
Staate nur vom Volke ausgehen könne, in dem Grund - 
satze: „souverain6t6 du peuple est une et indivisible" lag 
schon, wie L. v. Stein hervorhebt 88 ), die notwendige 
Konsequenz begründet, „dafs niemand mehr einem andern 
Willen als dem des Gesetzes zu gehorchen habe. . . . Da- 
mit war das Recht und das Bedürfnis aller Selbstverwaltung 
in dem allgemeinen Prinzip der Verantwortlichkeit der 
Staatsverwaltung" für die ErfttUung der Gesetze aufgelöst. 
Zwar regelte die Constituante durch Gesetz vom Jahre 1789 
im Zusammenhange mit der neuen Verwaltungsorganisation 
des ganzen Reiches auch das Gemeindewesen. Der von 
Thouret verfafste, dem Turgotschen Plane ähnliche 
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Entwurf 84 ) teilte das ganze Reich behufs Schaffung von 
Volksvertretungen in stufenweiser Anordnung in Kantone, 
Kommunen oder Distrikte und in Departements, — Verbände, 
denen neben ihrer legislativen und politischen Bedeutung 
auch gewisse Verwaltungsaufgaben übertragen waren, und 
von denen jeder als beratendes und beschliefsendes Organ 
ein conseil und als Exekutivorgan ein direktoire hatte; — 
aber diesen Munizipalitäten fehlte sowohl die Rechtspersönlich- 
keit wie auch jede Unabhängigkeit in der Besorgung staat- 
licher Verwaltungsaufgaben. 

Der Grundgedanke der Gleichheit aller Staatsbürger, 
der Abschaffung aller Standesunterschiede und Privilegien 
und vor allem auch die vom alten Rom übernommene Idee 
einer abstrakten, einheitlichen Staatsgewalt standen im 
scharfen Gegensatze zum germanischen Genossenschafts - 
prinzip und liefsen eine bevorzugte Sonderstellung und 
Selbständigkeit der Städte in der staatlichen Verwaltungs- 
organisation nicht zu 80 ). Diesen Standpunkt finden wir 
auch in der theoretischen Behandlung der Staatsidee des 
18., ja schon des 17. Jahrhunderts. H o b b e s und Rousseau 
verwerfen jede Sondergesellschaft im Staate, und auch die 
puissances intermediaires in Montesquieu 7 s esprit des 
loix haben nicht die Bedeutung der Aufrichtung einer 
selbständigen Gemeindegewalt. 

Durch das Pluviosegesetz aus dem Jahre VliJ der 
Republik (vom 17. Februar 1800) 86 ) wurden die schwachen 
Anläufe zur Organisierung der Gemeinden wieder beseitigt 87 ) 
und ward das Präfektensystem als Grundlage der ge- 
samten staatlichen Verwaltungsorganisation eingeführt 88 ). 
Es legt Macht und Verantwortlichkeit in die Hand des 
nach oben hin strenge abhängigen, nach unten zu selb- 
ständigen Einzelbeamten. In der Gemeinde fährte zwar 
noch der ehrenamtliche Maire, unterstützt von seinem 
Adjunkten, die Lokalverwaltung, jedoch unselbständig und 
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abhängig von der Befehlsgewalt des staatlichen Präfekten; 
und der dem Maire mit beratender Stimme zur Seite 
stehende Gemeinderat aus staatlich ernannten Mitgliedern 
hatte nicht den Charakter einer Kollegialbehörde, noch den 
eines Gemeindeparlaments. Leroy-Beaulieu kennzeichnet 
in seinem Buche: L'administration locale en France et en 
Angleterre 89 ) die damalige französische Gemeindeverwaltung 
mit folgenden treffenden Worten: „la vie municipale se 
trouvait etouffe par un Systeme ou les magistrats et les 
conseillers locaux ötaient les mandataires, non de leurs 
concitoyens, mais du chef de l'Etat 40 )." 

Als eine der Früchte des Napoleonischen Siegeszuges 
durch die deutschen Staaten erscheint auch die Verpflanzung 
der französischen Verwaltungsorganisation in die wert- und 
süddeutschen Lande, namentlich in die Rheinbundstaaten. 

Zur Zeit, als dort und selbst in Osterreich die 
französische Auffassung von der rechtlichen Stellung der 
Gemeinden mehr und mehr an Boden gewann 41 ), wurde in 
Preufsen, das durch die Ereignisse von Jena und Auer- 
städt und durch den Tilsiter Frieden von 1807 tief er- 
niedrigt worden war, durch den genialen Staatsmann Frei- 
herrn von Stein eine Wiedergeburt des staatlichen 
Lebens angebahnt und auch auf dem Gebiete der Gemeinde- 
und Städte Verfassung ein Reformwerk ersten Ranges ge- 
schaffen 49 ), insbesondere durch die preufsische Städte- 
ordnung vom 19. November 1808. Dieselbe ward 
zum Ausgangspunkt und Grundstein, nicht nur der modernen 
deutschen Kommunalgesetzgebung, sondern in gewissem 
Sinne auch der sich neu entwickelnden staatlichen Or- 
ganisation 48 ). Verblüffend modern für den damaligen 
Polizeistaat sind die Motive des weitblickenden Schöpfers 44 ). 
In einem Schreiben an seinen Mitarbeiter v. Hardenberg 
sagt er darüber: „Die Nation mufs daran gewöhnt werden, 
ihre eigenen Geschäfte zu verwalten und aus diesem Zu- 
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stände der Kindheit herauszutreten, worin eine immer un- 
ruhige, immer dienstfertige Regierung die Menschen halten 
möchte"; und in seiner Nassauer Denkschrift: „Der 
Formenkram und Dienstmechanismus in den Kollegien wird 
durch Aufnahme von Menschen aus dem Gewirre des 
praktischen Lebens zertrümmert, und an seine Stelle tritt 
ein lebendiger, fest strebender, schaffender Geist und ein 
aus der Fülle der Natur genommener Reichtum von An- 
sichten und Gefühlen 45 )." 

Die wesentlichsten rechtlichen Grundsätze der nun 
neu organisierten preufsischen Selbstverwaltung der Städte 46 ) 
sind in kurzen Zügen etwa die folgenden 47 ): Keinem un- 
bescholtenen, ansässigen Staatsbürger darf die Verleihung 
des Bürgerrechtes und damit die Befugnis zum Gewerbe- 
betrieb versagt werden 48 ). — Die Führung gewisser örtlich 
und inhaltlich durch Gesetz begrenzter Geschäfte der 
öffentlichen Verwaltung durch periodisch gewählte Or- 
gane ist eine gesetzlich aufgestellte rechtmäfsige und 
pflichtgemäfse Aufgabe der Stadtpersönlichkeit, — Jeder 
handlungsfähige Bürger ist zur Teilnahme an der Wahl der 
städtischen Organe und zur Annahme der ihm durch Wahl 
übertragenen Ehrenämter nicht nur berechtigt, sondern 
auch verpflichtet 49 ) und kann dazu durch Androhung 
des Verlustes der städtischen Ehrenrechte, sowie durch die 
um V« bis 1 la verstärkte Heranziehung zur Tragung der 
Gemeindelasten gezwungen werden. 

Als Organe der Selbstverwaltung erscheinen: 

1. eine grofse, aus direkten und geheimen Wahlen 
der Bürgerschaft hervorgehende Versammlung ehren- 
amtlicher Stadtverordneter, von denen jeder die ganze 
Bürgerschaft ohne Rechenschaftspflicht gegenüber seinen 
Wählern in rechtlich unverantwortlicher Weise vertritt 50 ); 

2. ein mit rechtsverbindlichen Majoritätsbeschlüssen 
wirkender kollegialer Magistrat, bestehend aus dem be- 
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soldeten Bürgermeister als Vorsitzenden, mehreren besoldeten 
Berufsbeamten und einer Anzahl unbesoldeter Ratsmannen 
oder Stadträte. Die besoldeten und pensionsföhigen Magistrats- 
mitglieder werden von der Stadtverordnetenversammlung 
auf zwölf, die andern nur auf sechs Jahre gewählt und 
von der Regierung bestätigt. Durch die bevorrechtete 
Stellung der besoldeten Berufsbeamten soll die Verwaltung 
von den politischen Tagesströmungen unabhängig gemacht 
und die Verfolgung einer grofszügigen Verwaltungspolitik 
ermöglicht werden. — An diese beiden Organe gliedert sich 
ein Stab von besoldeten Unterbeamten, welche vom Magistrat 
auf Lebensdauer angestellt werden und von diesem in ihrer 
Geschäftsführung abhängig sind. 

Das rechtliche Verhältnis zwischen Stadt- 
verordnetenversammlung und Magistrat ist 
charakterisiert durch eine mit aller Schärfe 
durchgeführte formelle und materielle Gewalten- 
trennung und Koordination. Kein Mitglied der einen 
Versammlung darf zugleich Mitglied der andern sein. Der 
Bürgermeister gehört ausschließlich nur dem Magistrate an ; 
die Stadtverordneten wählen sich ihren eigenen Vorsitzenden. 
Der Verkehr zwischen beiden Kollegien ist teils ein schrift- 
licher, teils dadurch hergestellt, dafs die Stadtverordnetenver- 
sammlung verpflichtet ist, zu jeder ihrer Verhandlungen eine 
Vertretung des Magistrats mit beratender Stimme einzuladen. 

Materiell kommt der Stadtverordnetenversammlung 
lediglich eine beratende, beschliefsende und krontrollierende 
Tätigkeit zu, welche im wesentlichen auf die Aufstellung 
allgemeiner Normen für die Stadtverwaltung, auf die 
Festsetzung des jährlichen Haushaltplanes und auf die 
Prüfung der Jahresrechnungen, also auf eine abstrakte 
"Wirksamkeit beschränkt ist. Jede obrigkeitliche Ge- 
walt, jeder behördliche Charakter, jede Befugnis zum 
Eingreifen in einzelne konkrete Verwaltungsgeschäfte 

Lamp, Problem d. stftdt. Selbstverwaltung. 2 
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fehlt diesem Kollegium vollständig. — " Der Magistrat 
hingegen ist nach aufsen hin Repräsentant, nach innen 
obrigkeitliches Exekutivorgan der Gemeinde mit Befehls- 
und Zwangsgewalt gegen die Stadtbewohner. Sein Wirken 
zeigt also den Typus konkreter, oder besser konkreti- 
sierender Verwaltungstätigkeit. Er ist zwar in seinem 
Vorgehen an die allgemeinen Beschlüsse der Stadt- 
verordnetenversammlung gebunden, aber diesem Kollegium 
nicht unter , sondern nebengeordnet. Durch Ver- 
sagung des Ausführungsbeschlusses kann er jeden Beschlufs 
der Stadtverordneten undurchführbar machen. Auch hat 
der Magistrat die Wahl der einzelnen Stadtverordneten zu 
bestätigen. — Durch diese gegenseitige Abhängigkeit sollte 
für die auf das Mindestmafs beschränkte Staatsaufsicht ein 
notwendiger Ersatz geboten werden. 

Für die inhaltliche Abgrenzung der dem Selbst- 
verwaltungskörper vom Staate zugewiesenen Geschäfte, ins- 
besondere gegenüber den von der staatlichen Beamtenschaft 
zu besorgenden Agenden, ist ein Grundsatz charakteristischer- 
weise nicht aufgestellt. Nur die Sicherheitspolizei ist 
in vorhinein von der Selbstverwaltung ausgenommen. 
Doch kann sie an Stelle einer besonderen staatlichen Be- 
hörde dem Magistrate (nicht aber der Gemeinde als 
solcher!) in der Weise zur Besorgung übertragen werden, 
dafs die magistratische Behörde hierbei nicht als städtisches 
Organ, sondern als staatliches, von der Regierung unbedingt 
abhängiges Organ im Nebenamte erscheint. 

In ihrem gesetzmäfsigen Wirken unterlag die auf solche 
Weise neu organisierte Stadtgemeinschaft einer beschränkten 
Aufsicht der Regierung, welche in die Rechnungslegung 
des Magistrats Einsicht nimmt, autonome Satzungen autori- 
siert, die Magistratswahlen bestätigt und über Beschwerden 
gegen städtische Verwaltungsakte entscheidet. — 

Es liegt die Versuchung nahe, in dieser Reorganisation 
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•der städtischen Verfassung ein Wiederaufleben des mittel- 
alterlichen städtischen Genossenschaftswesens zu erblicken. 
Tatsächlich finden wir diesen Gedanken auch von der 
Gi er ke sehen Schule gepflegt.. Dennoch müssen wir eine 
solche Auffassung ablehnen und die gegenständliche Reform 
auf einen neuen Organisationsgedanken zurückfahren. "Wir 
haben es nun nicht mehr mit einer dem Staate gegenüber 
abgeschlossenen ständischen Vergenossenschaftung , nicht 
mit einer die unmittelbare Beziehung zwischen Individuum 
und Staat unterbrechenden Rechts- und Schutzgenossen- 
schaft zu tun. Der städtische Verband erscheint nun viel- 
mehr als ein vom Staate neu geordnetes, mit gesetzlich 
-abgegrenzter Rechtspersönlichkeit 51 ) versehenes, neu- 
-artiges Organ des Staates selbst, von nicht geschlossener 
Mitgliederzahl, mit freiem Wechsel der Mitglieder. Dem 
städtischen Bürgerrecht ist nun ausdrücklich der genossen- 
schaftliche Charakter genommen; es ist zu einer recht- 
lichen Nebenwirkung der Staatsangehörigkeit ge- 
macht. Die Organisation der Städte ist nun nicht, wie im 
Mittelalter, ein individueller, aus eigener Kraft der ge- 
meindlichen Genossen geschaffener Rechtsbau, sondern sie 
ist jetzt nach einer allgemeinen Regel durch Staatsgesetz 
für alle Städte gleichförmig gestaltet* 8 ). Der neuen Stadt- 
persönlichkeit ist die Besorgung staatlicher Verwaltungs- 
aufgaben, welche im absolutistischen Staate von Staats- 
beamten, „Staatsbedienten", erledigt wurden, und zwar nicht 
einseitig als Recht, sondern als eigentlicher Daseins- 
zweck, als eine pflichtmäfsige Tätigkeit übertragen 58 ). 
Wer die neue, von Stein geschaffene Selbstverwaltung der 
Städte begrifflich mit der rechtlichen Stellung der mittel- 
alterlichen deutschen Stadt zusammenlegt, der leugnet damit 
die im Zeitalter des Absolutismus und der Revolution durch 
schwere Opfer errungene Idee der Staatseinheit und die 

Überwindung des mittelalterlichen Dualismus. 

2* 
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Es erscheint zweifellos, dafs bei der Neuschöpfung der 
inneren Organisation der Städte durch Stein das Montes- 
quieusche Gewaltenteilungsprinzip, wenn auch in 
veränderter Form, eine wichtige gestaltende Rolle spielte, 
also in Deutschland gesetzgeberisch auf dem Gebiete lokaler 
staatlicher Verwaltung zu einer Zeit in Anwendung kam, 
als das deutsche Verfassungsleben davon noch unberührt 
war. Es tritt in der besprochenen preufsischen Städte- 
ordnung als Unterscheidung zwischen abstrakter und kon- 
kreter Verwaltungstätigkeit und als Übertragung dieser 
beiden Arten von Verwaltungsfunktionen an zwei ver- 
schiedene, koordinierte Organe zutage. Ein interessanter 
Beleg für den Ursprung dieser Idee findet sich in einer 
Randbemerkung Steins auf dem Konzepte eines seiner 
Briefe an Hardenberg , welche sich unmittelbar auf Montes- 
quieus esprit des loix bezieht. — Die grofse Bedeutung 
aber des Steinschen "Werkes liegt nicht nur darin, dafs sich 
hier die Staatsgewalt auf dem Gebiete der Lokalverwaltung 
die Bildung gesellschaftlicher Gewalten in glücklichster 
"Weise für ihre eigenen Zwecke dienstbar machte, sie 
gleichsam mit staatlichen Ideen erfüllte , sondern wesentlich 
auch darin, dafs die innere Organisation dieser gesellschaft- 
lichen Gewalten mit trefflicher Kenntnis der Massentechnik 
bis ins einzelne ausgebaut wurde ; und darin liegt vornehm- 
lich die juristische Bedeutung dieser Schöpfung. 

Die gesetzgeberische Vertiefung und beginnende Aus- 
breitung des geschilderten Steinschen Organisations- 
prinzips 64 ) wurde nun aber unterbrochen und in die Bahnen 
eines materiellen Doktrinarismus 05 ) geleitet durch 
die seit den dreifsiger Jahren einsetzenden revolutionären 
und naturrechtlichen Theorien 56 ). Als Folgeerscheinung 
des Frankreich, England und Deutschland seit der "Wende 
des 18. Jahrhunderts durchziehenden Konflikts zwischen 
der Staatsgewalt und der staatsbürgerlichen Gesellschaft, 
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in Weiterbildung 57 ) der von der französischen Revolution 
proklamierten Idee allgemeiner Menschenrechte, also der 
Anerkennung einer für die Staatsgewalt unantastbaren Frei- 
heitsphäre des Individuums 58 ), wurde auch für jede Orts- 
gemeinde als Kollektivindividuum ein naturgegebenes, aufser- 
halb der staatlichen Ordnung entstandenes Recht konstruiert, 
ein urwüchsiges* Recht auf freie Existenz und Lebenstätig- 
keit, das der Staat bereits vorgefunden und nur anzuerkennen 
habe, und über eine gewisse Grenze hinaus nicht einschränken 
dürfe 59 ). „Es war," wie Gneis t einmal 60 ) sagt, „eine Zeit 
des unbefriedigten Dranges nach Teilnahme am Staate, in 
welchem klar und unklar soziale Interessen und ideales 
Streben nach der persönlichen Freiheit sich in dem fran- 
zösischen Muster zusammenfanden Das Individuum 

stand noch unmittelbar dem Staate gegenüber, ohne die Ge- 
wöhnung im selbsttätigen Verbände mit andern Klassen die 
Rechte andrer Gesellschaftsklassen würdigen und achten 
zu lernen. 11 — "Wir finden die Idee der Übertragung der 
Allgemeinen Staatsbürgerrechte auf die Kollektivindividuen 
der Gemeinden schon vorgebildet in den Gesetzentwürfen 
Thourets für die Constituante und in Geltung gesetzt durch 
die für die späteren deutschen Verfassungen vorbildlich 
gewordene belgische Verfassung von 1830/31 61 ). 

In der wissenschaftlichen Literatur jener Zeit fand 
diese Auffassung unter dem in Frankreich geprägten 62 ) 
Schlagworte „Decentralisation" 68 ) Verbreitung. Sie 
wurde insbesondere erörtert von Rotteck-Aretin, Zacha- 
Tiae, Zambanelli, Mittermaier, Christ und auch 
von Stahl 64 ). Gesetzgeberisch kam diese neue 
Richtung zum Ausdruck in der Frankfurter Verfassung 
vom 5. Dezember 1848 65 ), in der preufsischen Verfassungs- 
urkunde vom 31. Januar 1850 66 ) und im preufsischen Ge- 
meindegesetz vom 11. März 1850 67 ); ferner inOesterreich, 
wo für die Regeneration des Gemeindelebens überhaupt 
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noch nichts geschehen war, in der neuen Reichsverfassung- 
vom 4. März 1849 und im provisorischen Gemeindegesetz 
vom 17. März 1849 68 ). 

Hatte es sich bei Stein in erster Linie um die Ent- 
bindung neuer Kräfte im Dienste der staatlichen Ver- 
waltung durch Neuorganisation der Trägerschaft der Exe- 
kutivgewalt gehandelt, so war nun das Streben darauf ge- 
richtet, an Stelle des Staates den Stadt- und Dorfparla- 
menten eine selbständige öffentliche Gewalt, und zwar 
nicht nur zur Ausfuhrung, sondern auch zur Bestimmung 
und Normierung der Verwaltung auf ihrem örtlich und 
sachlich abgegrenzten Gebiete und zur Iudikatur zu über- 
antworten. 

Als hervorstechendste Züge der neuen, vom Geiste un- 
klarer politischer Theorien beherrschten Auffassung ö9 ) vom 
rechtlichen "Wesen der Gemeinden sind folgende zu be- 
zeichnen : Die Stadt- und Landgemeinden, die gröfsten wie 
die kleinsten Kommunen werden als gleichberechtigte In- 
dividuen anerkannt und unterschiedslos nach derselben 
Schablone organisiert 70 ). Der Schwerpunkt der Selbst- 
verwaltung ist nun in der für die Funktionäre unverant- 
wortlichen Tätigkeit des Stadtverordnetenparlaments, der 
Gemeindeversammlung zu finden, während nach dem Stein- 
schen System die verantwortliche, amtsmäfsige Verwaltungs- 
arbeit des Magistrats den Kern der Selbstverwaltung bildete. 
Letztere manifestierte sich nun hauptsächlich in der „Wahl 
lokaler Verwaltungsräte, deren Beschlüsse durch die 
Vorsteher ausgeführt werden" 7l ). Die von Stein so scharf 
betonte rechtliche Trennung der Stadtverordnetenversamm- 
lung und des Magistrats und damit die Scheidung zwischen 
abstrakter und konkreter Verwaltungstätigkeit wird 
als unwesentlich verwischt. Der "Wirkungskreis der Ge- 
meinde wird in einen selbständigen und einen über- 
tragenen eingeteilt 72 ). Den ersteren bildet ihre natur- 
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gegebene, vom Staate unabhängige Rechtssphäre, bezüglich 
deren sich der absurde Gedanke entwickelte, dafs die Ge- 
meinde hierin zur Erfüllung ihrer Aufgaben dem Staate 
gegenüber wohl ein subjektives Recht, nicht aber eine 
erzwingbare Pflicht habe 78 ). Im übertragenen 
Wirkungskreise besorgt die Gemeinde als staatliches Hilfs- 
organ rein staatliche .Aufgaben und steht hier unter 
der Leitung und Gehorsamspflicht höherer staatlicher Or- 
gane 74 ). 

Vergebens bemühte sich Gesetzgebung und Theorie, 
den Unterschied zwischen selbständigem und übertragenem 
Wirkungskreis als einen materiellen, als einen grund- 
sätzlichen, aus der Natur der Gemeinde von selbst sich er- 
gebenden zu charakterisieren. Tatsächlich war und ist in 
materieller Hinsicht jede solche Unterscheidung eine ganz 
willkürliche 76 ). Organisatorisch führte das Dogma 
vom doppelten Wirkungskreise schon in der preufsischen 
Städteordnung von 1831 zu dem kuriosen Ergebnis, dafs 
einerseits bezüglich des eigenen Wirkungskreises die 
frühere Koordination von Stadtverordnetenversammlung und 
Magistrat in eine Überordnung des ersteren verwandelt 
wuSe, gleichzeitig aber im ü beTt r a g e n e n Wirkuagskreise 
der Magistrat als eigentlicher Träger der rein staatlichen 
Funktionen der Übergeordnete war 76 ). — Der von der 
Doktrin künstlich aufgestellte Gegensatz zwischen dem Rechte 
der Gemeinde und dem Rechte des Staates führte zur 
Schaffung besonderer Garantien für die Unantastbarkeit 
des selbständigen Wirkungskreises. Es wurden höhere, vom 
Staate möglichst unabhängig zu gestaltende Selbstverwaltungs- 
verbände: Bezirk, Kreis, Landschaft, mit der unentbehr- 
lichen Auf sichts- und zweitinstanzlichen Entscheidungsgewalt 
über die Verwaltungsakte der Gemeinde im selbständigen 
Wirkungskreise betraut 77 ). Die Regierung kann nur bei 
offenbarer Gesetzes Verletzung mittels zeitweiliger Sus- 
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pendierung der Gemeindevertretung eingreifen. — Endlich 
aber wurde der Grundsatz der Korrespondenz der 
Rechte der Gemeindeglieder mit den zu tragenden Lasten 
durch Einführung des Klassenwahlsystems verwirklicht 78 ). 

Die neue Richtung in der Gemeindegesetzgebung be- 
währte sich schlecht. In Erkenntnis dessen kehrte man in 
Preufsen, wenigstens für die alten Provinzen , bereits mit 
der Gemeindegesetzgebung vom Jahre 1853 zum bewährten 
Steinschen Systeme zurück 79 ), nur einzelne Gedanken, wie 
z. B. den des Klassenwahlsystems 80 ), aus der liberalen Ära 
beibehaltend. In der nun folgenden gesunden Weiterentwick- 
lung kam die Einheitlichkeit der gesamten öffentlichen Ver- 
waltung in Preufsen und der staatlichen Autorität gegenüber 
den Untertanen dadurch zum Ausdruck, dafs die Selbst- 
verwaltung dem Staate nicht durch Beschränkung des 
letztern auf ein spärliches Aufsichtsrecht entfremdet, dafs 
die Gemeinden, die Städte nicht unter unabhängige Landes- 
gewalten, sondern als unterste Stufe staatlichen Ober- 
instanzen unterstellt wurden, wobei nur die Besonderheit 
eintrat, da£s diese oberen Instanzen unter Zuziehung von 
Laienelementen gebildet, und dafs denselben parallel 
für öffentlichrechtliche Parteistreitigkeiten besondere, in- 
stanzenmäfsig gegliederte und kontradiktorisch verhandelnde 
Verwaltungsgerichte , gleichfalls mit Laienelementen , ein- 
gerichtet wurden 81 ). 

Anders gestaltete sich die "Weiterentwicklung der 
städtischen Selbstverwaltung in Österreich. Hier wurde 
in reaktionärer Weise das 1849 gegebene provisorische 
Gemeindegesetz durch Allerhöchstes Kabinettschreiben vom 
31. Dezember 1851 aufgehoben und mit Patent vom 24. April 
1859 der frühere polizeistaatliche Zustand wieder hergestellt. 
Erst die Verfassung von 1861 und das im Sinne der- 
selben erlassene Reichsgemeindegesetz vom 5. März 1862 
brach endgültig mit der polizeistaatlichen Untertänigkeit 
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der Gemeinden; aber man stellte sich bei der Neuregelung 
des Gemeindewesens nicht auf den Standpunkt der Stein- 
sehen Reform, sondern auf den der liberalen naturrechtlichen 
Theorien, im Geiste des neunundvierziger Gesetzes 88 ). 

So sehen wir denn als Endziel unserer flüchtigen ge- 
schichtlichen Wanderung zwei Haupttypen der posi- 
tiven deutschen Selbstverwaltung der Städte vor uns: die 
des preufsischen und die des österreichischen 
Rechtes. Wir wollen unsere heutigen Ausführungen vorläufig 
mit einem kurzen Vergleiche dieser beiden praktischen, 
gesetzgeberischen Lösungen des deutschen Selbstverwaltungs- 
problems schliefsen: 

In beiden Fällen hat sich die Staatsgewalt jene ge- 
sellschaftlichen Gewalten zur Durchführung öffentlicher 
Verwaltungsaufgaben dienstbar gemacht, welche ihren Ur- 
sprung haben in den lokalen, nachbarlichen Siedlungs- 
verhältnissen. In beiden Systemen erfolgte die recht- 
liche Neuorganisation, sowie die Zweckbestimmung 
dieser gesellschaftlichen Gewalten nicht durch diese selbst, 
sondern einseitig durch die staatliche Gesetzgebung, 
also durch die souveräne Staatsgewalt. 

Dennoch aber trennt beide Systeme eine grund- 
sätzliche Verschiedenheit sowohl der recht- 
lichen Gesichtspunkte, von welchen aus man die 
Lösung des Problems in Angriff nahm, als auch der 
juristischen Technik, mit welcher der innere Bau 
der Selbstverwaltung vollfuhrt wurde. — Das preufsische 
Recht fafst das Problem mehr von der Seite des formalen 
Rechtes auf, als eine Form staatlicher Organi- 
sation 88 ). Statt an einzelne physische Personen werden 
Amtspflichten und Amtsbefugnisse auf gewisse juristische 
Personen vom Typus der Gebietskörperschaften übertragen. 
Diese erscheinen dem Staate gegenüber als die verant- 
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wortlichen Organe 84 ) für gewisse staatliche Verwaltungs- 
zwecke ; sie berufen aber wieder ihrerseits nach bestimmten 
gesetzlichen Regeln physische Personen zur Durch- 
führung der ihnen zugewiesenen Auigaben 86 ). Die kom- 
plizierte Organisation ist auf Grund streng durchgeführter 
Gewaltentrennung 8 *) mit grofsem Geschick und mit pein- 
licher Sorgfalt zur Erzielung eines möglichsten Gleich- 
gewichtes 87 ) der wirkenden sozialen Mächte ausgewogen. 
Es ist ein Kunstwerk juristischer Technik. — Anderseits 
ist aber die materiellrechtliche Frage, welcher 
Wirkungskreis dem Selbstverwaltungskörper zufallen soll, 
nicht als eine juristische Prinzipienfrage, sondern 
nach Zweckmässigkeitsgründen geordnet. Sie ist ander» 
geordnet für die kleinen Gemeinden, anders iur die grofsen 
städtischen Gemeinwesen 88 ). Wir haben es im Grunde mit 
Kompetenzfragen, nicht eigentlich mit Rechtsverhältnissen 
zwischen Staat und Gemeinde zu tun. — Über dem Ganzen 
aber hält der Staat sein wachendes Auge und hat es sich 
vorbehalten, mit seiner starken Hand einzugreifen, sowohl 
um die Gemeinde von der Überschreitung ihrer Kompetenz- 
sphäre abzuhalten, als auch um sie zur Erfüllung ihrer 
Organpflichten zu zwingen 89 ). 

In Österreich hingegen suchte man das Problem der 
Selbstverwaltung vom materiellrechtlichen Stand- 
punkte aus zu lösen. Die Gesetzgebung beginnt hier mit der 
ausdrücklichen Anerkennung einer fremden Autorität 
neben der staatlichen Autorität. Das Gemeindegesetz von 
1849 stellt als leitenden Grundgedanken den Satz an die 
Spitze: „Die Grundfeste des freien Staates ist 
die freie Gemeinde 90 )," ein Satz, der eine auffallende 
Ähnlichkeit mit der bekannten Ca vo urschen Formel über 
das Verhältnis der Kirche zum Staate hat 91 ) und, wie 
Gerber 92 ) treffend bemerkt, eine unverbindliche politische 
Ansicht, nicht aber eine Rechtsnorm enthält. Das öster- 
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reichische Recht stellt zunächst ein materiellrecht- 
liches Rechtsverhältnis zwischen Gemeindeautorität 
und Staatsautorität auf, wobei allen Gemeinden als Rechts- 
persönlichkeiten gemäfs dem Postulats der Gleichheit vor 
dem Gesetz ohne Rücksicht auf die ungeheure Verschieden- 
heit ihrer Verhältnisse grundsätzlich eine gleiche recht- 
liche Stellung gegeben wird. — Diese rechtliche Stellung 
der Gemeinde zur Staatsgewalt ist eine doppelte: einmal 
eine negative, insofern jeder Gemeindepersönlichkeifc 
grundsätzlich eine von staatlicher Einflufenahme freie 
Lebenssphäre garantiert wird, innerhalb deren sich das 
Rechtsleben dieser Kollektivpersönlichkeit nicht in der 
Subordination, sondern in der Koordination zur Staats- 
persönlichkeit vollziehen soll* 8 ). — Der Lebenszweck der 
österreichischen Gemeinde beziehungsweise die rechtlichen 
Fähigkeiten der Gemeindepersönlichkeit erschöpfen sich 
nicht, wie bei der preufsischen Stadtgemeinde 94 ), in der 
Führung eines Stückes öffentlicher Verwaltung. Es wird 
ihr vielmehr, wie dem Individuum, das Recht auf freie 
Lebensführung, es werden ihr allgemeine staatsbürgerliche 
Grundrechte zugeschrieben 9b ). Die Rechtsgarantien für die 
Unabhängigkeit der Gemeinden vom Staate bestehen in der 
schon erwähnten Unterstellung derselben bezüglich des 
selbständigen Wirkungskreises unter unabhängige Bezirks- 
und Landesgewalten und in der Bezeichnung eines obersten 
Gerichtshofes, des Reichsgerichtes, für Austragung von 
Konflikten über die grundsätzlichen Machtgrenzen von 
Staat und Gemeinde 96 ). 

Die zweite, und zwar positive Seite des rechtlichen 
Verhältnisses zwischen Gemeinde und Staat ist gegeben 
durch die gesetzliche Herstellung einer Art unfreiwilligen 
Mandatsverhältnisses, kraft dessen die Gemeinde neben ihrer 
freien Lebenstätigkeit unter Leitung und instanzlicher Kon- 
trolle der Staatsbehörden gewisse, ausschliesslich staatliche 
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Verwaltungsaufgaben unentgeltlich zu besorgen hat 97 ). Der 
Umfang dieses Mandates kann bei grofsen Gemeinden 
(Statutargemeinden) 98 ) bis auf den Amtsumfang einer poli- 
tischen Behörde erster Instanz (k. k. Bezirkshauptmann- 
schaft) erweitert werden. 

Es liegt in diesem Zwangsmandate eigentlich von 
vornhinein das Eingeständnis der Unzulänglichkeit, der Ver- 
fehltheit des Grundsatzes von der freien Gemeinde im 
freien Staate ! — "Wir sehen also im Gegensatze zum preußi- 
schen Rechte bei uns überall die materiellrechtliche 
Auffassung vorherrschen, und das Problem erscheint hier 
vornehmlich als eine Autoritätenfrage, welche in 
dualistischem Sinne gelöst werden soll, während im 
preufsischen Rechte der Grundsatz der Einheitlichkeit der 
Autorität festgehalten ist. 

Dagegen tritt im österreichischen Gemeinderechte die 
formalrechtliche Frage der Organisationsform als un- 
wesentlich zurück. Das Gemeindegesetz von 1862 stellt 
diesbezüglich nur allgemeine Gesichtspunkte auf, 
indem es zwischen Gemeindeausschufs und Gemeinde- 
vorstehung unterscheidet. Auf den juristischen Ausbau 
der inneren Organisation der Gemeinden hat der Staat bei 
uns verzichtet und es der Landesgesetzgebung überlassen, 
nicht nur länderweise getrennt, sondern auch fallweise 
verschieden (wie bei den Statutargemeinden) besondere 
Normen zu geben, beziehungsweise den individuellen 
Wünschen der einzelnen Statutargemeinde oder der darin 
zurzeit herrschenden politischen Partei die gesetzliche 
Genehmigung und Autorisation zu erteilen. Hierbei wurde 
bemerkenswerterweise die Unterscheidung zwischen ab- 
strakten (normgebenden und kontrollierenden) Funktionen 
und konkreter obrigkeitlicher Tätigkeit zum Teil verwischt, 
zum Teil ganz fallen gelassen, dagegen der Magistrat durch- 
weg dem Gemeinderate, der grofsen, parlamentarisch tätigen 
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Versammlung als dessen Ausfuhrungsorgan untergeordnet ••). 
Im übrigen ergibt eine vergleichende Nebeneinanderstellung 
der selbständigen Gemeindestatuten eine bunte Musterkarte 
von Organisationsformen 100 ). Der Begriff „Stadt" als 
Rechtsbegriff für eine besondere Organisationsform ist im 
positiven Rechte Österreichs verschwunden; er ist ein 
blofser Titel geworden 101 ). 

Unsere Untersuchung ist für heute beendet, aber noch 
nicht abgeschlossen. Ich habe versucht, unser Problem ge- 
schichtlich zu entwickeln und die beiden deutschen Haupt- 
typen seiner gegenwärtigen legislativen Lösung dar- 
zustellen. Um es aber wissenschaftlich zu lösen, müssen 
wir diese positivrechtlichen Lösungen noch erproben an 
einem allgemeinen einheitlichen Begriffe der deutschen 
Selbstverwaltung, wozu wir uns zunächst einen möglichst 
klaren Überblick über den Stand der wissenschaftlichen 
Doktrin verschaffen müssen, um dann selbständig zu einer 
Formulierung des Begriffes und zu einem abschliefsenden 
Urteil zu gelangen. Dies soll auf Grundlage der heute ge- 
wonnenen Ergebnisse die Aufgabe meiner beiden nächsten 
Vorträge sein. 



Zweiter Vortrag, 

Kritische Darstellung der wichtigsten rechts- 
wissenschaftlichen Theorien über die deutsche 

Selbstverwaltung. 



Meine sehr geehrten Herren! 

Ich habe in meinem ersten Vortrage von dem Ringen 
der gesellschaftlichen Gewalten gesprochen und versucht 
darzustellen, wie der Staat, die umfassendste dieser Ge- 
walten, sich gezwungen sieht, Stellung zu nehmen zum 
ununterbrochenen Gruppen- und Machtbildungsprozesse 
innerhalb seines Gebietes , welcher stets nach den Prinzipien 
der Organisation und der Autorität vor sich geht. Der 
besondere Fall dieser Erscheinung im Staatsleben , welcher 
uns beschäftigte, war das Verhalten der deutschen Staats- 
gewalten zu den städtischen Gemeindegewalten in den 
einzelnen Epochen der Geschichte. Der Zeit der urwüchsigen 
Freiheit der Stadt im Mittelalter folgte die Unterdrückung 
jeglicher Selbständigkeit derselben im absolut regierten 
Staate und nach der grofsen französischen Revolution; bis 
der aufblühende Verfassungs- und Rechtsstaat die Gemeinde- 
verbände kraft seiner gesetzgebenden Gewalt für seine 
Zwecke neu organisierte und seinem Rechtsorganismus ein- 
gliederte. Das geschah aber nicht in allen deutschen Staaten 
auf die gleiche "Weise, nicht nach denselben Rechtsgrund- 
sätzen. Wir sind, absehend von der grofsen Mannigfaltig- 
keit im einzelnen, am Schlüsse unserer neulichen Aus- 
führungen zur Charakterisierung zweier Haupttypen des 
deutschen Stadtrechts gelangt, der des österreichischen 
und der des preufsischen Rechts, und haben uns die 
wesentlichen Verschiedenheiten ihres rechtlichen Aufbaues 
klargemacht. So versuchten wir uns auf dem Wege der 

Lamp, Problem d. stfidt. Selbstverwaltung. 3 
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Rechtsgeschichte das Verständnis für das positive 
Recht zu erschliefsen. 

Der Weg, den wir heute wandern wollen, ist ein 
andrer. Er fährt uns aus dem wilden Kampf des Lebens 
in die stille Stube des Gelehrten. Das , was das lebendige 
Ringen der gesellschaftlichen Gewalten in der Staatsgeschichte 
wechselvoll gestaltet, und was als Niederschlag solcher 
Kämpfe in der Rechtsordnung als allgemein bindende Norm 
für die Rechtsgenossen erscheint, das sucht die Rechts- 
wissenschaft vernunftmäfsig durch abstrakte Begriffsbildung 
zu erfassen. — Unsre Aufgabe wird es zunächst sein, 
einen Überblick darüber zu gewinnen, in welcher "Weise 
die Rechtswissenschaft bisher zum Problem der städtischen 
Selbstverwaltung . Stellung genommen hat l02 ). Dann aber 
wollen wir auf dem Wege kritischen Vergleichens und 
Prüfens der von der Theorie aufgestellten Begriffe zu einem 
selbständigen Versuche der Lösung des Problems vor- 
schreiten. 

Bevor wir aber an die Arbeit gehen, müssen wir uns 
über einige Vorfragen einigen. Zunächst ist mit Nachdruck 
festzustellen, dafs das Ziel aller in Betracht zu ziehenden 
wissenschaftlichen Theorien darin liegt, aus den zahlreichen 
Formen , in denen die Selbstverwaltung im Staatsleben ihre 
Verwirklichung gefunden hat, die generellen Merkmale 
herauszuheben, die Zufälligkeiten und die besonderen Merk- 
male der einzelnen Selbstverwaltungstypen abzusondern, 
um so einen einheitlichen, abstrakten Rechts- 
begriff der Selbstverwaltung zu finden, der über 
den verschiedenen Gestalten seiner praktischen Verwirk- 
lichung steht und dazu geeignet erscheint, um an ihm die 
Formulierungen der Selbstverwaltung durch die verschiedenen 
Gesetzgebungen und Rechtsordnungen auf ihre Richtig- 
keit und Reinheit hin zu prüfen. 

Dieser Aufstellung eines allgemeinen Rechtsbegriffes 
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den Selbstverwaltung konnte sich bei der hervorragenden 
Bedeutung derselben für alle Gebiete des öffentlichen Rechts 
wohl kein Publizist von einiger Bedeutung entschlagen, und 
wir stehen daher vor einer fast unübersehbaren Menge ver- 
schiedener Meinungen. Aber diese zahlreichen Theorien 
weisen untereinander vielfach Verwandtschaft auf und 
lassen sich daher in einige wenige Gruppen zusammenfassen, 
welche im wesentlichen bedingt sind durch die allgemeine 
wissenschaftliche Richtung, welcher der einzelne Autor sich 
in seiner Auffassung der staatlichen Probleme überhaupt 
zugewendet hat. Dadurch ist uns, meines Erachtens, von 
vorhinein eine sichere systematische Grundlage zur Bewäl- 
tigung des überreichen Stoffes gegeben. Wir knüpfen dabei 
gleichzeitig an Bekanntes an: Es tritt uns da zunächst die 
Ältere privatrechtliche, von romanistischen Gedanken ge- 
tragene Auffassung des Staats- und Verwaltungsrechts ent- 
gegen •, daneben macht sich die naturrechtliche, rechtsphilo- 
sophische Richtung mit ihrem nebelhaften Gesellschafts- 
begriffe geltend; die Anhänger der deutschrechtlich-histori- 
schen Forschung , welche mit Vorliebe den mittelalterlichen 
Genossenschaftsbegriff als Ausgangspunkt für die Erklärung 
staatlicher Erscheinungen verwenden, ergreifen auch auf 
unserm Gebiete das "Wort; die Vertreter der rechtsver- 
gleichenden Methode mit ihrer Fülle von interessanten, 
allerdings mehr politische als juristische Wahrheiten ent- 
haltenden Beobachtungen beteiligen sich an der Diskussion ; 
und endlich versucht die moderne Juristenschule der Publi- 
zistik durch weise Beschränkung ihres Arbeitsfeldes auf 
das streng juristische Gebiet feste Grundpfeiler für die An- 
wendung und Ausgestaltung des öffentlichen Rechts auch 
hinsichtlich der Selbstverwaltung aufzurichten. 

Die innerhalb der einzelnen Gruppen zutage tretende 
grofse Mannigfaltigkeit der Ansichten macht es mir leider 

unmöglich, im Rahmen meines heutigen Vortrages an eine 

3* 
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erschöpfende Darstellung der Theorien zu denken. Ich 
mufs mich darauf beschränken, die Hauptrichtungen der« 
selben zu charakterisieren. Um aber dennoch bei unsrer 
Betrachtung das belebende und veranschaulichende indi- 
viduelle Element nicht zu entbehren, will ich, soweit es 
möglich , die einzelnen Theoriengruppen nicht in abstracto, 
sondern in der Weise vorfuhren , dafs ich diesen und jenen 
Hauptvertreter herausgreife, um aus seinen Ausfuhrungen 
die für die ganze Richtung charakteristischen Gedanken 
hervorzuheben. — Dabeiist es freilich unvermeidlich, dafs 
mancher originelle Gedanke unerwähnt bleibt, mancher 
tüchtige Denker nicht die verdiente Würdigung findet. 
Auch müssen im Interesse der Deutlichkeit der Darstellung 
die Grenzen der einzelnen Theorien und Theoriengruppen 
schärfer gezeichnet werden , als sie es in Wirklichkeit sind. 
Denn bewufst und unbewufst werden die Forschungsergeb- 
nisse des einen zu Bau- und Prüfsteinen für die Arbeit 
des andern, und gerade in dieser geistigen Wechselwirkung 
liegt ja das Mittel zum wissenschaftlichen Fortschritt ; aber 
auch die Unmöglichkeit einer scharfen individuellen Ab- 
grenzung der Einzelleistungen. 

Noch eine Vorfrage mufs gelöst werden. Die grofse 
Verschiedenheit in der methodischen Behandlung des 
Problems seitens der einzelnen Vertreter der Wissenschaft 
macht es notwendig, in vorhinein einheitlich die springen- 
den Punkte oder diejenigen Einzelfragen zu bestimmen, 
auf welche es bei der Lösung des ganzen Problems eigent- 
lich ankommt, welche entscheidend sind für die Erfassung 
der ganzen Aufgabe. Nur nach vorgängiger Einigung über 
diese Momente wird eine gleichmäfsige Darstellung , Ver- 
gleichung und Kritik der verschiedenen Theorien, wird 
eine gedeihliche Lösung unsres Problems möglich sein. 
Diese Einigung ist nicht so leicht. Denn einerseits liegt 
die Gefahr vor, in dem Bestreben nach möglichster Redu- 
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zierung und Vereinfachung der Fragestellung wesentliche 
Seiten der Selbstverwaltung zu vernachlässigen, anderseits 
wird bei zu ängstlicher Berücksichtigung von Nebenfragen 
die "Wirksamkeit der Beweisführung beeinträchtigt, die 
Schärfe der Gegensätze verwischt. Zudem wird sich bei 
der zu treffenden Auswahl , auch beim besten Willen subjek- 
tive Auffassung nie ganz beseitigen lassen. — Ich glaube 
unter Beobachtung der markierten Grenzen folgende Gesichts- 
punkte in den Vordergrund der Diskussion stellen zu sollen : 
Zunächst die Frage nach dem wissenschaftlichen Aus- 
gangspunkte, wobei sich ergeben mufs, ob der Rechts- 
philosoph, der Politiker, der Historiker oder der Dogmatiker 
ans den einzelnen Theorien zu uns spricht. Sodann die 
Frage nach dem Träger der Selbstverwaltung und 
nach der inneren Organisation der Trägerschaft, 
an welche sich die Erörterung über das Verhältnis der 
Selbstverwaltung zur Staatstätigkeit und deren 
Organen und zu den Untertanen anzugliedern hat. Ferner 
mufs, wenn wir unserm Standpunkt als Juristen treu bleiben 
wollen, unser Gegenstand zu den Kategorien des privaten 
und öffentlichen; des materiellen und formellen 
Rechts in Beziehung gebracht werden, und endlich müssen 
wir, wie ich glaube, zu der entscheidenden Schlufsfrage 
aufsteigen , ob denn ' die Wurzel des Selbtsverwaltungs- 
begriffes imBegriffe des subjektiven Rechts oder 
der Rechtspersönlichkeit zu finden sei. 

All diese, dem Gebiete der Methodik angehörenden 
Erörterungen mufste ich vorausschicken, um meine nach- 
folgenden Darlegungen zu rechtfertigen und deren richtiges 
Verständnis vorzubereiten ; und so schreite ich nunmehr zur 
Darstellung der Selbstverwaltungstheorien selbst. 

Eigentlich erst seit dem Beginne des 19. Jahrhunderts 
beschäftigt sich die Wissenschaft mit unserm Problem. 
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Zuerst, und zwar noch zu einer Zeit, als das geniale 
St ein sehe Reformwerk bereits das Licht der Welt erblickt 
hatte, herrschte bei der Betrachtung des Stadt- und 
Gemeindebegriffs die dem Polizeistaate eigentümliche privat- 
rechtlich-romanistische Auffassung vor. Die Gemeindever- 
waltung gut nur als eine selbständige , von der Regierung 
möglichst unabhängig zu gestaltende Vermögens- und Anstalts- 
verwaltung. Der Gedanke einer öffentlichrechtlichen Funk- 
tion der Kommune im eigenen Namen unter Geltendmachung 
obrigkeitlicher Gewalt fehlte. Als Träger der Gemeinde- 
verwaltung erscheinen Sozietäten oder gemeinrechtliche 
Korporationen mit Privatrechtsfahigkeit und den Rechts- 
vorzügen und dem Privatrechtsschutz der Minderjährigen. 
Beliebt ist hierbei die Berufung auf das corpus juris civilis 108 ) ; 
bezeichnend die Auffassung der Gemeindelasten als Bei- 
tragsleistungen ihrer Angehörigen im Sinne der gemein- 
rechtlichen Korporationslehre. Ja, es wird sogar die Meinung 
vertreten , dafs die Gemeindebürger , wie bei einer Erwerbs- 
gesellschaft , subsidiär für die Gemeindeschulden haffbar 
seien. Dabei erleidet naturgemäfs die Unterscheidung 
zwischen Sozietät und Korporation eine starke Verwischung 
ihres begrifflichen Gegensatzes 104 ). Die Ausübung der den 
Gemeinden auferlegten Ortspolizei gilt nur als eine „lästige 
Tätigkeit", deren möglichste Abschüttlung von den Kom- 
munen mit Recht angestrebt werde. Von der Unterwerfung 
unter die bürgermeisterliche Polizeigewalt , welcher gewisser- 
mafsen das Kleid einer Disziplinargewalt umgehängt wird, 
sollen die Honorationen und besseren Leute ausgenommen 
sein. Soweit bei Betrachtung der Gemeinden überhaupt 
von Rechtspersönlichkeit die Rede ist, werden sie allen 
andern Personen als Subjekte von Rechten und Pflichten 
des Privatrechts gleichgestellt und stehen zum Staate im 
Verhältnis von Untertanen, denen besondere Lasten im 
Interesse des Staates auferlegt werden können. Die Be- 
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Zeichnung der Gemeinden als „politische Verbindungen" 
und eine gewisse allgemeine Beziehung auf staatliche und 
Verfassungsfragen bleiben ohne wesentlichen Einfluss auf 
ihre juristische Qualifizierung. — Wir finden Vertreter 
dieser Auffassung bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts; 
unter ihnen sind zu nennen: Gönner, Klüber, Malchus, 
Schilling, Beisler, Christ und selbst noch Zöpfl 105 ). — 
Den Übergang zu einer neuen Richtung, welche aus der 
liberalen Bewegung der dreifsiger und vierziger Jahre her- 
vorwuchs , bilden die Ausführungen von Reichard, Bülau, 
v. Stahl, Rotteck- Aretin, Mittermaier, Brater, 
Dahlmann, Weiske, v. Giech 106 ), welche sich durch 
eine wachsende Gegnerschaft gegen die Bevormundung der 
wirtschaftlichen Tätigkeit der Gemeinden seitens des Staates 
und durch die Aufnahme politischer Freiheitsideen kenn- 
zeichnen. 

Als Vorkämpfer der neuen Ideen, welche die seit der 
grofsen französischen Revolution übliche naturrechtliche 
Gegenüberstellung von Staatsrecht und Menschenrecht auch 
auf das Verhältnis zwischen Staat und Gemeinde überträgt, 
mufs schon Zachariä 107 ) angesehen werden. Er betrachtet 
die Gemeinde bereits als eine Erscheinung des öffentlichen 
Rechts, wenn er sich auch über die Grenzen zwischen 
diesem und dem Privatrecht keine Rechenschaft geben kann. 
Für ihn und seine Richtung gibt es neben dem Einzel- 
menschen auch Kollektivindividuen, welche unabhängig 
vom Staat als „unauflösliche Organismen 4 * bestehen und 
mit staatlich unantastbaren, subjektiven Grund- und Frei- 
heitsrechten ausgestattet sind. Diese auf territorialer Grund- 
lage erwachsenen Korporationen, ihre urwüchsige Persön- 
lichkeit , ihr naturgegebenes Recht hat der stärkere , gröfsere 
Staat , dessen Analoga sie sind , anzuerkennen ; nur kann er 
sie, wie andre Untertanen, im allgemeinen Interesse be- 
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schränken, sie zur Übernahme gewisser Pflichten und L asten 
unterwerfen. Innerhalb der eigenen freien Lebenssphäre 
aber entfaltet die Gemeinde Herrschafts- und Rechtsfunk- 
tionen ohne Beschränkung auf nur verwaltende Tätigkeit; 
durch Selbstgesetzgebung , selbständige Verwaltung , Selbst- 
besteuerung , eigene Gerichtsbarkeit und Polizei besorgt sie 
ihre und ihrer Angehörigen Angelegenheiten, und der Staat 
hat * i* «^^«J^G-W-i«*- gru-d- 
sätzlich abgegrenzten Wirkungskreise zu schützen und ein 
Aufsichtsrecht nur bezüglich der Einhaltung ihrer natur- 
gegebenen Macht- und Rechtsgrenzen auszuüben. — Während 
Zachariä zwar den Unterschied zwischen Stadt- und Land- 
gemeinden als einen rechtlich wesentlichen anerkennt, mifst 
er der inneren Organisation der Gemeinden keine grundsätz- 
liche Bedeutung bei und läfst bei der Kompetenzabgrenzung 
zwischen Gemeindevertretung und Gemeindeobrigkeit, welche 
im übrigen zueinander im Koordinationsverhältnis stehen, 
lediglich den Gesichtspunkt der Wichtigkeit der Geschäfte 
walten. Wo neben den eigenen Gemeindeangelegenheiten 
auch Staatsgeschäfte besorgt werden, da sind die betreffen- 
den Gemeindebeamten, nicht die Gemeinden selbst, kraft 
besonderer Delegation die Träger staatlicher Funktionen 
und dadurch zugleich unmittelbare Staatsdiener. 

Damit sind die leitenden Gedanken der naturrechtlich- 
philosophischen Richtung in der Wissenschaft aus- 
gesprochen, welche in engster Verbindung stand mit der 
liberalen, auf Einführung von Verfassungen abzielenden 
politischen Bewegung, zumal ja gerade die Vertreter der 
Wissenschaft, die akademischen Lehrer lebendigen Anteil 
an den die Gemüter bewegenden Tagesfragen nahmen. 
Aber diese naturrechtlich-politischen Ideen mufsten bei der 
wissenschaftlichen Behandlung unsres Problems auf Irrwege 
führen; zunächst zu der Wahnvorstellung, als beruhe das 
Wesen der Gemeinde und das des Staates auf Rechts- 
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begriffen, welche in vornhinein feststehen, und welche in 
ihrer ewig unwandelbaren Gestalt nur richtig erkannt zu 
werden brauchten, um gesetzgeberisch zur Verbesserung 
der fehlerhaften Rechtszustände verwertet zu werden. 
Dazu gesellte sich das Bestreben, solche als unumstöfsliche 
Wahrheiten angenommenen Grundbegriffe durch willkürliche 
Verallgemeinerung zu Rechtsprinzipien zu erheben und aus 
der Vorstellung der Gemeindeverwaltung zu den höheren 
Kategorien der Selbstverwaltung, der „freien Verwaltung", 
der Autonomie usw. zu gelangen. Man verliefs den Boden 
des positiven Rechts und der realen Wirklichkeit und begab 
sich auf das Gebiet unfruchtbarer Dogmatik. Ausgehend 
von dem Leitsatze, die Gemeinden seien aufserhalb des 
Staates und seines Rechts stehende Persönlichkeiten von 
homogener Beschaffenheit , stellte man Dorf und Stadt als 
gleichberechtigte Subjekte mit gleichen Recht- und Macht- 
sphären nebeneinander. Für die innere Organisation der 
Gemeinde gelangte man zur Annahme eines einzigen obersten 
und mafsgebenden Organes, der Stadtverordnetenversammlung 
oder dem Gemeinderate, dem alle andern Organe, so der 
Magistrat, die Verwaltungsdeputationen, der Beamtenkörper, 
durch teilweise Gemeinsamkeit der Mitglieder enge angefugt 
und unbedingt subordiniert sein müfsten. Für den un- 
abänderlich naturgegebenen Wirkungskreis erfand man eine 
zwar sehr schön klingende, aber juristisch unbrauchbare 
materielle Begriffsbestimmung ; er sollte die Besorgung aller 
jener Angelegenheiten umfassen, welche das Gesamtinteresse 
der Gemeinde zunächst berühren und innerhalb ihres Ge- 
bietes durch ihre eigenen Kräfte besorgt werden können. 
Damit glaubte man eine scharfe begriffliche Grenze gegen- 
über jenen Funktionen gefunden zu haben, welche die Ge- 
meinde oder einzelne ihrer Organe etwa noch als Mandatare 
des Staates zu verrichten hätten. Es ist bekannt, wie diese 
Dogmatik auch in die Gemeindegesetzgebung Eingang fand. 



— 42 — 

Wie unhaltbar sie ist, läfst sich an zahlreichen Beispielen 
aus unserm österreichischen Rechte dartun. Dasselbe 
weist z. B. den Erlafs von Polizeiverordnungen dem selb- 
ständigen Wirkungskreise der Gemeinde zu, während es die 
Durchführung solcher autonomer Normen im Einzelfall mit 
polizeilicher Strafgewalt als übertragenen Wirkungskreis 
mit dem Instanzenzuge an die politischen Behörden charak- 
terisiert. — Die Handhabung der Baupolizei bei Errichtung 
eines modernen Gebäudes mit Zentralheizung, Aufzügen, 
Gas- und Wasserleitung usw. ist selbständiger Wirkungs- 
kreis ; die Gewerbepolizei bei Einrichtung einer einfachen 
Schusterwerkstätte in diesem Neubau aber fallt aufserhalb 
des eignen Wirkungskreises der Gemeinde. — Ein besonders 
drastisches Beispiel wurde bei den Debatten im österreichi- 
schen Reichsrate, betreffend die Entschädigung der Gemeinden 
für ihre Tätigkeit im übertragenen Wirkungskreise, angeführt: 
nach den geltenden Normen gehört die Ausstellung eines 
Dienstbotenbuches zum selbständigen, die Ausfertigung 
eines Viehpasses aber zum übertragenen Wirkungskreis der 
Gemeinde 108 ). 

Aus dem Gesagten könnte man leicht die Folgerung 
ableiten, als sei die naturrechüich-philosophische Richtung 
in der Auffassung des Selbstverwaltungsproblems zu einheit- 
lichen Resultaten gelangt. Das wäre jedoch durchaus un- 
richtig. Im Gegenteil : keine andre Theoriengruppe weist 
eine solche Verschiedenheit in den Ergebnissen der einzelnen 
Theorien auf wie diese. Der Grund dafür liegt auf der 
Hand : nirgends hat man den festen Boden des Rechts und 
der Geschichte so weit verlassen und sich so sehr subjektiven 
politischen Neigungen und unklaren, rechtsphilosophischen 
Ideen hingegeben wie hier. Neben der blofsen Markierung 
der allgemeinen Gedanken der liberalen Richtung, des „ver- 
mittelnden Systems", wie sie beispielsweise Grotefend 109 ) 
oder Hermann Schulze 110 ) vornimmt, wird von andern,. 
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z. B. von Gareis 111 ), der seiner Darstellung „die reine 
und absolute Interessentheorie" zugrunde legt,, mit be- 
sonderem Nachdrucke ausgeführt, dafs die Selbstverwaltung- 
die Verwaltung ausschliefslich staatlicher Interessen durch 
selbständige Untertanenverbände sei. Daneben stehen Be- 
hauptungen wie die von Roesler 112 ), welcher, ähnlich wie 
Mo hl, in der Selbstverwaltung die vom Staate unabhängige 
freie Kulturtätigkeit einzelner Menschen und von Ver- 
bänden zur Verwirklichung gesellschaftlicher Ideen zu er- 
kennen glaubt und die ihrem Inhalte nach in vorhinein 
gegebenen Aufgaben der Gemeinden in scharfen Gegensatz 
zu den inhaltlich ganz anders gearteten Aufgaben des 
Staates stellt. — In derselben Richtung wie Roesler, nur 
noch unklarer und verschwommener bewegt sich Tell- 
kampfs 118 ) Darstellung. — 

In dem bunten Gemisch der Meinungen lassen sich 
aber zwei Strömungen deutlich unterscheiden, uns heute 
gekennzeichnet durch zwei führende Geister, die gewisser- 
mafsen die ganze Theoriengruppe abschliefsen: S c h äf f 1 e lu ) 
und Lorenz von Stein. Jener fährt uns abseits in da» 
Gebiet soziologischer Probleme; die Phänomene der Ge- 
sellschaft m ) sind das eigentliche Objekt seiner Forschung ; 
der wieder hervorgeholte Vergleich des Staatskörpers mit 
dem tierischen Körper und die Analogie der Organe und 
Funktionen des Staates mit anatomischen Elementen und 
physiologischen Vorgängen sind seine Lieblingsvorstellung» 
Seine Ausfahrungen sind zu abgekehrt vom Forschungs- 
gebiet des Juristen, als dafs wir uns näher mit ihnen be- 
schäftigen könnten. Anders v. Stein 116 ), welcher zwar in 
seiner umfassenden und glänzenden Art wie für die junge 
Verwaltungsrechtswissenschaft überhaupt, so für unser 
Problem im besonderen Richtung gebende, grundlegende 
Gedanken ausspricht, aber, wie die meisten seiner Schule r 
dem Staatsbegriffe einen nebelhaften Gesellschaftsbegriff an 
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die Seite stellt und versucht, politische und rechts- 
philosophische Vorstellungen über die „freie" Verwaltung:, 
deren Abart die Selbstverwaltung, und wieder deren be- 
sonderer Fall, die Gemeindeverwaltung sei, in die strengen 
Kategorien des Rechts zu bringen. Freilich ohne Erfolg. 
Denn das, was wir so hoch an dem vielgenannten Gelehrten 
schätzen, sind eben nur die klugen und vielseitigen Ge- 
danken, aber nicht präzise Lösungen juristischer Probleme, 
nicht die Blofslegung des inneren Baues positiver Rechts- 
institute. — Mit Nachdruck betont Stein den wichtigen 
Gedankender Rechtspersönlichkeit der Gemeinden 117 ). 
Ihr öffentlichrechtliches Wirken geschieht unabhängig und 
im Gegensatz zur Regierung und ihrem Ämtersysteme durch 
Organe , welche aus der freien Wahl der Bevölkerung her- 
vorgegangen sind. Da auch der Staat an sich eine einheit- 
liche, ungeteilte Persönlichkeit ist, so steht die Gemeinde- 
persönlichkeit aufserhalb der Staatspersönlichkeit , dient 
aber der letzteren in selbständiger Weise zur Durchführung 
staatlicher Aufgaben 118 ), wie jeder andre freie Verwaltungs- 
körper, als welche auch alle Vereine anzusehen seien. Die 
ihren Wirkungskreis bildenden staatlichen Aufgaben löst 
die Gemeinde aber nicht nach dem Willen der staatlichen 
Vollzugsgewalt, sondern nach eigenem, frei zu bildenden 
Willen, durch welchen sie auch ihr eigenes, vom staatlichen 
Rechte unterschiedenes Recht schafft 116 ). Wo die Gemeinde 
ausnahmsweise staatlichen Vollzugs willen ausführt, er- 
scheint sie als unselbständiges Staatsorgan. Demgmäfs ergibt 
sich für sie ein zweifacher Wirkungskreis, der sich aber nich 
nach besonderen Arten aufzählbarer Geschäfte, sondern nur 
danach unterscheiden läfst, ob die Gemeindepersönlichkeit 
als solche mit selbständiger Willensbildung oder ohne das, 
lediglich als Vollzieherin von Gesetz und Verordnung tätig 
wird-, dann aber auch danach, ob es sich um die Lösung 
besonderer, örtlich spezialisierter, gemeindebürgerlicher 
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Aufgaben oder um die Befriedigung gleichartiger, all- 
gemeiner, staatsbürgerlicher Interessen handelt 120 ). 

Eine Auffassung des übertragenen Wirkungskreises vom 
organisatorischen Gesichtspunkte aus als eine Inanspruch- 
nahme nicht der Gemeinde als Gesamtperson, sondern als 
Inanspruchnahme einzelner ihrer Organe lehnt Stein grund- 
sätzlich ab. Der Art der Geschäfte nach kennt Stein 
keine Grenzen der gemeindlichen Selbstverwaltung. Nach 
dem für die ganze Theoriengruppe typischen Schlagworte: 
„Alles, was das Interesse der Gemeinde zunächst berührt 
und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigenen Kräfte be- 
sorgt werden kann", werden aufser der eigentlichen Ver- 
waltung auch Gesetzgebung, Verordnungs- und Organisations- 
gewalt, Rechtsprechung, Polizeigewalt, Regelung des Wirt- 
schaftslebens für die Gemeinde vindiziert 121 ). — Hinsicht- 
lich der gemeindlichen Organisation verlangt Stein wohl 
eine grundsätzliche Unterscheidung zwischen Stadt- und 
Landgemeinden nach allgemeinen gesezlichen Normen, wo- 
bei die durch den Gegensatz von beweglichem Kapitalbesitz 
und bäuerlichem Grundbesitz bedingten sozialen und wirt- 
schaftlichen Unterschiede eine entscheidende Rolle spielen 
sollen 128 ). Sonst aber soll das Vorbild des Staates, soll 
die rechtliche Stellung des Staatsoberhauptes, des gesetz- 
gebenden Körpers, des Ministeriums, des staatlichen Be- 
hördensystems mit möglichster Treue in den städtischen 
Organen des Bürgermeisters, der Gemeindevertretung, des 
Magistrats und des städtischen Beamtenkörpers nachgebildet 
werden 128 ). Trotz dieser gegenüber dem Stande des 
positiven Rechts unhaltbaren qualitativen Identifizierung 
der Funktionen und der subjektiven Gewaltenteilung der 
obersten Staatsorgane mit dem inneren Baue der Gemeinden 
verlangt Stein, dafs bei jeder einzelnen Funktion der 
Gemeinde alle ihre Organe unter souveräner Zustimmung 
des Bürgermeisters zusammenwirken sollen 124 ). — Was 
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endlich die Kontrolle der Gemeindetätigkeit betrifft, so 
erkennt Stein die Notwendigkeit staatlicher Oberaufsicht an, 
will sie aber nicht von Staatsbehörden, sondern von Ge- 
meinden höherer Ordnung ausgeübt wissen, wobei jedoch 
das merkwürdige Prinzip ausgesprochen wird, dafs durch 
die Funktionen dieser übergeordneten, sogenannten Ver- 
waltungsgemeinden die primären Gemeinden aus ihrer Stellung 
als staatliche Vollzugsorgane zugunsten der ersteren ausge- 
schaltet und zu deren unselbständigen Exekutivwerk- 
zeugen gemacht werden sollen. Darin liegt ein unvereinbarer 
Widerspruch mit der von Stein an andrer Stelle ausge- 
sprochenen Grundauffassung vom Wesen der Gemeinden l25 ). 

Überblicken wir das Gesamtbild der Stein sehen Ideen 
von der gemeindlichen Selbstverwaltung, so finden wir, ab- 
gesehen von wertvollen einzelnen Gedanken, eine von natur- 
rechtlichen Anschauungen durchtränkte, juristisch unklare und 
vielfach widerspruchsvolle Darstellung, welche eines brauch- 
baren Grundbegriffes der öffentlichen Verwaltung ent- 
behrt und, wie die andern Theorien, den aussichtslosen Ver- 
such enthält, unser Problem nach dem Inhalte der Selbst- 
verwaltungsfunktionen zu lösen, während in formaler Be- 
ziehung durch die unhaltbare Analogie mit dem Staate und 
durch das Fehlen eines Organisationsprinzips der an sich 
wertvolle Gedanke der öffentlichrechtlichen Gemeinde- 
persönlichkeit ohne fruchtbare Verwertung bleibt. Begreif- 
licherweise findet Stein gerade im österreichischen Gemeinde- 
recht eine vorbildliche Verwirklichung seiner Ideen. 

Der St einschen Richtung folgen viele andre Autoren, 
im einzelnen mit abweichenden und sich bekämpfenden 
Ansichten. Es seien . hier hervorgehoben : v. I n a m a - 
Sternegg, Lingg, Gaupp, Rümelin 186 ), vor allem 
aber auch Hänel 127 ). In den hierher gehörenden zahl- 
reichen Abhandlungen spielt insbesondere der für die Lösung 
unsres Problems belanglose Streit eine gewisse Rolle, ob 
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die Selbstverwaltungstätigkeit der Gemeinden eine Be- 
sorgung eigener, nichtstaatlicher Angelegenheiten oder 
die Verrichtung staatlicher, also fremder Geschäfte sei, 
oder ob es sich dabei sowohl um eigene als um 
fremde Funktionen handle. Dieser Streit beruht einerseits 
auf der unrichtigen Voraussetzung einer aufs erhalb der 
staatlichen Rechtsordnung stehenden Gemeindepersönlichkeit, 
anderseits auf der falschen Annahme, als sei die Selbst- 
verwaltung ihrem Wesen nach ein materieller Begriff von 
inhaltlich unabänderlichen, naturgegebenen Funktionen. 

In der Annahme eines vom Staate unabhängigen Rechts 
und einer ebensolchen ^Rechtspersönlichkeit , ja selbst in 
ihren Endergebnissen mit der eben besprochenen Theorien- 
gruppe nahe verwandt, in ihren Ausgangspunkten und 
Gedankengängen aber wesentlich von ihr verschieden sind 
die Darstellungen des Gemeindebegriffs jener Theoretiker, 
welche man kurz unter dem Namen der historisch-deutsch- 
rechtlichen Schule zusammenfassen kann. Dieser Richtung 
hat der weithin glänzende Name Gierkes 128 ) ein charak- 
teristisches Gepräge verliehen, und darum möge auch er uns 
hier als Führer dienen. Wir finden bei ihm einen be- 
wufsten Widerstreit zwischen einem von vorhinein ge- 
gebenen, geschichtlich-naturrechtlichem Idealrecht und dem 
durch dieses zu korrigierenden positiven Recht. Trotz 
seiner ausdrücklichen Verwahrung nimmt Gierke doch die 
rechtliche Stellung der mittelalterlichen Stadt und 
den inneren Dualismus des mittelalterlichen deutschen 
Staatsrechts als Grundlage und Mafsstab für die Erkenntnis 
des geltenden deutschen Rechts-, nur dafs er neben seine 
geschichtlichen Deduktionen noch rechtsphilosophische und 
politische Argumente setzt. Er begeht dabei, meines Er- 
achtens, den methodologischen Fehler, dafs er das Problem 
des historischen Ursprunges der deutschen Gemeinden und der 
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gesellschaftlichen Bedingungen ihrer geschichtlichen Ent- 
wicklung mit dem durch das positive Recht der deutschen 
Staaten gegebenen juristischen Gemeindeproblem ver- 
mengt 129 ). — Er geht aus von der Annahme des Neben- 
einander bestehens von Herrschaftsorganisationen auf 
demselben territorialen Gebiete, welche sich in ihren Auf- 
gaben, in ihrem Wirken, in ihrer Ausstattung mit originärer 
öffentlicher Gewalt und eigenem objektiven Recht 180 eben- 
bürtig sind. Von diesem Gesichtspunkte aus gelangt er r 
ähnlich wie vor ihm schon Bahr 181 ), zu einem all- 
gemeinen Begriff der Genossenschaft, als dessen 
Abarten die Gemeinden, Provinzen, der Staat erscheinen, 
jedes für sich eine urwüchsige Rechtspersönlichkeit, eine 
selbständige Quelle inneren Rechtslebens. Die Funktionen 
der Gemeinde sind öffentlichrechtlicher Natur; ihre privat- 
rechtliche Vermögensverwaltung ist nicht Selbstzweck, 
sondern Mittel zum Zweck. Sie umfassen, ähnlich wie die 
Funktionen des Staates, nur örtlich und individuell be- 
schränkter, alle Seiten des Zusammenlebens der Mitglieder: 
innere Organisation, Rechtsbildung, Wirtschaftsleben, öffent- 
liche Verwaltung, ja selbst den Wehrdienst 188 ). Zu den ein- 
zelnen Staatsbürgern als solchen steht die Gemeinde in 
keinem unmittelbaren Verhältnis, sondern nur zu ihren 
Gemein de bürgern, ihren Gliedpersonen. Gemeinde- 
bürgerschaft und Staatsbürgerschaft sind daher zwei von- 
einander begrifflich vollständig geschiedene rechtliche 
Qualitäten 188 ). Es ist demnach nur logisch, wenn Gierke 
sich auf den Standpunkt der alten Ortsbürgergemeinde stellt 
und die moderne Einwohnergemeinde verwirft ; und wenn 
er der Gemeinde nur einen selbständigen Wirkungskreis 
freiwilliger Eigenfunktionen zuerkennen will und die Zu- 
weisung eines übertragenen Wirkungskreises an die 
Kommunen als eine mit dem Gemeindebegriff in Wider- 
spruch stehende, verfehlte Einrichtung bezeichnet. Die 
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Gemeinde könne vom Staate höchstens wie der einzelne 
Staatsbürger zu gewissen Vertrauensfanktionen herangezogen 
werden. Es ist wohl eine unausbleibliche Folge der ge- 
schilderten Theorie, dais sie den begrifflichen Unterschied 
zwischen Staat und Gemeinde stark verwischt, und dafs sie 
es einigermafsen schwierig macht, das Verhältnis zwischen 
Gemeinde und Staat in einer der Wirklichkeit nicht wider- 
sprechenden Weise zu konstruieren. Auf ihrer Basis 
kommt man zu Behauptungen, wie die Rehms 184 ), dafs die 
völkerrechtliche Persönlichkeit das einzige Merkmal sei, 
das den Staat von der Gemeinde unterscheide. — Im Lichte 
der gegenständlichen Theorie erscheint der Staat als eine 
Zusammenfassung der auf seinem Gebiete bestehenden 
Genossenschaften durch einen gleichartigen, nur weiteren 
Verband, welcher die einzelnen Genossenschaften in ihrer 
Macht begrenzt, sie in der Einhaltung ihrer Machtgrenzen 
überwacht, sie aber inhaltlich nicht bestimmt, sie nicht mit 
öffentlicher Gewalt ausstattet, sondern zu ihnen als zu fremden 
Subjekten eigenen Rechts in bestimmten Rechtsverhältnissen 
steht und den Rahmen und die Organisation für die Lösung 
der allgemeinen Aufgaben abgibt. — Zieht man zu dem Ge- 
sagten noch in Betracht, dafs Gierke bei seiner materiellen 
Auffassung des Selbstverwaltungsbegriffs als Eigenfunktion 
einer Genossenschaft ein Prinzip für die innere Organisation 
der Gemeinden nicht aufstellt, sondern das Zusammenwirken 
von Gemeinderat und Magistrat als ein Mitregieren ansieht, 
und dafs er auch einen Artenunterschied unter den Gemeinden 
nach Stadt und Land nicht gelten lassen will, sondern einem 
freien Individualismus in der rechtlichen Gestaltung der 
Kommunen huldigt, so erscheint es nur als etwas Selbst- 
verständliches, dafs auch er sich in seinen Anschauungen 
dem österreichischen Gemeinderechte zuwendet und 
sich für das preufsische Gemeinderecht nicht begeistert. 
Bei seiner wissenschaftlichen Bedeutung mufste Gierke 

Larap, Problem d. Stadt. Selbstverwaltung. 4 



— 50 — 

auch in der Auffassung der gemeindlichen Selbstverwaltung 
eifrige Anhänger finden und befruchtend auf die Arbeiten 
andrer einwirken. Seiner Theorie nahestehend ist meines 
Erachtens unter andern auch die Rosins 186 ), obwohl 
dieser die Lösung des Problems nicht historisch entwickelt 
wie Gierke, und auch den Organbegriff nicht als Haupt- 
schlüssel zur Erkenntnis des Kommunalbegriffes verwendet. 
Rosins Unterscheidung zwischen einem juristischen 
und einem politischen Selbstverwaltungsbegriff verleitet 
bei oberflächlicher Betrachtung leicht dazu, ihn der später 
zu besprechenden* an G n e i s t anknüpfenden Richtung zuzu- 
zählen. Allein er verbindet mit dem Gedanken der Selbst- 
verwaltung im politischen Sinne nicht, wie man nach 
dem allgemeinen Gebrauch des Terminus „Politik" erwarten 
sollte, die Vorstellung eines Strebens nach bestimmten sozialen 
Zielen mittels geeigneter Gestaltung der staatlichen Verhält- 
nisse, sondern er fafst unter obiger Bezeichnung nur die 
Selbständigkeit und Ursprüngliehkeit der Organisationsgewalt, 
die innere genossenschaftliche Struktur der Selbstverwaltungs- 
körper zusammen, Gedanken, die ja einen wesentlichen Be- 
standteil gerade der Gierke sehen Genossenschaftslehre 
bilden. Auch Rosins materielle, vom Zweckbegriffe be- 
herrschte Anschauung erkennt in der Gemeinde eine begrifflich 
neben dem Staate stehende Gesamtpersönlichkeit mit einem 
eigenen Lebenszweck, den sie unabhängig vom Staate durch 
freie Willensbestimmung, nach eigenem Rechte, mit originären 
Herrschafts- und Hoheitsrechten nicht nur durch Selbst- 
verwaltung, sondern auch durch Selbstgesetzgebung und 
Selbstgerichtsbarkeit verwirklicht. Charakteristischerweise 
erscheint auch ihm das österreichische Gemeinderecht 
als Muster für die Verwirklichung des Selbstverwaltungs- 
begriffes 18e ). — Der Unterschied zwischen Staat und Ge- 
meinde soll im wesentlichen nur darin liegen, dafe letzterer 
die Möglichkeit, die Fähigkeit mangelt, Souveränetät 
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zu erlangen, während diese Möglichkeit dem Staate vor- 
behalten ist, ohne dafs sie jedoch immer verwirklicht zu 
sein braucht. Mit diesem qualitativen Unterschied hängt 
die Unterordnung der Gemeinde unter den Staat insofern 
zusammen, als es nur letzterem gegeben ist, der Existenz 
anderer Genossenschaften, insbesondere der Gemeinden mit 
rechtlicher Anerkennung bis zu einem gewissen Grade be- 
stimmend und beschränkend, aber nicht schöpferisch gegen- 
über zu treten. Die Staatsaufsicht kann nur negativ wirken, 
indem sie das Überschreiten der fär den Wirkungskreis 
und die originäre Herrschaftsgewalt der Gemeinden ge- 
steckten Grenzen verhindert. — 

In jüngerer Zeit hat Hugo Preufs 187 ) sich als Vor- 
kämpfer der Gier ke sehen Schule hervorgetan; jedoch tritt 
bei ihm an Stelle der schöpferischen Gedankenarbeit Gierkes 
«ine mehr kritisch-polemische Darstellungsweise. Auch bei 
der Lektüre von Preufs' Arbeiten gewinnt man den Ein- 
druck, als fehle der imposanten Erscheinung des absoluten 
Staates die geschichtliche Notwendigkeit, als habe die grofse 
Revolution umsonst die gewaltige römische Einheitsidee 
des Staates wieder zum Ideal erhoben. Auch nach Preufs 
hat unser modernes Staatswesen weder den Souveränetäts- 
begriff, noch die Ausschliefslichkeit ursprünglicher Herrschafts - 
gewalt als wertvolles Erbe aus dem 18. Jahrhundert über- 
kommen ; nach seiner Theorie könnte unser Gemeindeleben 
unmittelbar an die mittelalterlichen Verhältnisse anknüpfen. 
Allerdings bringt Preufs einen neuen Gedanken in 
seine Darstellung. Ersucht das seiner, wie Gierkes Auf- 
fassung zugrunde liegende, dem mittelalterlichen Dualismus 
entnommene Genossenschaftsprinzip mit der Einheitsidee 
des modernen Staates dadurch zu versöhnen, dafs er 
es in Weiterentwicklung Gierkescher Ideen mit einem 
formalen Organisationsprinzip verbindet, ein Versuch, der 

aber infolge seines Ausgangspunktes zum Ziele des heutigen 

4* 
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einheitlichen Rechtsstaates nicht fuhren kann. Denn unser 
heutiges Staatswesen verträgt nun einmal keine begriffliche 
Aufteilung in ungezählte, wenn auch „organisch" miteinander 
verbundene Kommunalrepubliken. Preufs 7 Lehre vom „or- 
ganischen Rechtsprinzip einer Differenzierung der politischen 
Organismen" ist charakterisiert durch einen Überschwang- 
liehen Kultus mit den juristisch ganz unklaren Begriffen 
„Organ", „Organismus" und „organisch", welche sich meist 
dort einstellen, wo man das erlösende Wort für das behandelte 
Problem vergeblich erwartet. Die leitenden Gedanken 
dieser „organischen Theorie" sind etwa folgende: Staat 
wie Gemeinden sind jedes fiir sich Organismen, publizistische 
Gesamtpersonen als Träger eines selbständigen Gemein- 
willens, der sich seine eigene Verfassung, sein eigene» 
objektives Recht schafft und eine originäre Zwangsgewalt 
gegen seine Gliedpersonen übt. Von den Gliedpersonen 
werden einzelne gemäfs der Rechtsordnung zu Organen 
ihres Organismus berufen, zu Organpersonen erhoben, als 
welche sie Funktionen des Organismus, dem sie angehören,, 
zu vollziehen haben. Nun werden aber auch die Gemeinden 
als solche zum Staate in eine „organische" Verbindung ge- 
bracht, und zwar so, dafs sie, die ihren eigenen Glied- 
personen gegenüber selbst „Organismen" sind, gleichzeitig 
dem gröfseren staatlichen Organismus als „Organe", also 
als unmittelbare Träger staatlicher Funktionen eingegliedert 
werden. Auf diese Weise sind die Gemeinden neben den zu 
Staatsorganen erhobenen einzelnen Gliedpersonen des 
Staates, den Staatsbeamten, als Kollektivorgane tätig. Aus 
dieser Doppelstellung ergeben sich für die Gemeinde die 
beiden Wirkungskreise, der eine der vom Staate unabhängigen 
inneren Lebenstätigkeit des Organismus entsprechend, der 
andre, welcher von den Kommunen als Organpersonen eines 
anderen zwar homogenen, aber höheren Organismus ver- 
sehen wird. Der Staat fuhrt Aufsicht über die Gemeinden,. 
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jedoch, ohne dafs letztere dem ersteren subordiniert wären- 
Denn Subordination und Aufsicht sind nach Preufs 
zwei sich gegenseitig ausschliefsende Begriffe. Beim einen 
handelt es sich um die Ausflüsse ein und desselben Gemein- 
willens, der sich nur durch zwei verschiedene Organe kund- 
gibt, von welchen das eine Organ den gleichen Gemein- 
willen nur reiner und wirksamer zum Ausdruck bringt als 
das andre. Beim Aufsichtsverhältnis aber stehen sich 
zwei verschiedene Gemeinwillen gegenüber, von denen der 
eine als der einer umfassenderen Körperschaft lediglich die 
Schranken für die Lebenstätigkeit des andern, engeren 
geltend macht. — Die geschilderte Auffassung der Gemeinde, 
sowohl als Quelle eigenen objektiven Rechts , als auch als 
•eine zum Staate in einem bestimmten subjektiven Rechts- 
verhältnis stehende Persönlichkeit; ferner der Gebrauch 
des Begriffes der Rechtsordnung in absichtlicher Trennung 
vom Staatsbegriffe fuhren zu einer unheilvollen Verwischung 
des Unterschiedes von objektivem und subjektivem Recht. 
Dazu kommt auch bei Preufs wieder eine Vermengung 
der geschichtlich - genetischen mit der positiv -juristischen 
Problemstellung und ein starker Einschlag naturrechtlicher 
Anschauungen, so dafs wir auch hier von einer befriedigenden 
Lösung der uns beschäftigenden wissenschaftlichen Aufgabe 
nicht sprechen können. Bemerkenswert für Preufs ist, dafs 
er, augenscheinlich im Zusammenhang mit der formalen 
Seite seiner Theorien und im Gegensatz zu den meisten 
andern Anhängern Gierkes, sich nicht für die Gestaltung 
des österreichischen, sondern vielmehr für die des 
preufsischen Rechts erwärmt. — Um ihm voll gerecht 
zu werden, mufs zum Schlüsse aber noch ein fruchtbarer 
und wertvoller Gedanke besonders gewürdigt werden: der 
-einer „Mediatisierung" der Gemeindeorgane durch die 
Gesamtpersönlichkeit der Gemeinde gegenüber den Organen 
der Regierung. Diese Idee erwächst aus der scharfen Polemik 
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gegen die übliche Auffassung der Gemeindebeamten und 
Kommunalorgane als mittelbare Staatsbeamten. Ihr Kern- 
punkt besteht in der Behauptung, dafs der Begriff der 
modernen Selbstverwaltung die Annahme irgend eines Rechts - 
oder Abhängigkeits- oder Dienstverhältnisses zwischen den 
Gemeindeorganen und der staatlichen Exekution grundsätz- 
lich ausschliefst. Während bei der Staatsverwaltung im 
engeren Sinne der einzelne Staatsbeamte der Regierung mit 
seiner amtlichen Verantwortlichkeit und mit seinen aus der 
Amtsstellung sich ergebenden Rechten unmittelbar gegenüber- 
steht, schiebt sich bei der Selbstverwaltung der Gemeinden 
die Gemeindepersönlichkeit zwischen die amtierenden Be- 
amten und Funktionäre derselben und die vollziehende 
Staatsgewalt in der Weise ein, dafs letzterer gegenüber nur 
die Gemeinde als juristische Person in Betracht kommt, so 
dafs nur diese der Staatsgewalt verantwortlich und rechtlich 
erreichbar ist, während sie ihre eigenen Funktionäre der 
letzteren gegenüber vollkommen deckt. Jede unmittelbare 
Einwirkung der staatlichen Vollzugsgewalt auf die Gemeinde- 
organe mufs ausgeschlossen sein. Dieser Gedanke, welcher 
schon im Ehrenämtersystem des englischen Selfgovernment, 
noch mehr aber im Wahlprinzip der deutschen Selbst- 
verwaltung steckt, verliert bei Preufs leider dadurch an 
juristischer Präzision und Anwendbarkeit auf das positive 
Recht, dafs der Genannte die Mediatisierung nicht auf die 
öffentliche Verwaltung beschränkt und sie nicht auf 
die staatliche Vollzugsgewalt, sondern auf den Staat als 
solchen bezieht, eine Konstruktion, die in Ansehung der 
Allmacht der auch die Rechtsverhältnisse der Kommunal- 
beamten regelnden staatlichen Gesetzgebung nicht haltbar 
ist. — Im übrigen fehlt auch bei Preufs ein Rechtsprinzip 
für die innere Organisation der Gemeinde, für das Verhältnis 
zwischen Stadtverordneten und Magistrat. 

Zweck und Umfang meines Vortrages versagen es mir, 
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auf die Einzelheiten der „organischen Staatslehre u näher 
einzugehen, welche zahlreiche und bedeutende Anhänger 
zählt, die „Organologen", wie Jellinek sie nennt 188 ). Es 
sei hier nur noch auf wiederholte Ausführungen Bernatziks 
und auf Boux 189 ) hingewiesen. 

Wir gehen nun zu einer Gruppe von Theorien über, 
welche durch ihren ausgesprochenen politischen 
Charakter und dadurch gekennzeichnet sind, dafs das Problem 
der Selbstverwaltung gar nicht oder doch nicht in erster 
Linie als ein juristisches Problem aufgefafst wird. Den- 
noch enthalten diese Theorien juristische Formulierungen 
politischer Ideen und in diesem beschränkten Sinne auch 
Stellungnahmen zum positiven, insbesondere zum preufsi- 
schen Gemeinderecht. 

In führender Rolle tritt uns hier ein durch die Klar- 
heit und Überzeugungskraft seiner Ausfuhrungen hervor- 
ragender Gelehrter entgegen : Rudolf G n e i s t 1 40 ). Er stellt 
sich das Problem etwa folgendermafsen : Wie mufs die 
öffentliche Lokal Verwaltung im Staate eingerichtet werden, 
damit sie einerseits von den wechselnden Bestrebungen 
einer selbstsüchtigen Regierung und eines unfruchtbaren 
Bureaukratentumes unabhängig gemacht, und damit sie 
anderseits davor bewahrt werde, dafs sie zu einem politischen 
Erwerbsunternehmen der jeweiligen Majorität und zum 
Kampfobjekt der verschiedenen Interessentengruppen in der 
Bürgerschaft herabsinke ? Was mufs geschehen , um echten 
staatlichen Sinn im Bürgertum grofszuziehen ? Die Antwort 
daraufgewannGneistaus seinen epochemachenden Studien 
über das englische Selfgovernment , dessen Grundzüge er 
allerdings in einseitiger Verkennung der geschichtlichen, 
sozialen und staatsrechtlichen Verschiedenheit der englischen 
und kontinentalen Verhältnisse als Muster und Mafsstab auch 
für die deutsche Selbstverwaltung aufstellte. Er findet die 
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Lösung einmal im Prinzip des Ehrenbeamtentums der höheren, 
gebildeten Stände und in der Betonung der staatsbürger- 
lichen Pflicht zur Übernahme und zur rechtlichen Ver- 
antwortlichkeit fiir die Führung eines solchen Amtes ; dann 
aber auch in dem Ausschlufs oder doch in der Paralysierung 
des Wahlprinzips bei Besetzung der Ehrenämter durch 
Surrogate für die eigentlich essentielle staatliche Ernennung. 
Solche Surrogate sind : Das Kollegialsystem in den Gemeinde- 
ämtern und die Zusammensetzung des Magistrats aus be- 
soldeten und ehrenamtlichen Funktionären ; die sechs- bezw. 
zwölfjährige Mandatsdauer der Magistratsmitglieder; die 
Mitteibarbeit ihrer Wahl durch die Stadtverordnetenver- 
sammlung; die Bestätigung dieser Wahlen durch die staat- 
liche Autorität. Durchdrungen von der Einheitsidee des 
modernen Staates sieht Gneis t in der Selbstverwaltung 
einen integrierenden Teil der Staatsverwaltung, welche 
vornehmlich für die arbiträren Fragen der lokalen Belange 
durch besondere staatliche, mit sozial unabhängigen Orts- 
insassen besetzte Ämter vollzogen werden soll, und wozu 
die nötigen Kosten durch Steuern aus dem zugehörigen 
Verwaltungsbezirke aufgebracht werden müssen. „Self- 
government heifst Verwaltung der Kreise und Ortsgemeinden 
nach den Gesetzen des Landes durch Ehrenämter der 
höheren und Mittelstände mittels Kommunalgrundsteuern" U1 ). 
Gneist hat zuerst gegenüber dem Rechte auf Selbstver- 
waltung mit Nachdruck das Pflicht- und Verantwort- 
lichkeitsmoment, das in der Selbstverwaltung steckt, 
in den Vordergrund gestellt, und darin liegt ein besonderer 
Wert seiner Darstellung auch für die richtige juristische 
Erkenntnis unserer deutschen Selbstverwaltung. Er 
formuliert diesen Gedanken allerdings in der Weise, dafs 
er darauf hinweist, dafs es sich nicht um öffentliche sub- 
jektive Rechte einer Kollektivpersönlichkeit, sondern um 
allgemeine, den einzelnen Bürgern gesetzlich auf- 
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erlegte staatliche Pflichten und Lasten, gleich der Militär- 
dienstpflicht handle. Dieser Standpunkt wird verständlich, 
wenn auch nicht gerechtfertigt durch die an sich gewifs 
berechtigte Abwehr gegen die von liberaler Seite immer all- 
gemeiner vorgenommene Identifizierung der Selbstverwal- 
tung mit lokaler und parteimäfsiger Interessenvertretung. 
Den parlamentarisch-autonomistischen Zug in der deutschen 
Städteverwaltung bekämpft er mit Recht als einen schweren 
Fehler derselben. — In logischer Weiterentwicklung seiner 
Grundgedanken kennt Gneist nur einen aulgetragenen, 
obrigkeitlichen Wirkungskreis der Selbstverwaltung, während 
die rein wirtschaftlichen Funktionen nicht zum eigentlichen 
Inhalt dieses Begriffs gehören. — Wo Gneist von der 
Trägerschaft der Selbstverwaltung spricht , da offenbart sich 
bei ihm eine wesentliche Verkennung der deutschen Rechts- 
gedanken. Als Träger kann er sich auch nach deutschem 
Recht nur eine besondere Art von unabhängigem Beamten- 
tum denken, das neben dem allgemeinen, staatlichen Be- 
amtensystem wirkt. Das gerade für die deutsche Selbst- 
verwaltung so wesentliche Merkmal einer juristischen 
Verbandspersönlichkeit als Träger derselben und die 
den Schlüssel zu unserm Problem bildende formaleOrgani- 
sations frage schaltet er gänzlich aus. Damit stellt er den 
Gemeindebegnff juristisch in eine Reihe mit der Einrichtung 
der Geschworenen, der Handelsbeisitzer, der Schöffen, 
staatlich organisierter Schiedsgerichte und dergl. U2 ). Im Zu- 
sammenhang damit steht denn auch seine schiefe Auffassung 
der inneren Gemeindeorganisation der preufsischen Städte- 
ordnung : Der Magistrat und die für einzelne Spezialagenden 
der städtischen Verwaltung eingesetzten , gemischten , stän- 
digen Deputationen sind für ihn die alleinigen und selb- 
ständigen Inhaber der Selbstverwaltung; der organisato- 
rische Zusammenhang dieser Kollegien mit der Stadt- 
verordnetenversammlung wird schonungslos durchschnitten. 
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Die Stadtverordneten sind ftir Gneist nur eine Kontroll- 
einrichtung der Steuerzahler über die ökonomische Tätigkeit 
des Magistrats 148 ). — Seinem Ausgangspunkte entspricht 
auch die Auffassung von der Aufsichtsgewalt über die 
Selbstverwaltung. Es ist eine oberinstanzliche , staatliche 
Tätigkeit , die da geübt werden soll in den strengen Formen 
der Jurisdiktion durch berufsamtlich und ehrenamtlich ge- 
mischte Kollegialbehörden, nicht durch Selbstverwaltungs- 
körper höherer Ordnung. — Den Rahmen für Gneists 
gesamte Ausführungen endlich bildet der nicht klare, und 
vor allem nicht juristische Gedanke einer Vermittlung 
zwischen Staats- und Volkssouveränetät , zwischen Staat 
und Gesellschaft durch die Selbstverwaltung. Wie bei 
Gierke und Preufs der „Organismus", so stellt sich bei 
Gneist und seinen Anhängern wieder die „Gesellschaft" 
als schemenhafter Füllbegriff ein; damit ist aber der Zu- 
sammenhang und Übergang zu der eingangs besprochenen 
Gruppe der naturrechtlichen Theoretiker gegeben, welche 
ja den Gesellschaftsbegriff zu ihrem Idol erhoben haben. 
Wie Gneist so betrachten auch zahlreiche andre 
Autoren die Selbstverwaltung als ein Programm ftir die 
modernen Kulturstaaten, als eine Idee, die in den ver- 
schiedensten rechtlichen Formen in den einzelnen Staaten 
die verfassungsmäfsige Teilnahme der Regierten an der 
Ausübung der Staatsgewalt auch auf dem Gebiete der 
öffentlichen Verwaltung verwirklichen soll. Damit ist, 
trotzdem bald mehr bald weniger auch juristische Ge- 
sichtspunkte geltend gemacht werden, doch das Problem 
selbst von dem Gebiete der Jurisprudenz abgerückt und 
die politische Frage der Zweckmäfsigkeit der in Betracht 
kommenden Rechtseinrichtungen in den Vordergrund ge- 
schoben. Das kommt nun in der mannigfachsten Weise 
zum Ausdruck, so beispielsweise bei Bluntschli, welcher 
ursprünglich der zivilistischen Auffassung der Gemeinde- 
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Verwaltung als unabhängiger Vermögensverwaltang gehuldigt 
hatte 144 ) , sich später aber unter Betonung der Inter- 
nationalität des Begriffes zur politischen Auffassung be- 
kehrte 146 ); oder bei Ernst Meier 14 "), welcher zwar das 
Vorhandensein einer Gebietskörperschaft für den Selbst- 
verwaltungsbegriff als wesentlich erklärt, dabei jedoch das 
Gewicht auf die Bekämpfung selbstsüchtiger lokaler Inter- 
essenwirtschaft einer Gemeinderatsmajorität legt und das 
Mittel hierzu in einer richtigen Verbindung von staatlichen 
und Laienelementen in den Organen der Gemeinde erblickt, 
während sich für Sarwey 147 ) in der Selbstverwaltung 
wesentlich der Grundsatz der Besorgung von Staats- 
geschäfben durch unbesoldete Ehrenbeamte und nicht aus- 
schliefslich durch Berufsbeamte verwirklicht. Hatschek 148 ) 
erklärt das begriffliche Wesen der Selbstverwaltung fiir 
unabhängig von den einzelnen in ihr verwendeten juristischen 
Elementen, von ihrer „Rechtstechnik", fafst dasselbe also 
wesentlich als politische Kategorie auf, obwohl er vor- 
her die juristischen Elemente eingehend untersucht hat; 
Löning 149 ) polemisiert überhaupt gegen die Versuche T 
dem Selbstverwaltungsbegriff einen juristischen Inhalt zu 
geben. Bei vielen taucht die alte unfruchtbare Streit- 
frage wieder auf, ob die Selbstverwaltung eine staatliche 
oder eine nichtstaatliche Tätigkeit sei, ob es sich dabei um 
die Besorgung eigener oder fremder Angelegenheiten der 
Gemeinden handle. 

Eine geistvolle Vertiefung erfuhr die geschilderte 
Richtung durch Verbindung der historischen mit weit- 
greifender rechtsvergleichender Forschung und durch die 
bewufste Gegenüberstellung der politischen und juristischen 
Betrachtungsweise seitens Jellineks. Ausgehend von dem 
Begriffe der Dezentralisation als einer allgemeinen Er- 
scheinung im Staatsleben entwickelt er mit aufserordent- 
licher wissenschaftlicher Vielseitigkeit und in seiner be- 
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kannten glänzenden Darstellungsweise die inneren Zu- 
sammenhänge zwischen den verschiedenen rechtlichen Er- 
scheinungsformen des politischen Phänomens der 
Selbstverwaltung in den einzelnen Staaten und versucht 
die gleichartigen schöpferischen Kräfte, die zur Bildung 
dieser verschiedenartigen Rechtsformen führten, aufzu- 
decken 150 ). Er begründet die beiden Kategorien der aktiven 
und passiven öffentlichen Verbände 181 ), indem er 
die körperschaftlichen, der staatlichen Organisation einge- 
gliederten Gesamtheiten danach unterscheidet, ob ihnen 
volle Rechtspersönlichkeit mit abgeleiteten subjektiven 
Herrschaftsrechten, oder keine solche Persönlichkeit, sondern 
nur eine Summe öffentlich rechtlicher Pflichten zukommt. 
Eine Verschmelzung beider Typen glaubt er in den deut- 
schen Gemeinden zu erkennen lft2 ). Dabei weist er auf die 
ausgleichende Wechselwirkung in der modernen Ausge- 
staltung der Selbstverwaltung zwischen dem Kontinente 
und England hin. — Bei alledem aber sind die führenden 
Gedanken auch in Jellineks Darstellung politischer 
und nicht juristischer Natur; auch für ihn handelt es 
sich dabei um materielle, dem Funktionsinhalte nach 
bestimmte Begriffe, während das wichtige formale, organi- 
satorische Element des deutschen Gemeinderechts beiseite 
gelassen wird. 

Wir kommen endlich zur letzten grofsen Theoriengruppe 
in der wissenschaftlichen Bearbeitung unsres Problems, 
welche wir als die spezifisch juristisch-publizistische be- 
zeichnen können. Es handelt sich hier um die Forschungs- 
ergebnisse der modernen deutschen Publizistenschule, die 
Jellinek in treffender Weise charakterisiert, indem er 
sagt: „Die Forderung einer von der Politik geschiedenen 
Staatslehre, die trotz aller Kenntnis und Beachtung der 
politischen Ideen und Forderungen in ihren Resultaten nur 
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dem Gewordenen und Seienden, nicht dem Seinsollenden 
zugewendet ist, ist die notwendige Konsequenz der Lehre 
der neueren mit W. E. Albrecht und C. F. v. Gerber 
beginnenden deutschen Publizistenschule, deren Aufgabe es 
ist, das Staatsrecht ausschließlich in seinem rechtlichen Ge- 
halte zu erforschen und darzustellen." 

Bei Gerber 168 ) wirkte wohl noch die polizeistaatliche 
Anschauung der vornehmlich Vermögens rechtlichen Auf- 
gaben der Gemeinden nach, und zeigt sich auch der Ein- 
flufs der liberalen Vorstellungen von einer freien, natur- 
gegebenen Rechtsphäre der Kommunen. Allein er verstand es, 
seine Anschauungen in klare juristische Form zu bringen, er 
wendet seine Blicke als Begründer der Staatspersönlich- 
keitstheorie auf das öffentliche Recht und verschmäht es, 
sein Gebäude mit den Hilfsbegriffen der „Gesellschaft* oder 
des „Organismus" aufzurichten oder an die Stelle nüchternen 
Eindringens in das juristische Wesen gegebener Rechts- 
institute politische Postulate und Schlagworte zu setzen. 
Sein Ausgangspunkt ist die alles Recht beherrschende Er- 
scheinung der modernen Staatspersönlichkeit mit der ihr 
ausschliefst eigentümlichen, originären öffentlichen Ge- 
walt. So erscheint er uns, mag auch das, was er über die 
Selbstverwaltung und die Gemeinde sagt, lückenhaft und 
nicht einwandfrei sein, als der treffliche Vorkämpfer für 
eine streng juristische , staatsrechtliche Auffassung unsres 
Problems. — Gerber betrachtet die Gemeinde als eine 
Rechtspersönlichkeit, als eine Korporation auf Gebiets- 
grundlage mit selbständigen, eigenen Lebenszwecken, mit 
freier Lebenssphäre und selbständigem Willen wie der ein- 
zelne Mensch. Ihre Lebensaufgabe liegt auf dem Gebiete 
des öffentlichen Vermögensrechtes, da sie mit den selb- 
ständig zu verwaltenden Korporationsmitteln öffentliche 
Einrichtungen T Anstalten und Wohlfahrtsunternehmungen 
innerhalb ihrer örtlichen Grenzen zu schaffen und zu unter- 
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halten hat. Aber die Staatspersönlichkeit hat ein originäres 
Herrschaftsrecht als spezifische, juristische Eigentümlichkeit 
vor allen anderen Arten von Gesamtpersonen und daher 
auch vor den Gemeinden voraus. Daher sind letztere ge- 
rade so wie die Einzelpersönlichkeiten dem konstitutionellen 
Gewaltrecht des Staates unterworfen, sie sind Objekte 
der Staatsgewalt, und es kann der Staat ihre freie Lebens - 
Sphäre einschränken, ihnen öffentliche Lasten und Pflichten 
auferlegen, ihre Organe mit der Durchfuhrung staatlicher 
Funktionen (Polizei) betrauen und diese dadurch zugleich 
zu unmittelbaren Staatsdienern machen. Die Gemeinde ist 
folgerichtig auch in ihrer gesamten Tätigkeit der Staats- 
aufsicht unterworfen. 

Laband 164 ), der Altmeister scharfer, klarer Juris- 
prudenz auf dem Gebiete des Staatsrechts, schält den 
Rechtsbegriff der Selbstverwaltung los von allen vieldeutigen 
liberalen , historischen , gesellschaftlichen und politischen 
Ideen und Zutaten und fafst ihn, das Problem als ein aus- 
schliefslich dem öffentlichen Rechte angehörendes prä- 
zisierend, auf als eine Teilung öffentlicher Verwaltungs- 
geschäfte zwischen souveränem Staat und nicht souveränen 
Selbstverwaltungssubjekten in dem Sinne, dais den letzteren 
dabei kraft besonderen subjektiven Rechts die unmittelbare 
Geschäftsführung, ersterem aber die bezügliche Normengebung 
und Beaufsichtigung zufallt. Selbstverwaltung ist Staats- 
tätigkeit, die aber nicht unmittelbar durch den eigenen, 
zur ausschliefslichen Disposition des Staates stehenden 
Apparat, sondern infolge Übertragung oder Überlassung der 
Durchführung staatlicher Hoheitsrechte durch untergeordnete, 
aber selbständige physische oder juristische Personen 
vollzogen wird, und zwar gemäfs staatlichen Normen und 
unter staatlicher Aufsicht. Selbstverwaltung steht daher nicht 
im Gegensatz zur Staatsverwaltung, deren Unterart sie ist, 
sondern zur Ministerialverwaltung ; sie ist nicht ein Zwischen- 
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bau zwischen Staat und „Gesellschaft", sondern zwischen 
dem Staat und seinen Staatsbürgern. Als wesentlich hebt 
Lab and das Vorhandensein einer mit besonderer Rechts- 
sph&re und abgeleiteten Hoheitsrechten ausgestatteten 
Persönlichkeit hervor, deren Charakter aber durchaus nicht 
auf den Typus der juristischen Persönlichkeit oder der 
Korporation beschränkt sei; wohl aber ist die Persönlichkeit 
als solche immer der Staatsgewalt subordiniert. Diesen recht- 
lichen Grundlagen der Selbstverwaltung gemäfs sei es falsch, 
von einer freien Tätigkeit der Bürger zu reden ; diese seien 
vielmehr selbst der öffentlichen Gewalt des Selbstverwaltungs- 
subjekts unterworfen. — Wenn Labands Darstellung, die 
sich übrigens nur in allgemeinen Grundzügen bewegt, trotz 
der grofsen Vorzüge ihrer juristischen Präzision nicht ganz 
befriedigen kann, so liegt dies einmal darin, dafs das Wesen 
der SeSstverwaitung baM auf eine spezifische Qualität der 
Rechtspersönlichkeit, bald auf das Vorhandensein eines be- 
sonderen öffentlichen subjektiven Rechts zurückgeführt 
wird und so die begrifflichen Grenzen zwischen Persönlich- 
keit und subjektivem Recht verwischt werden; ferner in 
einem gewissen Widerspruche zwischen der Auffassung der 
Selbstverwaltung als Staatsverwaltung und der gleich- 
zeitigen Behauptung einer Selbstbeschränkung des 
Staates gegenüber der Selbstverwaltung. Dadurch, dafs 
Selbstverwaltung nicht nur Verbänden, sondern auch 
Einzelpersonen (sogenannte monarchisch organisierte Selbst- 
verwaltung der mittelalterlichen Lnmunitätsherren, der Grund- 
herrschaften usw.) zugeschrieben wird, geht um so mehr 
eine hinreichende Abgrenzung gegenüber der Verwaltung 
durch Staatsbeamte verloren, als Lab and weder die 
ehrenamtliche Qualität, noch das Fehlen der Berufs- 
mäfisigkeit als zutreffende und daher juristisch relevante 
Unterscheidungsmerkmale anerkennt , und als ja die 
Frage, ob der Staatsbeamte in gewissem Sinne nicht auch 
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ein subjektives Recht auf sein Amt habe, (man denke nur 
an den Richterstand), bekanntlich eine streitige ist 155 ). 
Bei Lab and s Auffassung fehlt auch eine begriffliche 
Scheidung zwischen Selbstverwaltung und Konzession im 
Sinne der Verleihung eines öffentlichen Unternehmens 
(Eisenbahnkonzession) an eine Privatperson, wobei es sich 
ja auch um ein Stück öffentliche Verwaltung handelt, die 
nicht vom Staate selbst, sondern von einer staatlich damit 
belehnten Person geführt wird. Der für unser Problem 
essentiellen Organisationsfrage mifst der genannte Gelehrte 
augenscheinlich keine wesentliche Bedeutung bei. 

Der Auffassung Lab and s haben sich andre Publizisten 
vielfach angeschlossen, so beispielsweise Ulbrich 1M ), 
welcher allerdings ^ die Trägerschaft der Selbstverwaltung 
auf Gebietskörperschaften einschränkt und den Stein sehen 
Gesichtspunkt der gleichzeitigen Besorgung von eigenen und 
Staatsinteressen aufgenommen hat. Er sagt in seinem jüngst 
erschienenen Lehrbuche des österreichischen Verwaltungs- 
rechts: „Selbstverwaltung ... ist die unter Oberaufsicht 
der unmittelbaren Staatsverwaltung von den Organen und 
Bediensteten der dem Staate untergeordneten territorialen 
und genossenschaftlichen Verbände unter Verwendung 
eigener wirtschaftlicher Mittel kraft zuständigen subjektiven 
Rechts besorgte öffentliche Verwaltung für Verbandsinter- 
essen, die zugleich mittelbare Staatsinteressen sind." 

Von andern Publizisten, welche der durch Gerber und 
Lab and charakterisierten Richtung bei der Lösung des 
Selbstverwaltungsproblems folgen, wäre wegen seiner all- 
gemeinen Bedeutung insbesondere Georg Meyer 157 ) zu 
nennen. 

Die bahnbrechende Bedeutung, welche Laband für 
die juristische Schule des Staatsrechts besitzt, kommt 
Otto Mayer zweifellos für das Gebiet des deutschen Ver- 
waltungsrechts zu. Nicht nur in seiner glänzenden 
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juristischen Methode, sondern auch in der inhaltlichen Auf- 
fassung des Selbstverwaltungsproblems berührt er sich mit 
dem Erstgenannten; durch ihn werden der juristischen 
Darstellung unsres Problems erst gewisse charakteristische 
Lichter aufgesetzt 158 ). — Er lehnt es zwar formell in seinem 
„Deutschen Verwaltungsrecht" ab, zum Selbstverwaltungs- 
begriffe, in welchem er einen von Juristen und Politikern 
geschaffenen Schwebezustand erblickt, Stellung zu nehmen 159 ) ; 
dennoch beschäftigt er sich mit dem Problem eingehend in 
der Weise, dafs er die rechtliche Stellung der Selbst- 
verwaltungskörper im modernen deutschen Rechtsstaate 
untersucht. Er versteht unter Selbstverwaltung die Aus- 
stattung einer handlungsfähigen Persönlichkeit „mit einem 
Stück öffentlicher Verwaltung, das sie dem Staate und andern 
Selbstverwaltungskörpern gegenüber zu eigenem Recht 
besitzt und geltend macht gegenüber den andern Unter- 
tanen in der Weise, wie eben die öffentliche Gewalt sich 
geltend macht" leo ). Träger der Selbstverwaltung sind ihm 
nur juristische Personen des öffentlichen Rechts, welche 
ihre Existenz und, im Gegensatze zur physischen Person, 
auch ihren ganzen Lebenszweck der staatlichen Rechts- 
Ordnung verdanken 151 ). Ändernde, beschränkende und 
belastende Eingriffe in ihre Rechtssphäre sind nur auf 
Grund eines Gesetzes oder gesetzlicher Ermächtigung 
der Regierung zulässig, nicht aber in selbständiger Weise 
durch die staatliche Exekutive und ebensowenig durch Be- 
schlufs der Vertreter, Organe oder Angehörigen des Selbst- 
verwaltungskörpers selbst möglich lea ). In wirksamer Weise 
fuhrt Otto Mayer aus, dafs Persönlichkeit nicht nur 
Rechts fahigkeit, sondern auch Pflicht fähigkeit bedeutet, 
und dafs in der Selbstverwaltung wesentlich auch ein Pflicht- 
moment zur Geltung komme 168 ), ein Prinzip, das wir in 
anderm Zusammenhang bereits bei Gneist betont fanden. 
Diese Gesichtspunkte, wie auch der, dafs es sich hier immer 

Lamp, Problem d. Stadt. Selbstverwaltung. 5 
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nur um ein Stück staatlicher Verwaltung 164 ) handle, 
deren Führung die ausschliefsliche Lebensauf- 
gabe 165 ) des Selbstverwaltungskörpers bildet, wodurch sich 
dieser wesentlich vom Konzessionsträger unterscheidet, be- 
deuten einen wertvollen und wesentlichen Fortschritt auf 
dem Wege zur richtigen Erkenntnis des rechtlichen Wesens 
unsers Instituts. Allein dieses Ziel wird auch von Otto 
Mayer nicht ganz erreicht. Denn abgesehen davon, dafs 
auch bei ihm Unklarheit darüber herrscht, ob die Selbst- 
verwaltungstätigkeit der Ausflufe einer spezifischen Per- 
sönlichkeit, also einer rechtlichen Fähigkeit, oder die Be- 
tätigung eines besonderen subjektiven Rechts sei 166 ), 
kommt er auch mit seiner eigentümlichen Auffassung des 
öffentlichen subjektiven Rechts, nämlich als Macht einer 
Person über die öffentliche Gewalt des Staates auf unserm 
Gebiete zu kaum haltbaren Resultaten 167 ). Er konstruiert 
nämlich für die Vertreter oder Organe des Selbstverwaltungs- 
körpers ein subjektives öffentliches Recht auf diese Ver- 
treterschaft und erblickt darin „eine Macht über das der 
Genossenschaft zustehende Stück öffentlicher Verwaltung". 
Da nun das Selbstverwaltungsrecht dieser Genossenschaft 
wieder eine rechtliche Macht über die Staatsgewalt darstellt, 
anderseits aber die Gemeinde in ihrer Tätigkeit der staat- 
lichen Aufsichtsgewalt, d. h. der geordneten rechtlichen 
Macht des Staates über den Selbstverwaltungskörper, um 
ihn bei seiner Bestimmung zu erhalten, als Objekt unter- 
worfen sein soll, und sich ferner auch die staatliche Dis- 
ziplinargewalt auf die Gemeindeorgane erstreckt, so kommt 
eine Summe widerspruchsvoller rechtlicher Machtbeziehungen 
zustande, welche das sonst so klare Bild verwirren. — Ein 
Widerspruch liegt auch darin, dafs Otto Mayer die Selbst- 
verwaltung einerseits ausdrücklich als staatliche Verwaltung 
bezeichnet, deren Träger „zu dem Apparat gehören, durch 
welchen im Staate öffentliche Verwaltung geführt wird", 
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anderseits aber dabei im Anklang an Steinsche Ideen 
zugleich von der Verwaltung eigener Angelegenheiten 
spricht , ohne dafs dem Gedanken eines doppelten 
Wirkungskreises Raum gegeben werden soll. Im Gegenteil, 
die Gemeinde habe keinen übertragenen Wirkungskreis ; wo 
von einem solchen ungenau gesprochen werde, sei eine 
gleichzeitige Inanspruchnahme der Gemeindebeamten für 
staatsbehördliche Funktionen gemeint. Das Besondere liege 
hier nur darin, dafs die Gemeinde auch fiir diese Neben- 
beschäftigung ihrer Beamten den Aufwand tragen müsse als 
eine ihr von aufsen auferlegte Last. Bei der Beurteilung 
des rechtlichen Verhältnisses zwischen der Gemeindepersön- 
lichkeit und ihren Funktionären oder Willensorganen geht 
Otto Mayer von dem zivilrechtlichen Gesichtspunkte der 
Stellvertretung aus und behauptet, dafs die Mitglieder der 
städtischen Kollegien weder ein Amt noch eine Dienstpflicht, 
sondern lediglich eine rechtlich beschränkte Fähigkeit haben, 
für die Gemeinde rechtsverbindlich zu handeln. Das Ver- 
hältnis zwischen Stadtverordnetenversammlung, Magistrat 
und Bürgermeister erscheint als das der Über- und Unter- 
ordnung und wird mit der Stellung von Ober- und Unter- 
gerichten verglichen 168 ), was fiir die preufsische Städte - 
Ordnung jedenfalls nicht zutrifft. Eine Unterscheidung nach 
der besondern Art der Funktionen der beiden Kollegien im 
Sinne einer subjektiven oder objektiven Gewaltenteilung ist 
nicht angedeutet. Aus dem Gesagten erhellt, dafs die ganze 
Auffassung Otto Mayers vom Wesen der Selbstverwaltung 
und der Gemeinde eine materiellrechtliche, nicht eine durch 
formale Merkmale bestimmte ist 169 ). 

Schliefsen wir nun unsere heutigen Betrachtungen mit 
einem Rückblick auf das Gesagte ab. In ihrer bunten Viel- 
gestaltigkeit liefsen wir die Theorien über Selbstverwaltung 

und Gemeindeverwaltung an unserm geistigen Auge vor- 
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überziehen. Wir versuchten sie in gruppenweiser Zu- 
sammenfassung zu ordnen und im Geiste hervorragen- 
der Vertreter der einzelnen wissenschaftlichen Richtungen 
zu veranschaulichen. — Wir sind dabei auf grofse , viel- 
fach unvereinbare Gegensätze gestofsen; zunächst schon 
in der methodischen Behandlung des Problems. Dem Selbst- 
verwaltungsbegriff wurde der Charakter eines Rechtsbegriffs 
bald aberkannt , bald zuerkannt , bald ein juristisch-politischer 
Doppelbegriff konstruiert. — Dann aber traten die Gegen- 
sätze in der Beantwortung der Frage nach der Trägerschaft; 
der Selbstverwaltung hervor. Die einen halten nur Ver- 
bände, entweder mit oder ohne juristische Persönlichkeit 
für fähig zur Führung von Selbstverwaltung; andre wollen 
nur oder auch einzelne Personen, beziehungsweise eine 
bestimmte Art von Beamten als Träger anerkennen. Das 
Merkmal eines örtlich abgegrenzten Gebietes spielt dabei 
vielfach, aber nicht immer eine mafsgebende Rolle, im 
ersteren Falle als Verbandsgrundlage, im letzteren als örtliche 
Kompetenz. Endlich stehen sich die Meinungen in der 
Frage gegenüber, in welcher Weise unserm Begriffe durch 
das darin enthaltene Merkmal der Verwaltung eine feste 
Grenze gegeben sei 5 ob hier Verwaltung in wirtschaftlichem, 
in privatrechtlichem oder öffentlich-rechtlichem Sinne zu 
fassen sei.; ob Verwaltung im strengen, von Autonomie 
und Rechtsprechung unterschiedenen, oder in einem weiteren 
Sinne zugrunde gelegt werden müsse. Damit im engeren 
Zusammenhange steht fast überall die Entscheidung über 
das begriffliche Verhältnis der Selbstverwaltungs- bezw. 
Gemeindetätigkeit zur Staatstätigkeit und über die diesem 
Verhältnis entsprechende Rechtsfrage der Subordination 
oder Koordination von Staat und Gemeinde. 

Gemeinsam aber ist allen Theorien die materielle 
Auffassung unsres Problems, die vielfach zur Stellungnahme 
in dem Streite führt, ob es sich bei der Selbstverwaltung 
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um die Besorgung eigener oder fremder Angelegenheiten 
oder Interessen handle, oder ob, den beiden Wirkungs- 
kreisen der Gemeinde entsprechend, sowohl eigene als 
fremde Geschäfte geführt werden , oder ob bei jedem Selbst- 
verwaltungsakte gleichzeitig eigene und fremde (staatliche) 
Belange in Betracht kommen. Nur bei einzelnen Autoren 
finden wir sekundär neben der materiellen Erklärung des 
Begriffs organisatorische , formale Prinzipien herangezogen, 
ohne dafs dieselben jedoch zur Grundlage eines einheit- 
lichen Aufbaues des Selbstverwaltungs- oder Gemeinde- 
begriffs verwendet würden, wie es doch angesichts des 
positiven, insbesondere des preußischen Rechts nahe läge. 
Gemeinsam ist ferner allen juristischen Erklärungs- 
versuchen des Verhältnisses zwischen Gemeinde und Staat der 
Ausgangspunkt vom Begriffe des subjektiven Rechts. 

Nicht unbeachtet wäre endlich der Umstand zu lassen, 
dafs abgesehen von den älteren privatrechtlichen Theorien 
die rechtsphilosophische und rechtsgeschichtliche Richtung 
dem österreichischen Gemeinderecht vor dem preufsischen 
weitaus den Vorzug geben, während die Vertreter der 
politischen und der öffentlich-rechtlichen Auffassung sich 
ausdrücklich oder stillschweigend als Anhänger des preufsi- 
schen Systems bekennen. 

Es liegt in der Natur der Sache, dafs unsere heutige 
Betrachtung im wesentlichen einen informativen und kriti- 
schen Charakter aufweisen mufste, dafs sie angesichts der 
Fülle und Verschiedenartigkeit des wissenschaftlichen Stoffes, 
angesichts der Anforderungen einer objektiven Darstellung 
und zutreffenden, gerechten Kritik zwar eine sehr heikle 
und schwierige Aufgabe bot, dafs sie aber zu einer Lösung 
des Problems, zu einem positiven Ergebnis, zu einer 
schöpferischen Neugestaltung der behandelten Begriffe nicht 
fuhren konnte. Dieses Ziel soll uns bei dem nächsten, den 
Gegenstand abschliessenden Vortrage vorschweben. 



Dritter Vortrag. 

Versuch einer Lösung des Problems 
der städtischen Selbstverwaltung auf Grund 
des modernen deutschen Rechtsstaates unter 
Bezugnahme auf das preufsische und öster- 

reichisehe Städterecht. 



Meine sehr geehrten Herren! 

An die geschichtliche Darstellung meines ersten Vor- 
trages , an die Erörterung über die bisherigen Ergebnisse 
der wissenschaftlichen Untersuchung des Selbstverwaltungs- 
problems der Gemeinden soll sich heute in abschliefeender 
"Weise ein selbständiger Versuch zur Lösung desselben 
reihen. Ich mufs dabei um so mehr um Ihre gütige Nach- 
sicht bitten, als es angesichts der Summe von gründlichen 
und geistvollen wissenschaftlichen Arbeiten über unser 
Thema nicht nur eine höchst schwierige Aufgabe ist, einen 
neuen Weg zu finden, und an die Stelle der vielen Wider- 
sprüche in der Theorie eine allseits befriedigende und über- 
zeugende Lösung zu setzen, sondern als dieses mühevolle 
.Ziel in den beschränkten Grenzen eines einstündigen Vor- 
trages erreicht und dabei gleichzeitig die begonnene Parallele 
zwischen österreichischem und preufsischem Rechte zu Ende 
geführt werden soll. Sie dürfen daher von vornherein nur 
die Zeichnung der Idee in allgemeinen Umrissen und die 
Andeutung ihrer wissenschaftlichen Begründung erwarten. 

Ich will meine Aufgabe beginnen mit einer möglichst 
klaren Abgrenzung des zu lösenden Problems und der 
zu seinem Aufbau dienenden Grundlagen. Zu diesem 
Zwecke müssen wir uns auf die streng juristische Be- 
trachtungsweise eines zeitlich und staatlich fixierten positiven 
Rechts beschränken und alle rechtsphilosophischen, rechts- 
geschichtlichen und politischen Standpunkte, ohne auf ihre 
selbständige Berechtigung näher einzugehen, ablehnen. Die 
Unterscheidung zwischen der an Wortlaut und Inhalt kon- 
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kreter Nonnen anknüpfenden Jurisprudenz und der aus der 
subjektiven Weltanschauung des Autors entspringenden 
rechtsphilosophischen Deduktion ist so offenkundig, dafs ich 
hierüber keine weiteren Worte zu verlieren brauche. Nicht 
so klar ist die Trennung von Politik und Recht, Der 
innige Zusammenhang zwischen beiden, von denen bei der 
Regelung des Zusammenlebens der Menschen mit obrigkeit- 
licher Gewalt die erstere die Erscheinung des Werdenden,, 
des Problematischen, die letztere auf demselben Gebiete 
die Erscheinung des Gewordenen, des Positiven zum 
Gegenstande hat, verleitet um so mehr zur Vermengung 
beider Prinzipien bei der wissenschaftlichen Behandlung 
einer Frage, als auch das positive Recht der Veränderung,, 
der Weiterentwicklung unterworfen ist und selbst in seiner 
Beschränktheit als Ausdruck der gesellschaftlichen Not- 
wendigkeiten einer bestimmten Zeit schon den Keim 
zu seiner Umbildung in sich trägt. Zum klaren Bewufst- 
sein der ins Auge gefafsten begrifflichen Gegensätze kommen 
wir erst dann, wenn wir nicht Politik und Recht, sondern 
Politik und Rechtswissenschaft und zwar als zwei 
verschiedene Arten von Denktätigkeiten einander gegenüber- 
stellen. Die letztere untersucht die Richtigkeit der 
menschlichen Willenstätigkeit im Vergleiche mit einem 
abstrakten, für diese Tätigkeit von vornhinein als feststehend 
gegebenen Mafsstabe; die erstere aber forscht nach der 
Zweckmäfsigkeit, und zwar nicht nur der menschlichen 
Willenstätigkeit, sondern auch des dafür aufgestellten Maß- 
stabes, der Rechtsnormen, hinsichtlich der Erreichung eines 
bestimmten Zieles, einer Gesamtwirkung ftir die Rechts- 
gemeinschaft. Was die eine bejaht, kann die andere ver- 
neinen. Die wechselnde Betrachtung einer sozialen Er- 
scheinung bald nach dem einen, bald nach dem andern 
Gesichtspunkte kann daher zu einem widerspruchslosen 
Urteile nicht fuhren. Wir müssen demnach die Gneist'sche- 
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Methode trotz ihres Reichtums an klaren und trefflichen 
Gedanken von unserm Standpunkte aus als verfehlt be- 
zeichnen 170 ). 

Sodann müssen wir unser Problem auf ein zeitlich 
und staatlich bestimmtes positives Recht beschränken ; 
wir haben hierzu das geltende österreichische und preufsische 
Recht gewählt. Die historische und rechtsvergleichende 
Methode bietet uns wohl ein wertvolles, ja unentbehrliches 
Mittel, um das positive Recht wirklich zu erkennen, seinem 
Gehalte nach richtig zu erfassen, zu konstruieren •, aber wir 
müssen uns vor der Versuchung hüten, angesichts der oft 
zutage tretenden grofsen Ähnlichkeiten zeitlich oder staatlich 
weit auseinander liegender Rechte ein sie gemeinsam um- 
schliel'sendes, sie zu einer begrifflichen Einheit zusammen- 
zwängendes Idealrecht zu konstruieren, welches unsern Blick 
für die nüchterne Beurteilung des positiven Rechts verwirrt ; 
wir müssen uns hüten, ähnliche Rechtsinstitute verschiedener 
Zeiten und Staaten wegen des Gehaltes an verwandten 
Rechtsideen schlechtweg zu identifizieren 171 ), wie es einer- 
seits Gierke und seine Schule durch Erhebung des mittel- 
alterlichen Genossenschaftsprinzips zu einem für alle Zeiten 
geltenden Dogma taten, und wie es anderseits von Gneist 
und seiner Richtung durch Anwendung der Grundgedanken 
des englischen Selfgovernments auf unsern deutschen 
Selbstverwaltungsbegriff geschah. 

Auch auf Lorenz v. Stein ist hier hinzuweisen 
welcher in seiner Verwaltungslehre 172 ) den Versuch unter- 
nahm, seinen Selbstverwaltungsbegriff auf die Rechts- 
ordnungen aller Staaten und Zeiten der europäischen Kultur- 
welt zu basieren und damit den festen Boden für eine 
juristische Begriffsentwicklung unter seinen Füfsen verlor. 

Den wesentlichen rechtlichen Unterschied zwischen dem 
mittelalterlichen Genossenschaftsprinzip in der Städte- 
autonomie und der modernen Stadtverfassung habe ich 
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schon gelegentlich meines ersten Vortrages festgestellt. 
Gerber 178 ) bemerkt über derartige Versuche treffend : „Es 
ist eine grofee Täuschung, wenn man es ein historisches 
und daher rechtswissenschaftliches Verfahren nennt, die 
modernen Institute unmittelbar an die gleichnamigen Er- 
scheinungen des älteren National-, und wenn man lieber 
will, Feudalstaatsrechts anzuknüpfen und als deren natür- 
liche Fortsetzung zu behandeln. Selbst die einzelnen 
• Elemente, welche aus dieser Periode in die Gegenwart ohne 
Änderung ihres äufseren Wesens verpflanzt worden sind, 
haben im Zusammenhange des modernen Staatsrechts eine 
ganz andere Bedeutung gewonnen. u — Hinsichtlich des 
englischen Selfgovernments ist zu sagen, dafe dasselbe auf 
die Entwicklung unsrer deutschen Selbstverwaltung keinen 
bestimmenden Einilufs geübt hat 174 ), wenn auch das englische 
Rechtsinstitut in seiner heutigen Gestalt eine gewisse Ver- 
wandtschaft mit dem unsrigen aufweist. Es ist eher an- 
zunehmen, dafs bei der Neugestaltung der englischen Kom- 
munalverwaltung, welche, abgesehen von der Public Health 
Akt von 1875, im wesentlichen erst durch die Municipal 
Corporation Akt von 1882 und den Local Governments Akts 
von 1888 und 1894 erfolgte, Einflüsse des deutschen Rechts 
sich geltend machten, was vielleicht auch schon beim 
Zustandekommen der Stadtgemeindeordnung Englands von 
1835 ,75 ) mit ihrem Mayor, ihrem Aldermen und dem Common 
Council der Fall war 176 ). Jellinek und Hatschek haben 
das englische Selfgovernment auf das Prinzip der „passiven 
Verbände" zurückgeführt, bei denen es sich in erster Linie 
darum handelt, die Verteilung und Erzwingung staatlicher 
Untertanenpflichten der einzelnen innerhalb eines territorial 
geschlossenen Verbandes nicht durch staatliche Behörden, 
sondern ehrenamtlich durch bestimmte Personen, Vertrauens- 
männer aus dem betreffenden Kreise, durchzuführen 177 ). 
Juristisch bedeutsam ist hierbei namentlich die Änderung 
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des Pflichtsubjekts , der Pflichteinheit dem Staate gegen- 
über, als welche nicht mehr der einzelne Untertan, sondern 
ein territorial geschlossener Verband von solchen erscheint. 
Dieses formale Rechtsprinzip ist allerdings mit dem so- 
gleich zu begründenden ebenfalls formalen Begriff der 
deutschen Selbstverwaltung verwandt, ohne dafs jedoch 
die konstruktiven Elemente hüben und drüben dieselben 
wären, und ohne dafs sich daher eine Berechtigung ergäbe, 
beide Rechtsinstitute aus einem gemeinsamen höheren 
Selbstverwaltungsbegriffe abzuleiten. Wir müssen uns dem- 
zufolge auch in dieser Beziehung von der von Gneist ge- 
führten Richtung abwenden. 

Nachdem wir so versucht haben, unser Problem 
methodisch, zeitlich und staatlich zu begrenzen, handelt 
es sich darum, den richtigen Ausgangspunkt für dessen 
Lösung zu finden. Als solchen glaube ich den Begriff des 
modernen Rechtsstaates wählen zu müssen, in dessen Grenzen, 
aus dessen Gesetzgebung das heutige Städterecht, die 
städtische Selbstverwaltung als Rechtsbegriff erstanden ist. 
"Wir wollen den Rechtsstaat nach der herrschenden wissen- 
schaftlichen Anschauung erklären als jenes handlungsfähige 
Gemeinwesen auf territorial abgegrenztem Gebiete, dessen 
Kollektivwille mit oberster Gewalt die Beziehungen aller 
seiner Gliedpersonen untereinander und zum Ganzen be- 
stimmt, und zwar in souveräner , unverbrüchlicher Weise ; — 
oder mit Je 11 in ek: als die mit ursprünglicher Herrschafbs- 
macht ausgerüstete Körperschaft eines sefshaften Volkes. — 
Danach kann es nur ein staatliches und kein aufser- 
staatliches Recht im modernen Staate geben; es kann 
nur die öffentliche Gewalt des Staates als eine 
ursprüngliche, unabgeleitete und unumschränkte betrachtet 
werden 178 ) ; es kann auch der Begriff der Rechtspersön- 
lichkeit nur als die durch den Staatswillen grund- 
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sätzlich geordnete Einheit in den Beziehungen der Menschen 
untereinander und zur Gesamtheit gelten 179 ). Daraus folgt 
nun weiter, dafs es sich bei der heutigen deutschen 
Selbstverwaltung nur um eine staatliche Rechtsein- 
richtung handeln kann, welche die staatliche Rechtsord- 
nung zur Voraussetzung hat, und deren Bestand, begriff- 
licher Inhalt und Funktion nur ein Produkt der staatlichen 
Gesetzgebung ist 180 ). 

Diese Auffassung entspricht auch der Wirklichkeit; 
denn das gesamte heutige Gemeinderecht , der Rechtsbestand 
der Gemeinde überhaupt beruht auf staatlichen Gesetzes- 
normen, sowohl in % Preufsen wie in Österreich, und es 
steht der Gesetzgebung zweifellos jederzeit frei, die rechtliche 
Stellung der Gemeinden nach Belieben abzuändern, ja sie 
umzustürzen 181 ). — Freilich mufs die Rechtssetzung ein 
Substrat haben, und dieses Substrat ist das, was wir 
im ersten Vortrage als gesellschaftliche Gewalt erkannt und 
charakterisiert haben. Wie weit aber die Gesetzgebung 
dieser gesellschaftlichen Gewalt Geltung zugestehen will, 
und ob die Legislative sich die Lebenszwecke dieser Ge- 
walt zueigen macht, sie für ihre eigenen Zwecke organisiert 
und damit ihre Selbständigkeit vernichtet; — das alles 
sind nicht Rechtsfragen, sondern politische Macht - 
fragen, oder wenn man will, staatliche Zweckmäfsigkeits- 
fragen. Sie fallen aufserhalb des Rahmens unserer Be- 
trachtung. 

Wir müssen demgemäfs alle jene Theorien ablehnen, 
welche die Selbstverwaltungskörper als Recht Subjekte 
betrachten, die neben oder aufserhalb des staatlichen 
Rechts, die unabhängig von der von der Staatsgewalt ge- 
schaffenen Rechtsordnung bestehen und vom Staate nur 
beeinflufst oder zu ihm in ein besonderes Rechtsver- 
hältnis gebracht werden; ein Gesichtspunkt, welcher so- 
wohl die Stein sehe wie die G i e r k e sehe Richtung 
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♦charakterisiert. Es steckt dahinter die unklare Idee, dafs 
es im modernen Rechtsstaate im Gegensatze zur Staats- 
souveränetät auch noch eine Volkssouveränetät gäbe, die in 
den einzelnen Gemeinde- und Stadtparlamenten ihren Sitz 
hat. Eine solche Auffassung kann nur durch ein Zusammen- 
werfen geschichtlicher und politischer Machtfragen mit 
den vom Juristen abgesondert zu behandelnden Rechts- 
fragen entstehen 18 *). 

Um nun aber dem Selbstverwaltungsbegriffe näher zu 
kommen und jene Stelle zu finden, wo er aus dem Staats- 
begriffe herausgewachsen ist, müssen wir den darin stecken- 
den Begriff der Verwaltung schärfer fassen. Meines 
Erachtens liegt ein Hauptfehler der meisten Theorien darin, 
dafs unter dem Worte Verwaltung zwei heterogene Dinge 
fortwährend miteinander verwechselt werden. Es gibt 
eine Verwaltungstätigkeit, die jedes Vermögenssubjekt be- 
treibt , sei dies ein einzelner Mensch , eine Kollektivpersön- 
lichkeit , eine Gesellschaft , der Staat , die Gemeinde. Diese 
Tätigkeit ist eine vorwiegend wirtschaftliche und be- 
steht einerseits in Dispositionen über das Vermögen ohne 
rechtlichen Charakter, anderseits aber vollzieht sie sich in 
der Form von Rechtsgeschäften in den Beziehungen von 
Rechtssubjekten im Verhältnisse der Koordination, mit 
gleichmäßiger Unterwerfung unter die Privatrechtsnormen 
und ohne Geltendmachung von Herrschaftsgewalt. In 
diesem Sinne führt , sofern man mit dem Ausdruck „selbst" 
eine gewisse Unabhängigkeit der Beschlufsfassung bezeichnen 
will, auch jeder von uns „Selbstverwaltung". Wenn wir 
eine so weite Deutung für den Teilbegriff der Verwaltung 
in unserm Probleme zulassen, so verzichten wir in vor- 
hinein auf das spezifische Begriffselement in der Selbstver- 
waltung, und wir gelangen zu unhaltbaren Ergebnissen , wie 
wir sie bei Rösler und andern gefunden haben. Wenn 
wir die Selbstverwaltungstätigkeit als eine besondere 
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Art von Verwaltung, vorgenommen von einer besonderen 
Gattung von Rechtssubjekten differenzieren wollen, dürfen 
wir naturgemäfs nicht an eine Tätigkeit denken, die sich 
ausnahmslos bei jedem Rechtssubjekt vorfindet. "Wir 
müssen daher den Verwaltungsbegriff in obigem Sinne aus 
unsrer Konstruktion von vorhinein ausscheiden, und es 
bleibt uns dann nur eine solche Willenstätigkeit für unsern 
Begriff übrig, welche sich nicht im Verhältnisse der Koor- 

• 

dination unter Privatrechtsnormen , sondern im Verhältnisse 
der Überordnung einer Kollektivpersönlichkeit über die ihr 
untergeordneten Gliedpersonen vollzieht. Die Selbstver- 
waltung charakterisiert sich somit als die rechtlich geord- 
nete Geltendmachung von Kollektivinteressen gegenüber 
Individualinteressen unter Anwendung von abgeleiteter 
öffentlicher Gewalt; sie ist eine Erscheinungsform des 
weiteren Begriffes der öffentlichen Verwaltung über- 
haupt 188 ). Wo die Gemeinde nach den Regeln des Privat- 
rechts verwaltet, dort haben wir es lediglich mit einer 
Hilfstätigkeit für ihre öffentlich-rechtliche Aufgabe zu tun. 
Es mufs der Gemeinde ebenso wie der staatlichen Exeku- 
tive freistehen, sich auch der Formen des zivilen Rechts 
zur Förderung ihres öffentlichen Berufes zu bedienen 184 )» 

Damit haben wir nicht nur unser Problem begrenzt, 
sondern auch den für unser modernes deutsches Recht 
allein möglichen Ausgangspunkt zu dessen Lösung gefunden. 
Unter Zugrundelegung des Begriffs der öffentlichen Ver- 
waltung und der früher dargelegten Prämissen, dafs wir auf 
dem Gebiete der modernen Rechtsordnung nur durch den 
Begriff des Staates zu den Begriffen des Rechts, der 
Rechtspersönlichkeit und der öffentlichen Gewalt gelangen 
können, kommen wir nunmehr zur eigentlichen Fest- 
stellung des Selbstverwaltungsbegriffes. Diese 
soll zunächst negativ geschehen. 
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Ich wende mich hier zunächst gegen die Auffassung, 
als sei die kommunale Selbstverwaltung eine Besorgung 
eigener Angelegenheiten durch die Angehörigen 
der Gemeinde. Da es sich dabei vielmehr um die Geltend- 
machung von abgeleiteter, staatlich bestimmter Herrschafts- 
gewalt gegen oder über einen territorial bestimmten Kreis 
von Untertanen innerhalb einer durch staatliche Gesetz© 
abgegrenzten Kompetenzsphäre handelt, und da diese Tätig- 
keit vorgenommen wird von Rechtssubjekten, welche sich 
nicht nur wesentlich von den durch sie beherrschten und 
zu ihrer Bildung herangezogenen Rechtssubjekten unter- 
scheiden, sondern welche ihren ganzen Daseinszweck aus 
der staatlichen Rechtsordnung ableiten, so können wir den 
Begriff der Selbstverwaltung nicht im Sinne einer Selbst- 
regierung der Bürger fassen, sondern müssen in ihm die 
Führung öffentlichrechtlicher, staatlicher Funk- 
tionen 185 ) erblicken. Die weitere Folgerungaberist, dafs 
es sich bei den einzelnen Akten der Selbstverwaltung nicht 
in erster Linie um die Geltendmachung von Rechten der 
Gemeinden, sondern um die Verfolgung von Zwecken handelt, 
welche die staatliche Gesetzgebung umschreibt, dafs es 
sich um die Erfüllung von Pflichten 186 ) handelt, aus 
denen sich erst von Fall zu Fall gegenüber der Regierung 
subjektive öffentliche Rechte insofern ergeben können, als 
der Inhalt und die Art der Erfüllung dieser Pflichten und 
die sich dabei ergebenden rechtlichen Verhältnisse der Ge- 
meinden zur Regierung unmittelbar durch Gesetz in 
einer auch die Staatsbehörden verbindlichen 
Weise festgelegt sind. 

Auf Grund derselben Voraussetzungen müssen wir je- 
doch auch jene Theorien bekämpfen, welche in der Selbst- 
verwaltung die Besorgung staatlicher Geschäfte als f r e m d e r 
Angelegenheiten erblicken. Denn gerade im Gegensatze 
zum einzelnen Staatsbeamten erschöpft sich der gesamte 

Lnmp, Problem d. städt. Selbstverwaltung. 6 
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Lebenszweck des Selbstverwaltungskörpers in der Führung 
des ihm vom Staate zugewiesenen Stückes öffentlicher Ver- 
waltung. Nähme man einer Gemeinde diesen Beruf, so 
würde man damit auch ihre Rechtspersönlichkeit vernichten. 
Würde man daher die Lebenstätigkeit der Gemeindepersön- 
lichkeit als die Besorgung fremder Angelegenheiten be- 
zeichnen, so bliebe filr eine solche Person kein begrifflicher 
Inhalt mehr übrig. — Dieselben Argumente kommen natürlich 
auch gegenüber jenen in Betracht, welche die Selbst- 
verwaltung als teilweise eigene, teilweise fremde 
Funktionen erklären wollen. Dabei mufs mit Nachdruck 
betont werden, dafs es weder der Theorie noch der Gesetz- 
gebung jemals gelungen ist, ein grundsätzliches, juristisch 
brauchbares inhaltliches Unterscheidungsmerkmal 
zwischen eigenem und fremdem, zwischen selbständigem und 
übertragenem Wirkungskreis aufzufinden. Vielmehr trägt 
jede solche Unterscheidung, an. den einzelnen Funktions- 
arten erprobt, den Stempel der Willkür an sich. Es sei 
nur auf die bei früherer Gelegenheit gegebenen Beispiele 
aus dem österreichischen Rechte hingewiesen. 

Ziehen wir ferner noch in Betracht, dafs der Wirkungs- 
kreis der Gemeinden nicht nur zeitlich einem ständigen 
Wechsel notwendig unterworfen ist 187 ) , sondern dafs dies- 
bezüglich auch zwischen den einzelnen Gemeinden infolge 
ihrer Gröfse, Lage, Bevölkerung usw. die gröfeten Ver- 
schiedenheiten bestehen und bestehen müssen, so können 
wir uns der Überzeugung nicht verschliefsen , dafs der 
Begriff der Selbstverwaltung und seine Ab- 
grenzung von der Verwaltung durch Staats- 
behörden in materiellen Merkmalen überhaupt 
nicht gefunden werden kann, sondern dafs wir 
es hier mit einem rein formalen Begriff, mit 
einem Organisationsprinzip zu tun haben 188 ). 

Damit ist aber auch das Urteil über jenen Selbst- 
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Verwaltungsbegriff gesprochen, welchen die österreichi- 
sche Legislative zur Grundlage für ihre heute geltenden 
Gemeindegesetze genommen hat; wir müssen uns mehr 
jener formalen Auffassung zuneigen, welche in der preußi- 
schen Kommunalgesetzgebung, insbesondere in jener für 
die sieben älteren Provinzen, zum Ausdrucke kommt. Dort 
fehlt die Unterscheidung zwischen selbständigem und über- 
tragenem Wirkungskreis ; dort ist die Zweckmäfsigkeit, nicht 
die Doktrin für die Zuweisung des Wirkungskreises an die 
Selbstverwaltungskörper mafsgebend; dort steht daher auch 
einer unterschiedlichen Behandlung kleiner, mittlerer, grofser 
Gemeinden, von Stadt- und Landgemeinden kein doktrinäres 
Bedenken entgegen, wie bei uns in Österreich. 

Bevor ich nun aber von dieser auf dem Wege nega- 
tiver Schlußfolgerung gefundenen Erkenntnis der städtischen 
Selbstverwalt^dTeLs formalen Begriffs zur positiven 
Konstruktion vorschreite, sei mir eine kleine Ab- 
schweifung auf eine aktuelle Tagesfrage gestattet. Ich 
möchte diese Abschweifung damit entschuldigen oder recht- 
fertigen, dafe ich dadurch meinen bisher vertretenen Stand- 
punkt durch einen nicht nur unbefangenen, sondern auch 
gewichtigen Zeugen bekräftigen zu können glaube. Ich 
fand diese Bekräftigung nämlich von einer Stelle ausge- 
sprochen, welche ihrem konservativen Charakter gemäfs 
als berufenste Verteidigerin der Grundgedanken des posi- 
tiven österreichischen Rechts angesehen werden mufs, 
welche aber trotzdem zur Negation der österreichischen 
Selbstverwaltungstheorie, ja der materiellrechtlichen Kon- 
struktion dieses Begriffes überhaupt, — zwar nicht auf dem 
Wege wissenschaftlicher Deduktion, wohl aber auf dem 
der induktiven Betrachtung des Praktikers — gelangt ist. 
Ich meine unsere österreichische Regierung, welche im 

Dezember 1904 den Reichsratsabgeordneten eine Studie 

6* 
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über die Reformen der inneren Verwaltung überreichte, in 
der vornehmlich zum Selbstverwaltungsproblem Stellung 
genommen ist 189 ). — Den Ausgangspunkt dieser Studie 
bilden die Mißerfolge, welche unsere innere Verwaltung, 
insbesondere unsere Selbstverwaltung, seit 40 Jahren zu 
verzeichnen hat, und welche in folgenden Punkten kurz 
zusammengefaßt werden können: Mifsverhältnts zwischen 
dem Mafs der Leistungen der Verwaltung in der öffent- 
lichen Wohlfahrtspflege zum Kulturzustand, zur faktischen 
Leistungsfähigkeit des Volkes und Staates und zu den 
hohen Kosten der Selbstverwaltung; — Rechtsunsicherheit 
im Gange der öffentlichen Verwaltung; — Umständlichkeit 
und Langsamkeit der Verwaltungsfunktionen ; — Lockerung, 
ja unheilvolle Zerreifsung des notwendigen einheitlichen 
Gefüges der gesamten öffentlichen Verwaltung im Staate. 
— Die Ursachen dieser Erscheinungen werden in mancher- 
lei Gründen gesucht: vor allem wird mit besonderem Nach- 
druck auf das ganz verfehlte System der Doppel- 
verwaltung, wie es durch die Stellung der österreichischen 
Selbstverwaltung zur Staatsverwaltung begründet ist; auf 
das mehr oder weniger unabhängige Nebeneinanderwirken 
zweier gegensätzlicher Faktoren bei Erfüllung der grofsen 
einheitlichen Aufgaben der öffentlichen Verwaltung im Staate 
hingewiesen. Die Gemeinden, heifst es da, bilden nicht 
mehr organische Glieder in dem Gefüge unsrer Staats- 
verwaltung, sondern haben sich zu selbständigen, von der 
Staatsverwaltung beinahe unabhängigen Faktoren entwickelt. 
Hierzu habe einerseits die Ausschaltung der Gemeinden 
aus der staatlichen Autorität durch Unterstellung unter un- 
abhängige Landesgewalten 190 ), anderseits aber die unhalt- 
bare Unterscheidung zwischen selbständigem und über- 
tragenem Wirkungskreise beigetragen. In letzterer Hinsicht 
führt die Studie in treffender Weise wörtlich aus: „Da die 
moderne Gemeinde durch Staatsgesetze als Träger be- 
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stimmter Verwaltungsausgaben organisiert wurde, kann von 
einem primären, selbständigen oder natürlichen Wirkungs- 
kreise der Gemeinden .... füglich überhaupt nicht ge- 
sprochen werden Im allgemeinen schliefst jede Ver- 
waltungsaufgabe der Gemeinde die Verpflichtung 
derselben zur Mitwirkung für die Zwecke der öffent- 
lichen Verwaltung in sich, — würde daher nach der 
Definition der Gemeindegesetze in den übertragenen 
Wirkungskreis der Gemeinde gehören. Anderseits mufs 
von allen durch die Gesetze der Gemeinde zugewiesenen 
Aufgaben angenommen werden, da£s sie dem für die An- 
gelegenheiten des selbständigen Wirkungskreises in den 
Gemeinden aufgestellten Kriterium entsprechen, indem sie 
von der Gemeinde »innerhalb der Grenzen derselben durch 
ihre eigenen Kräfte besorgt und durchgeführt werden 
könnenc, weil sie der Gemeinde sonst nicht zugemutet 
werden dürften." m ) Das weitere gesetzliche Kriterium 
zur Unterscheidung des selbständigen vom übertragenen 
Wirkungskreise der Gemeinde, dafs es sich bei ersterem 
um Angelegenheiten handeln müsse, „welche das Interesse 
der Gemeinde zunächst berührten", sei so sehr der sub- 
jektiven Auffassung unterworfen und ermangle so sehr jedes 
juristischen Gesichtspunktes, dafs es sich zur Differenzierung 
in den Fällen der Praxis als völlig unbrauchbar erwiesen habe. 
Wir sehen also, dafs die Begierungsstudie mit der 
prinzipiellen Aufstellung von Grundrechten der Gemeinden, 
mit der materiellrechtlichen Erklärung ihres Wesens bricht, 
was zur weiteren Folge hat, dafs sie auch die gesetzlichen 
Garantien dieser Grundrechte, bestehend in der Unter- 
stellung der Gemeinden bezüglich ihres selbständigen 
Wirkungskreises unter die unabhängige Landesgewalt, ver- 
wirft, und zwar unter Hinweis auf die Unzulänglichkeit 
des Rechtsschutzes gegen rechtswidrige und ungerecht- 
fertigte Verwaltungsakte und gegen die Verwaltungs- 
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Verweigerung (wenn wir diesen Ausdruck als Gegenstück 
zur Justizverweigerung gebrauchen dürfen) der Gemeinden. 

Für die sonstigen Übelstände der Selbstverwaltung, 
als da sind: der verderbliche Einflnfs des politischen 
Parteiengetriebes auf die Handhabung des Verwaltungs- 
rechts und auf die wirtschaftliche Gemeindegebarung; das 
Schwanken in der Anwendung der Rechtsgrundsätze ; die 
Rechteunkenntnis der Laienorgane in vorwiegend juristischen 
Fragen; die Verschleppung und Kostspieligkeit des Ver- 
fahrens; — für alles das macht die Studie mancherlei Ein- 
richtungen verantwortlich, ohne aber meines Erachtens r 
insbesondere bei den gröfseren, den Statutargemeinden und 
bei den Selbstverwaltungskörpern höherer Ordnung die 
Hauptwurzel des Übels richtig erkannt zu haben: nämlich 
den Mangel an strenger Unterscheidung zwischen abstrakter 
(parlamentarischer) und konkreter (behördlicher) Verwaltungs- 
tätigkeit unter gleichzeitiger Übertragung dieser beiden 
Funktionsarten an zwei hinsichtlich ihrer Zusammensetzung 
vollständig voneinander geschiedene, koordinierte Organe: 
Gemeinderat und Magistrat. Erst hierdurch könnte unsrer 
Gemeindeverwaltung die so dringend notwendige, gegen- 
wärtig aber unmögliche rechtliche Verantwortlichkeit ihrer 
obrigkeitlichen Funktionäre ftLr die einzelnen Verwaltungs- 
akte wiedergegeben werden. — Das Übersehen dieses Kardinal- 
punktes in der Regierungsstudie ist um so merkwürdiger, 
als derselbe einerseits beim Vergleiche des österreichischen 
mit dem preufsischen Recht als besonders charakteristisch 
in die Augen springt, und als anderseits die vorliegende 
Regierungsstudie mit einer geradezu verblüffenden Kon- 
sequenz das preufsische Recht sich zum Muster nimmt. 

Mit dieser Abschweifung auf eine aktuelle Tagesfrage 
habe ich einer grundsätzlichen Frage meiner Erörterungen 
vorgegriffen, deren Behandlung der nun gleich zu ver- 
suchenden positiven Formulierung des städtischen Selbst- 
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Verwaltungsbegriffs vorbehalten ist. Allein dies liefs sich 
des Zusammenhanges wegen nicht vermeiden. Das eine 
glaube ich hierbei gezeigt zu haben, dafs die Auffassung 
der Regierungsstudie von der richtigen Stellung der Selbst- 
verwaltung im Staate zu derselben grundsätzlichen Folgerung 
gelangt wie meine dogmatischen Ausführungen, dafs nämlich 
die übliche materiellrechtliche Lösung unsres Problems 
als eine verfehlte zu betrachten ist, dafs letzteres vielmehr 
eine staatliche Organisationsfrage ist und auf dem Gebiete 
des formellen Rechts liegt. Nach dieser Abschweifung 
nehmen wir den Faden unsrer Beweisführung wieder auf. 

Da ich mit der Verwerfung aller Versuche , welche 
unser Problem auf dem Wege materieller Begriffsbildung 
lösen wollen, unsern Standpunkt zunächst nur negativ 
gekennzeichnet habe, so erübrigt nun mehr, das Formal- 
prinzip der kommunalen Selbstverwaltung auch in positiver 
Weise zu umschreiben. 

Zur Bildung und Ausführung des staatlichen Kollektiv- 
willens sind menschliche Individuen notwendig, welche als 
berufene Träger, als Organe für diese Willensfunktionen 
nach den Regeln der Rechtsordnung berufen werden. Das 
geschieht auf dem Gebiete der staatlichen Verwaltungs- 
tätigkeit zunächst in primärer Weise dadurch, dafs einzelne 
Individuen als Gliedpersonen im staatlichen Rechtsverbande 
durch einen rechtserzeugenden Akt, durch Anstellung, Be- 
rufung usw. mit einer erweiterten Rechtspersönlichkeit, mit 
einer erhöhten rechtlichen Willensfahigkeit ausgestattet 
werden; also in „Organstellung" aufrücken oder einen 
„Status" höherer Ordnung erhalten. Aus Gründen, welche 
aufs erhalb der juristischen Begriffswelt liegen, kann es 
jedoch für den Staat wünschenswert erscheinen, gewisse 
Eigentümlichkeiten, welche der Verwendung einzelner 
physischer Personen als Träger kompetenzmäfsig ab- 
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gegrenzter staatlicher Gewalt („Organträger") anhaften, für 
gewisse Grattungen von Verwaltungsangelegenheiten zu be- 
seitigen, ohne aber die notwendige Einheit des ge- 
samten staatlichen Verwaltungsapparates preiszugeben. 

Was sind das nun für Eigentümlichkeiten des staat- 
lichen Beamtentums, deren Eliminierung wünschenswert 
erscheinen kann? Einmal die persönliche Beeinflussung 
oder richtiger: Beeinflufsbarkeit des unteren Organwillens 
vom oberen, also eine gewisse Art von Abhängigkeit, welche 
die Gefahr eines Gewaltmifsbrauches seitens des höheren 
und die Unselbständigkeit des Unterorgans nach sich zieht. 
Es soll hier eine Rechtsgarantie-Einrichtung gegen unrichtigen 
Gebrauch und gegen Mifsbrauch der zu führenden öffentlichen 
Verwaltung, des verliehenen höheren Status seitens einzelner 
Organträger auf dem Gebiete der Verwaltung geschaffen 
werden, wie sie in andrer Art auf dem Gebiete der Gesetz- 
gebung in der Volksvertretung gegeben ist. — Dann aber 
kann der durch die Vergänglichkeit der menschlichen 
Persönlichkeit bedingte fortwährende Wechsel im Träger 
bestimmter öffentlicher Verwaltungsbefiagnisse dem Staate 
gegenüber als Mangel empfunden werden, namentlich dort, wo 
die Staatsgewalt bei Besetzung der Verwaltungsposten ins- 
besondere unterster Kategorie immer wieder mit dem lokalen 
Parteiengetriebe in den einzelnen Gemeinden in unliebsame 
Berührung kommt. — Ferner erscheint wohl auch die Ent- 
felslung einer lebendigen und sachgemäfsen Initiative, 
dieser unentbehrlichen Triebkraft auf dem Gebiete der 
öffentlichen Verwaltung, für die Lösung örtlicher Ver- 
waltungsaufgaben durch periodisches Heranziehen einzelner 
aus der Masse der Regierten, der nächsten Interessenten 
an der zweckmässigen Gestaltung der Lokalverwaltung, 
wünschenswert. — Und schliefslich kommt die Ausscheidung 
eines grofsen Gebietes örtlicher staatlicher Verwaltungs- 
tätigkeit mit ihren vielen Reibungsflächen aus der poli- 
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tischen Verantwortlichkeit der Regierung 199 ) in Betracht, 
aus jener Verantwortlichkeit, welche im Parlamente geltend- 
gemacht wird, wo ja, ich möchte sagen, nach gewissen 
Naturgesetzen, an Stelle der nüchternen juristischen Ent- 
scheidung von Streitfragen der Kampf der politischen Par- 
teien und Fraktionen um die Macht, um Prinzipien tritt. — 
Das alles sind Gesichtspunkte, welche auf gewissen Ge- 
bieten der öffentlichen Verwaltung gegen die Verwendung 
von Staatsbeamten als Organträger sprechen, Gesichts- 
punkte, welche die früher besprochene Regierungsstudie 
übersieht, wenn sie glaubt, durch blofse Einführung staat- 
lichen Beamtentums in die Selbstverwaltungskörper ein 
wirksames Heilmittel gegen die Mängel der Selbstverwaltung 
gefunden zu haben. — 

Wir sagten also, es könne aus den angeführten poli- 
tischen Gründen fiir die Staatsgewalt wünschenswert er- 
scheinen, an die Stelle des primären Organisationsprinzips 
der Aufrückung einzelner Staatsbürger in Organstellung ein 
andres Organisationsprinzip zu setzen. Das rechtliche 
Mittel, das Rechtsinstitut, durch welches die 
deutschen Rechtsordnungen diesen Zweck zu erreichen 
suchen, ist die Einführung eines zweiten Systems einer 
sekundären Organbildung in der Weise, dafs der 
Staat zur Ausübung bestimmter staatlicher Verwaltungs- 
funktionen zunächst rechtssatzmäfsig eigenartige 
juristische Personen, und zwar Kollektiv- 
persönlichkeiten schafft und in seine Organisation 
eingliedert; Rechtspersönlichkeiten, deren dauernder Bestand, 
wie der Staat selbst, vom Wechsel ihrer Mitglieder oder 
Gliedpersonen unabhängig ist ; Rechtspersönlichkeiten, deren 
ausschliefslicher Daseinszweck die Führung eines bestimmten 
Stückes öffentlicher Verwaltung ist. Das sind die sogenannten 
Selbstverwaltungskörper 198 ). Durch die im Wesen 
der Gebietskörperschaft liegenden Merkmale, insbesondere 
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durch die vom Wechsel ihrer Mitglieder unabhängige und 
daher zeitlich unbegrenzte Dauer der Persönlichkeit erhält 
die Gemeinde allerdings Eigenschaften, welche auch der 
Staat hat, und durch welche sie im Vergleiche mit den 
Staatsbeamten, den als unmittelbare Träger der vollziehenden 
Gewalt auftretenden physischen Personen, eine gewisse 
qualitative Überlegenheit bekommt. Allein es wäre falsch, 
daraus auf die Wesensgleichheit der Gemeinde mit dem 
Staate oder auf die rechtliche Koordination beider schliefsen 
und nur einen quantitativen oder potentiellen Unterschied 
zwischen beiden gelten lassen zu wollen. In ihrem positiv- 
rechtlichen Bestände ist die Gemeinde eine Schöpfung 
und ein Mittel des Staates zur Erfüllung gewisser, ihrem In- 
halte nach der Veränderung unterworfener, immer aber nur 
partieller staatlicher Aufgaben. Es unterliegt gar keinem 
Zweifel, dafs der in der Gesetzgebung in souveräner Weise 
sich geltendmachende Staatswille sowohl die Rechtspersön- 
lichkeit einer einzelnen Gemeinde als auch die Gemeinde- 
persönlichkeit als Gattungsbegriff nach Belieben inhaltlich, 
organisatorisch und hinsichtlich der örtlichen Grenzen jeder- 
zeit umgestalten, ja selbst vernichten kann. 

Die Selbstverwaltungskörper müssen nun zur Bildung 
ihres eigenen Willens selbst wieder, nach einer bestimmten, 
ihnen vom Staate gegebenen inneren Ordnung Gliedpersonen 
als Organe berufen. Diese letzteren sind also, vom Stand- 
punkte des Staates aus betrachtet, Organe des Organs und 
durch das Dazwischenschieben der juristischen Person des 
Selbstverwaltungskörpers von den übergeordneten staatlichen 
Verwaltungsorganen unabhängig gemacht; ihre Tätigkeit 
kann vom Staate nur durch abstrakte Normen, durch 
Gesetze in mittelbarer Weise dadurch beeinflufst werden, 
dafs der Staat Umgestaltungen an dem Persönlichkeitsbegriff 
der Selbstverwaltungskörper , an deren Organisation und 
Kompetenz vornimmt; nicht aber kann sie durch konkrete 
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Verfügungen , durch Dienstbefehle der höheren staatlichen 
Exekutivorgane bestimmt und begrenzt werden. Demgemäfs 
ist aber auch der Regierung für diese sogenannte Selbst- 
verwaltungstätigkeit die politische Verantwortlich- 
keit abgenommen und ist gleichzeitig für das Gebiet der 
Lokalverwaltung eine rechtliche Garantieeinrichtung 
gefunden gegen Machtmifsbrauch seitens einzelner Träger 
der staatlichen Exekutive. 

Nach unsern Ausführungen beruht also die Selbst- 
verwaltung juristisch auf dem B e g r i f f e derPersönlich- 
keit, welcher seit der Umwandlung des Polizeistaates in 
den Verfas8ungs- und Rechtsstaat aufser seinem früher nur 
einförmig privatrechtlichen Inhalt nun auch eine öffentlich- 
rechtliche Seite erhalten hat und die Untertanen und deren 
willensfähige Verbände in sehr verschiedener "Weise erfassen 
kann, so dafs die subjektiven Einheiten, deren gegenseitige 
Beziehungen die Rechtsordnung regelt, nach der Summe der 
für sie rechtlich möglichen Beziehungen sehr verschieden 
gestaltet sein können. Hierbei gibt durchaus nicht immer 
das Privatrecht den Kern des Begriffes ab; insbesondere 
bei den sogenannten öffentlichrechtlichen Verbänden ist das 
publizistische Element, ist die Möglichkeit von Herrschafts- 
verhältnissen der wesentliche Inhalt des Persönlichkeits- 
begriffs. Letzterer zerfallt demnach im modernen Recht 
in eine grofse Zahl von Arten, und eine dieser Arten be- 
zeichnen wir mit dem Ausdruck „Gemeinde". Viele ver- 
kennen den durchaus noch nicht abgeschlossenen Vorgang 
der Umwandlung und Vervielfältigung des Persönlichkeits- 
begriffs infolge der Aufnahme des öffentlichrechtlichen 
Elements in denselben und stellen sich ihn, von romani- 
stischen Anschauungen beeinflufst, noch immer als einen 
im wesentlichen für das Privatrecht geschaffenen, gleich- 
förmigen vor , der die Fähigkeit zu allen Arten von subjek- 
tiven Rechten, auch öffentlichen, abgibt. So gelangt man 
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leicht zu dem falschen Schlüsse, die Selbstverwaltung sei 
auf ein bestimmtes subjektives Recht zurückzuführen, 
welches der typischen Privatrechtspersönlichkeit nur zuge- 
geben wird und sich gegen den Staat richtet. Eine solche 
Auffassung ist aber unhaltbar und flihrt zu einer heillosen 
Verwirrung der Begriffe „Person** und „subjektives Recht". 
Ohne auf das Problem dieser Begriffsabgrenzung hier ein- 
gehen zu können, sei nur darauf hingewiesen, dafs wir 
es im ersteren Fall nur mit einer allgemein begrenzten 
Rechts- und auch Pflichtfthigkeit, mit einer Summe 
rechtlicher Möglichkeiten zu tun haben, deren Auslösung zu 
einem bestimmten rechtlichen Effekt immer erst auf Grund 
eines konkreten Tatbestandes gegenüber einer individuell 
bestimmten andern Person und hinsichtlich eines konkreten 
Interesses erfolgen kann. Erst wenn auf diese Weise für 
die eine oder andre Person die aktuelle Macht ge- 
schaffen wurde, einen bestimmten Rechtseffekt im ein- 
zelnen Fall gegen jemand andern durchsetzen zu können, 
dann erst tritt uns der Begriff des subjektiven Rechts oder 
dessen Seitenstück, die subjektive Pflicht, entgegen. "Wir 
können deshalb die Selbstverwaltung kein subjek- 
tives Recht nennen, und auch nicht eine Summe von 
solchen, gerade so wenig, wie es ein staatlich garantiertes 
subjektives Recht gibt, Verträge zu schliefsen. Die Selbst- 
verwaltung ist vielmehr die im Persönlichkeitsbegriff einer 
bestimmten Art gegebene rechtliche Fähigkeit oder 
die darin liegende begrenzte Summe von rechtlichen Möglich- 
keiten, auf Grund sich ergebender konkreter Tatbestände sub- 
jektiv verpflichtet und berechtigt sein zu können , wobei die 
Pflichtfähigkeit das primäre Moment bildet. „Subjekt im 
Rechtssinne ist . . . kein Wesen, keine Substanz, sondern 
eine verliehene, durch den Willen der Rechtsordnung ge- 
schaffene Fähigkeit" ,94 ). — Solange sich beispielsweise in 
einer Gemeinde kein Armer vorfindet, besteht zwar die 
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allgemeine Möglichkeit, nicht aber die subjektive Pflicht , 
einen Akt der Armenfursorge vorzunehmen, und auch nicht 
das subjektive Recht, über die Art dieser Fürsorge zu 
entscheiden. Beides bedarf zur Entstehung erst eines 
konkreten Falles. Auch der Regierung gegenüber kann 
von einem aus der Selbstverwaltung fliefsenden subjektiven 
Recht der Gemeinde erst auf Grund eines konkreten Tat- 
bestandes gesprochen werden, z. B. wenn eine Regierungs- 
behörde mit Überschreitung ihres Wirkungskreises einen 
Akt der Handhabung der Bauordnung in einer Gemeinde 
vornimmt und so rechtewidrig und störend in die der Ge- 
meindepersönlichkeit vorbehaltene Tätigkeitssphäre eingreift. 
Hier erst entsteht ein subjektives öffentliches Recht auf 
Rückgängigmachung des Eingriffs und auf Anerkennung 
der rechtlichen Grenzen der Gemeindepersönlichkeit 190 ). 

Wir finden in der Literatur wiederholt die Erkenntnis 
durchdringen, dafs es mit der einfachen Erklärung des 
juristischen Selbstverwaltungsbegriffs aus dem Begriffe des 
subjektiven Rechts nicht geht, und es werden daher ver- 
schiedene Versuche gemacht, um an dieser Klippe vorbei- 
zukommen. J ellin ek 196 ) z. B. stützt sich dabei auf die 
historische Betrachtung und spricht von einer Art ursprüng- 
licher Belehnung der Gemeinden mit einem subjektiven 
Recht auf imperium. Hatschek 197 ) greift, um den her- 
kömmlichen Begriff eines subjektiven Rechts auf Selbst- 
verwaltung zu retten , angesichts der entgegenstehenden 
Tatsache, dafs für die Gemeinde erst aus konkreten 
Tatbeständen wirkliche subjektive Rechte gegen andere 
Personen entspringen, zu dem unklaren und viel mifs- 
brauchten Hilfsbegriff der „Befugnisse" als unselbständige 
Folgewirkungen eines allgemeinen subjektiven Rechts auf 
Selbstverwaltung. Gierke, Preufs und andre wieder 
verfallen in das andre Extrem, die Gemeindepersön- 
lichkeit ausserhalb des staatlichen Rechts zu stellen und 
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zwischen Gemeinde und Staat ein Rechtsverhältnis zu kon- 
struieren, wie es zwischen zwei voneinander unabhängigen, 
koordinierten Personen, etwa zwei Staaten kraft völker- 
rechtlichen Vertrages, besteht, so dafis nun dieses Rechts- 
verhältnis die Basis för das daraus entspringende subjektive 
Recht auf Selbstverwaltung abgibt. All das ist unhaltbar. 
Die Schwierigkeiten lösen sich von selbst , wenn wir 
unsenn Problem den Persönlichkeitsbegriff in dem früher er- 
örterten Sinne zugrunde legen, wenn wir daran festhalten, 
dafs es sich dabei nur um ein Organisationsprinzip handelt, 
dafs der Staatswille sich für die Durchführung bestimmter 
staatlicher Verwaltungsaufgaben unter Benutzung vorhandener 
gesellschaftlicher Gewalten eine eigene Art von juristischen 
Personen geschaffen und in seine Gesamtorganisation ein- 
gegliedert hat. Dabei hält er sich die Möglichkeit offen, die 
materiellen Aufgaben, den rechtlichen Daseinszweck, 
welchen er diesen juristischen Personen zuweist, mit Hilfe 
seiner Legislative nach Bedarf zu ändern und zu variieren, 
ohne dafs das formale Prinzip, welches den Kern des 
Selbstverwaltungsbegriffes bildet, umgewandelt wird. Daher 
können bestimmte Zwecke, kann der Wirkungskreis kein 
Merkmal des Gemeindebegriffes sein 198 ). 

Um unsre heutige Aufgabe zu lösen, müssen wir nach 
Feststellung des Verhältnisses des Selbstverwaltungsbegriffes 
zum Staatsbegriffe noch einen Blick auf die innere Orga- 
nisation der Selbstverwaltungskörper werfen. Die im kom- 
munalen Selbstverwaltungsinstitut liegende Rechtsgarantie 
gegen Mifsbrauch der Verwaltungsgewalt durch deren Träger 
wäre mangelhaft, wenn sie nur nach oben hin wirken, und 
wenn dadurch die Einheitlichkeit des Staatswillens und der 
staatlichen Autorität unterbrochen würde. Durch die Ein- 
gliederung von Selbstverwaltungskörpern in den staatlichen 
Verwaltungsorganismus ist beim Mangel geeigneter Kontroll- 
und Rechtschutzmittel eine Gefahr in der Richtung gegeben, 
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dafs die politischen Parteien und das demokratische Streber- 
tum mit ihren Sonderinteressen den dem Rechtsstaat eigen- 
tümlichen Gang der Verwaltung schädigen oder unmöglich 
machen. Eine wirksame Garantie hiergegen ist der modernen 
Rechtsentwicklung durch zwei Mittel gegeben : einmal in dem 
Prinzip der Gewaltenteilung, welche i im Selbstverwaltungs- 
körper durch eine strenge inhaltliche Scheidung 
zwischen abstrakter und konkreter, zwischen 
verordnender und ausführender Verwaltungstätig- 
keit 199 ) und durch Übertragung dieser beiden Funktions- 
arten an zwei den Personen nach vollständig getrennten, 
einander gegenseitig kontrollierenden Organen: dem parla- 
mentarisch tätigen Gemeinderat und dem behördlich wirken- 
den Magistrat verwirklicht werden kann, wie es in genialer 
Weise durch die Stein sehe Städteordnung vom Jahre 1808 
in Preufsen geschehen ist, — Das andre Mittel ist die 
Herstellung eines Instanzenzuges und einer Ver- 
waltungsrechtsprechung, welche volle Gewähr für 
die Durchsetzung des einheitlichen gesetzlichen Staats« 
willens in allen Einzelfällen bietet. 

Auch in dieser Beziehung fällt ein Vergleich der öster- 
reichischen Gemeindegesetzgebung mit der preufsischen zu- 
gunsten der letzteren aus, welche nicht nur das Prinzip 
der Gewaltentrennung im städtischen Behördenorganismus 
strenge durchführt, sondern auch die Unterstellung der 
Kommunen unter unabhängige Landesgewalten und damit 
eine Zerreifsung der Einheit des Rechtsganges und die 
Schaffung von Kompetenzkonflikten vermeidet. Dort werden 
die Gemeinden höheren staatlichen Instanzen unterordnet, 
welche sich lediglich durch Zuziehung des Laienelements 
von den nur aus Berufsbeamten gebildeten staatlichen Ober- 
behörden unterscheiden, mit diesen aber durch Gemeinsam- 
keit beamteter Mitglieder, insbesondere des Vorsitzenden, ein- 
heitlich verbunden sind 200 ). Dieser letztere Organisations- 
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gedanke ist auch dem österreichischen Rechte nicht fremd, 
wenn er auch nur vereinzelt, wie zum Beispiele auf dem 
Gebiet des Volksschulwesens in den Bezirks- und Landes- 
schulräten seine Verwirklichung gefunden hat. 

Auffallend und nicht begründet ist die Forderung der 
Regierungsstudie , auch die österreichische Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit nach dem preufsischen Vorbild umzugestalten, 
indem an Stelle des über dem staatlichen Verwaltungs- 
apparate stehenden unabhängigen, kassatorisch judizieren- 
den Gerichtshofes, vor welchem die Regierung als Beklagter 
erscheint, nun den Instanzen der Verwaltungsbehörden an- 
gegliederte gemischte Senate treten sollen, deren instanz- 
mäfsig zu fällende Erkenntnisse sich auf Parteistreitigkeiten 
des öffentlichen Rechts beschränken. An diese Verwal- 
tungsgerichte haben auch die Selbstverwaltungskörper die 
bisher von ihnen geübte Judikatur in Parteistreitigkeiten ab- 
zugeben. Der Verwaltungsgerichtshof soll zwar nicht gänzlich 
beseitigt, jedoch durch Beschränkung auf die Judikatur 
in gewissen taxativ bestimmten Nichtigkeitsfallen zur 
Bedeutungslosigkeit herabgedrückt werden. Der Verfasser 
dieser Studie ist sich offenbar über den tiefgreifenden, grund- 
sätzlichen Unterschied zwischen dem österreichischen und 
deutschen System der Verwaltungsgerichtsbarkeit, wie ihn 
v. L em ay e r 201 ) wiederholt in trefflicher Weise geschichtlich 
und dogmatisch dargelegt hat, nicht klar geworden. Er über- 
sieht, dafs der vorgeschlagene "Wandel die Beseitigung einer 
bewährten allgemeinen obersten Rechtskontrolle auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts gegen Einführung einer 
Arbeitsteilung bei den Verwaltungsbehörden unter kontrol- 
lierender Mitwirkung von Laienelementen in den beiden 
untersten Instanzen bedeutet. 

Noch eine Bemerkung sei mir gestattet. Es wird gerade 
in unsern Tagen die mangelhafte innere Verwaltung der 
österreichischen Stadtgemeinden immer wieder zum Gegen- 
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stände der öffentlichen Diskussion gemacht and nicht zum 
Vorteil der Sache selbst der städtischen Beamtenschaft 
die Hauptschuld für die vielen fühlbaren Mifsstände bei- 
gemessen. Durch Änderung der Diensteinteilung, Ver- 
schärfung der Dienstinstruktionen, Aufhebung und Neuein- 
führung von allerlei Geschäftsformalien glaubt man die 
"Wurzel des Übels zu treffen. Ich möchte glauben, dafs 
die vielgerügten Mängel in allererster Linie in dem 
verfehlten und rechtlich unklaren Verhältnis zwischen 
Gemeinderat und Magistrat; in der fehlenden Trennung 
zwischen abstrakter und konkreter Verwaltung; in der un- 
haltbaren Stellung des mit kurzfristiger Funktionsdauer 
bestellten Bürgermeisters zugleich als parlamentarischer 
Vorsitzender und als Spitze des Exekutivorgans zu 
Buchen ist. 

Solange bei den einzelnen Akten der Exeku- 
tive in der Gemeindeverwaltung der schwerfällige, zeit- 
raubende Apparat des Gemeinderats mit seinen vorbe- 
ratenden Sektionen, Ausschüssen, Berichten und Gutachten 
aufgeboten wird ; solange es möglich ist, dafs der Gemeinde- 
rat und seine Glicht hinreichend informierten, nicht genügend 
geschäftskundigen Mitglieder in die Abwicklung der ein- 
zelnen Verwaltungsgeschäfte bestimmend eingreifen können, 
und durch bezügliche Gemeinderatsbeschlüsse das Prinzip der 
Verantwortlichkeit des Exekutivorgans für seine Amtstätig- 
keit aufgehoben wird ; 2oa ) solange endlich die einzelnen kon- 
kreten Verwaltungsgeschäfte zu parlamentarischen Kampfes* 
mittein zwischen den politischen Parteien im Gemeinderate 
mifsbraucht werden können; — so lange ist auch bei Vor- 
handensein des besten Willens der einzelnen Funktionäre 
und des besten Beamtenmaterials eine sparsame Wirtschaft 
und eine Beseitigung der unleugbaren Schäden nicht zu 
erhoffen. Hier gilt das, was Gneist in seinem „Rechts- 
staat" 208 ) über das System der falschen Selbstverwaltung 

Lamp, Problem d. st&dt. Selbstverwaltung. 7 
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geschrieben hat: „Sie hat nirgends die Achtung vor den 
Gesetzen gefördert, sondern nur einer anmafsenden, selbst- 
süchtigen, partiktdaristischen Anschauung des steuerzahlen- 
den Urwählers in Staat und Gemeinde Vorschub geleistet 
und die Zersetzung des Staates in eine Interessenwirtschaft 
von unten herauf vorbereitet." 

Ich bin mit meinen Ausführungen zu Ende. Fassen 
wir die Ergebnisse unsrer Betrachtungen kurz zusammen, 
so müssen wir sagen, dafs das rechtliche Wesen der 
städtischen Selbstverwaltung nach deutschem Recht nur 
als ein Begriff des formellen öffentlichen Rechts 
aufzufassen, und zu bezeichnen ist als ein staatliches, 
auf dem System der Gebietskörperschaft aufgebautes Orga- 
nis a t i o n s p r i n z i p sekundärer Natur für die Durchführung 
öffentlicher Lokalverwaltung. Ausschliefslich zu diesem 
Zwecke wurden auf Grund der staatlichen Rechtsordnung 
juristische Personen besonderer Art geschaffen, deren Pflicht- 
und Rechtsfähigkeit bestimmte Verwaltungsaufgaben und 
die Ausübung abgeleiteter öffentlicher Gewalt umfafst, und 
welche nach dem Grundsatze strenger Gewaltenteilung ihrer 
zusammengesetzten Organe tätig werden. Diesem als dog- 
matische Lösung unsres Problems gefundenen Idealbegriff 
kommt die positiv-rechtliche Type des preufsischen 
Rechts viel näher als die des österreichischen Rechts* 
Es verdient daher erstere auf dem Boden des allgemeinen 
deutschen Staatsrechts den Vorzug 204 ). 

Die gewaltige Bedeutung der städtischen Selbst- 
verwaltung aber besteht darin, — und damit komme ich auf 
die einleitenden Worte meines ersten Vortrages über die 
gesellschaftlichen Gewalten zurück — , dafs durch die Art 
ihrer Organisation der sichere Fortbestand des Staates und 
die sachliche und einheitliche Erfüllung seiner kleinen und 
grofsen Tagesaufgaben unabhängig gemacht werden soll 
von jenem nimmer endenden, unvermeidlichen Kampfe 
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zwischen den Herrschaft begehrenden und Herrschaft ver- 
teidigenden Elementen in der staatsbürgerlichen Gesellschaft, 
von dem Kampfe der gesellschaftlichen Gewalten um die 
Macht im Staate. Während das deutsche Mittelalter diesen 
Gegensatz zu lösen suchte durch eine zu schrankenlose 
Organisationsfreiheit, die mit der Preisgabe der staatlichen 
Autorität endete; während der Absolutismus und die 
französische Revolution in entgegengesetzter Weise jede 
Organisationsfreiheit zugunsten einer starren Staatsautorität 
ausschlössen 206 ) und damit Katastrophen herbeiführten a06 ) ; — 
steckt der moderne deutsche Rechtsstaat unter Aufrecht- 
haltung der Einheit und Souveränetät der Staatsgewalt 
einen Kampfplatz ab , auf welchem nach den Formen des 
staatlichen Rechts jeder Bürger zum Kampfe um die Macht 
in die Schranken treten kann, wo Freiheit herrscht zur 
Entfaltung von Organisation und Autorität! 



7* 



Anhang. 
Literaturnachweise und Anmerkungen 



Anmerkungen zum ersten Vortrage. 



1) Die Rede Prof. von Wiesers wurde abgedruckt in 
der Monatsschrift „Deutsche Arbeit" (München-Prag), 1. Jahr- 
gang, Heft 4. 

2) v. Wies er weist in seiner Bede darauf hin, dafs 
das Streben unsrer Zeit, eine neue, befriedigende, auf den 
Erfahrungen einer erfolgreichen Realpolitik begründete 
Staatstheorie zu finden, sich auf die Erforschung der 
noch wenig erkannten, in den Besonderheiten des 
Massenlebens der Menschen beruhenden Kräfte richten 
mufs, welche unter ganz andern Bedingungen und unter 
unvergleichlich gewaltigeren Wirkungen in Erscheinung 
treten als jene rechtlich belangreichen Lebenskräfte, welche 
im Verkehr der einzelnen untereinander, unabhängig von 
den spezifischen Erscheinungen des Massenlebens, zur 
Geltung kommen. In den Geheimnissen des Massenlebens, 
in welchem der Mensch nach ganz andern Gesetzen wirk- 
sam wird als im Einzelleben, liegen die Geheimnisse des 
staatlichen Lebens. A. a. 0. S. 264. 

3) „Nicht mehr als ein Produkt kühler Reflexion, sondern 
als Resultat tiefer liegender Triebkräfte der 
Menschennatur erscheint uns die Institution 
des Staates . . . . Jener Naturzustand der Vereinzelung 
(welcher seit Bodin bis auf unsre Zeit nach naturrechtlichen 
Anschauungen der Staatenbildung vorausgegangen ist und 
durch Akte freiwilligen Zusammenschlusses der einzelnen 
erst zum Staate geführt haben soll), hat sich als eine luftige 
Spekulation herausgestellt; vorgeschichtlich und geschicht- 
lich erscheint uns der Mensch überall im Zustande der Ge- 
sellung." G. Jellinek, „Adam in der Staatslehre", Vor- 
trag, Heidelberg 1893, S. 26. 
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4) In seiner vielerörterten, geistvollen Inaugurationsrede 
über politische Bildung (in Druck erschienen Wien 1891) 
führte Adolf Ex ner aus: „Die "Welt, in der wir leben r 
besteht nicht aus der Summe der vorhandenen teils belebten T 
teils leblosen Einzelwesen; es wäre so, wenn es keine 
Menschen gäbe. Der Mensch aber .... lebt und wirkt als 
Ctoov noXitinbv .... und er hat im Laufe ungezählter Jahr- 
tausende unsre Welt erfüllt mit den Produkten seines ge- 
selligen Instinktes. Er hat sie bevölkert mit sozialen Ge- 
bilden mannigfacher Art, zumal mit jenen, welche wir 
politische Körper nennen, und welche die gewaltigste Rolle 
spielen im praktischen Leben der Menschheit. Sie sind 
wesenhaft und wirklich, obzwax nicht greifbar; ungeheure 
Krafterscheinungen gehen von ihnen aus, und ihr innerer 
Zustand greift auf das empfindlichste ein in das Wohl und 
Wehe jedes Menschen; sie leben, wachsen und vergehen 
nach ihren besonderen Bedingungen und Gesetzen; sie sind 
sich selbst Zweck, wie alles in der Natur. Denn auch der 
Staat ist ein Stück Natur." 

5) Vergl. hierzu L. v. Stein über die Bedeutung des 
Vereinswesens im System der Staats- und Selbst- 
verwaltung, Handb. d. Verwaltungslehre, 8. Aufl. (1887) I t 
S. 70 f. 

ü) „Eine Masse, welche in zweckentsprechender Weise 
für ihre Aufgaben gegliedert und insbesondere in Stufen 
der Über- und Unterordnung geschichtet ist, und welche 
die nach den Verhältnissen berufenen Führer an die Spitze 
gestellt hat, ist organisiert." v. Wieser, a. a. 0. S. 272. 

7) In einer Abhandlung von Ludwig Stein über 
Autorität, deren Ursprung, Begründung und Grenzen im 
Seh moller sehen Jahrbuch (Bd. XXVI, 1902, S. 3) wird 
als Autorität alles bezeichnet „was dem einzelnen Verhaltungs- 
weisen für sein Denken, Fühlen oder Handeln entweder 
befiehlt oder rät, alles, was Dauer, Plan, Zusammenhang, 
System nnd Konstanz hat im Gegensatz zum Flüchtigen, 
Zufälligen, Plötzlichen, Willkürlichen und Wechselvollen in 
Laune und Stimmung des Einzelmenschen; alles endlich, 
was durch Unterwerfung des eigenen Urteils unter ein 
anderes Hemmungsmotiv zur Niederhaltuug ichsüchtiger 
Affekte schafft .... So gefafst, wirken natürlich un- 
persönliche Gesetze, Sitten und Institutionen ebenso 
autoritativ wie Könige, Volksheroen oder Götter." 
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Diese Fassung des Begriffs ist, wenn sie auch treffende 
Gedanken enthält, zu weit und zu unklar; sie nähert sich 
zu sehr dem allgemeineren Begriffe des Motivs für mensch- 
liches Handeln; sie stellt unrichtigerweise einen Gegensatz 
der Autorität zum Egoismus der ihr Unterworfenen als 
Merkmal ihres Begriffes auf und tibersieht das Wesentliche 
dabei, die Herrschaft eines fremden Willens über eine 
Masse von Individuen. 

8) Ludwig Stein erörtert in seiner obenerwähnten 
Abhandlung über Autorität unter Berufung auf die „scharf- 
sinnigsten politischen Köpfe aller Zeiten", wie Thukydides, 
Macchiavelli, Bodin und Hobbes die Kulturnotwendig- 
keit der Autorität an sich und stellt drei Autoritäts- 
prinzipien und das Gesetz einer regelmäfsigen Aufeinander- 
folge dieser Prinzipien mit steigender Kulturentwicklung 
auf: die Autorität aus Furcht (gemäfs dem Instinkt), aus 
Glauben (gemäfs dem Gefühl, der Suggestion) und aus Ein- 
sicht (aus logischer Nützlichkeitserwägung und ethischen 
Motiven) der von ihr beherrschten Massen. Als Grenzen 
der kulturell wirkenden Autorität bezeichnet Stein in etwas 
unlogischer Anknüpfung an seine vorhergehenden Aus- 
führungen: vernünftige Einsicht und öffentliches Wohl. Die 
Grenzen dürften eher gegeben sein durch die Anpassungs- 
fähigkeit einer bestimmten Autorität an Kulturstufe und 
Charakter des Volkes und durch ein nach Rasse und Kultur- 
stufe verschiedenes Mindestmafs an Individualität der 
Menschen und dem Grad ihres Unabhängigkeitsbedürfnisses. 
Eine in diesem Sinne geführte kulturgeschichtliche Unter- 
suchung könnte vielleicht zu wertvollen Zusammenhängen 
mit unserem Rechtsproblem der Selbstverwaltung führen. 

9) In jedem Verein, in jeder Gesellschaft steckt 
daher, mag was immer für ein Gemeinzweck verfolgt werden, 
ein öffentlichrechtliches Moment, und es ist ein- 
seitig, die Societas nur als privatrechtliches Vertrags- 
verhältnis zu behandeln. Im Hintergrunde steht immer 
mehr oder minder deutlich ein rechtsordnungsmäfsig be- 
grenztes Macht- und Herrschaftsverhältnis, welches nament- 
lich bei Konflikten zwischen Vereinsorganen und Vereins- 
mitgliedern oder zwischen Majorität und Minorität zum 
Vorschein kommt. Wir finden daher selbst im Privatrechte 
kogente Normen zum Schutze der nicnt an der Führung, 
an der Herrschaft im Vereine beteiligten Mitglieder, der 
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Minoritäten, der austretenden Gesellschafter usw. gegen 
Vergewaltigung durch die Majorität. Vergl. darüber die 
Studie über „Vereinsherrschaft und Vereinsfreiheit im 
künftigen Reichsrecht 4 * von A. L e i s t , Jena 1899 ; ferner 
Regelsberger, Pandekten, I, 304. 

10) R. Piloty, Autorität und Staatsgewalt, Tübingen 
1905. 

11) Die Formen der städtischen Selbstver- 
waltung in den einzelnen deutschen Staaten sind von zu 
bunter Mannigfaltigkeit, als dals sie alle im Rahmen meines 
Vortrages und bei Verfolgung meines Zweckes : die Gegen- 
überstellung der beiden Haupttypen der deutschen Selbst- 
verwaltung, in Betracht gezogen werden könnten. Preufsen 
allein weist schon eine Mehrheit städtischer Organisations- 
systeme auf, was auf die geschichtliche Entwicklung des 
preufsischen Staatskomplexes aus ursprünglich nicht zu- 
sammengehörigen Territorien zurückzufuhren ist. Auch 
hier war eine Auswahl notwendig. Ich entschied mich für 
das Städterecht in den sieben alten Provinzen Preufsens 
(Ost- und Westpreufsen , Posen, Schlesien, Brandenburg, 
Sachsen und Pommern), welches heute in der Städteordnung 
vom 30. Mai 1853 seinen Ausdruck findet, und liefe die ab- 
weichenden Verhältnisse in Westfalen, in der vom fran- 
zösischen Rechte beeinflufsten Rheinprovinz, in Schleswig- 
Holstein, Hessen-Nassau und in den Hohenzollerschen 
Landen in meinen Ausführungen unberücksichtigt. Die 
Gegenüberstellung des gegenständlichen preufsischen Stadt- 
rechts, welches für den ganzen Norden und Osten Deutsch- 
lands typisch ist, und des österreichischen Gemeinderechts, 
welches zugleich die für den deutschen Süden charakte- 
ristischen Rechtsformen aufweist, mufs meiner Ansicht nach 
die entscheidenden Gegensätze im rechtlichen Aufbau der 
deutschen Selbstverwaltung am kontrastreichsten zur An- 
schauung bringen, da die andern deutschen Staaten in ihren 
Einrichtungen vielfach Mischungen beider Systeme enthalten, 
oder Übergangsformen zeigen. Mit dieser Auswahl waren 
aber die Schwierigkeiten, das geeignete Substrat für meine 
Untersuchung zu finden, noch nicht abgetan. Uns fehlt in 
Österreich bekanntlich ein, wenn auch nur provinziell ein- 
heitliches Städterecht. Wir haben nur ein Reichsgemeinde- 
gesetz vom Jahre 1862 und im Rahmen desselben eine 
grofse Zahl einzelner Provinzial-Gemeindegesetze. Aufser- 
dem erhielten die meisten nach Gröfse und Bedeutung 
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hervorragenden Gemeinden einzeln durch Spezialgesetze 
(„Statuten") ihre gegenwärtige Organisation, ctie, aus ver- 
schiedenen Epochen der Gesetzgebung stammend, einer ein- 
heitlichen Gestaltung entbehrt. Um hier die grofse Schwierig- 
keit zu beseitigen, welche meiner Aufgabe aus den Ungleich- 
heiten der Organisationsformen erwuchs, mufste ich unter 
Anlehnung an die allgemeinen Grundsätze der Reichs- 
gemeindeordnung und unter Beiseiteschieben der pro- 
vinziellen und örtlichen Einzelheiten mir eine Art Ideal- 
typus des österreichischen Stadtrechts bilden, der den 
durschnittlichen Verhältnissen möglichst nahe kommt. 

Ich möchte mein Vorgehen bei der Gewinnung obiger 
Substrate für meine Untersuchungen mit einem Gedanken 
rechtfertigen, den Jellinek in seinen „Staatsfragmenten" 
zum Schlüsse ausspricht : „Die politischen Bildungen weisen, 
wie alles in den Flufs historischen Geschehens Gestellte, 
kontinuierliche Übergänge auf. Das begriffliche Denken 
aber verlangt seiner Natur nach scharfe Grenzen. Es kann 
daher der Fülle des Seienden nur gerecht werden, wenn 
es Typen feststellt, die innerhalb bestimmter Grenzen sich 
individualisieren können," wenn es „aus dem Gegebenen 
empirische Durchschnittstypen ableitet". 

12) Die Literatur über Entstehung, Ent- 
wicklung und Wesen der deutschen Städte- 
verfassung im Mittelalter ist sowohl in der Form 
von Gesamtdarstellungen als auch in monographischer Be- 
handlung und in der Sammlung und Wiedergabe von Stadt- 
urkunden viel zu umfangreich, als dafs hier der lockenden 
Versuchung nachgegeben werden könnte, auch nur auf eine 
allgemeine Besprechung dieser Fülle an Literatur und ihrer 
bisherigen Ergebnisse einzugehen. Das einzige, was hier 
geboten werden kann, ist eine gedrängte Übersicht der für 
unser Thema besonders in Betracht kommenden Werke 
und Abhandlungen (abgesehen von den ohnehin bekannten 
und mit weiteren Literaturnachweisen ausgestatteten Lehr- 
büchern über deutsche Reichs- und Rechtsgeschichte), wie 
sie übrigens schon von andrer Seite zusammengestellt 
worden ist. So z. B. von Schön in seinem „Recht der 
Kommunalverbände in Preufsen", Leipzig 1897, S. 1(5 f. 
Anm. 2; oder von Uhlirz in seinen kritischen Besprechungen 
der historischen Städteliteratur in den Mitteilungen des 
Instituts für österreichische Geschichtsforschung, vom 
VII. Bande (1885) angefangen; oder von Pirenne, welcher 
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in der Revue historique 1893, S. 52 ff., die literarischen 
Erscheinungen von Eichhorn bis Sohm behandelt ; oder von 
Rietschei in seiner wertvollen Dissertation: „Die Civitas 
auf deutschem Boden", Leipzig 1894; vor allem auch von 
Rieh. Schröder in seinem Lehrbuch der deutschen 
Rechtsgeschichte, 4. Aufl. 1902, S. (516 ff. — Hier seien be- 
sonders genannt: Eichhorn, Über den Ursprung der 
städtischen Verfassung in Deutschland (Zeitschrift für ge- 
schichtliche Rechtswissenschaft I, II, 1815 f.). Gaupp, 
Über deutsche Städtebegründung, Städteverfassung und 
Weichbild im Mittelalter, Jena 1824, und: Deutsche Stadt- 
rechte des Mittelalters, Breslau 1851-, v. Lancizolle, Ge- 
schichte des deutschen Städtewesens, Berlin 1829; Hüll- 
mann, Städtewesen des Mittelalters, Bonn 1826 — 1830; 
Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte, Kiel 1844, und 
folgende Bände VT und VH; Barthold, Geschichte der 
deutschen Städte und des Bürgertums, Leipzig 1850 bis 
1853; Arnold, Verfassungsgeschichte der deutschen Frei- 
städte, Gotha 1854; Lambert, Entwicklung der deutschen 
Städteverfassungen im Mittelalter, Halle 1865; Gengier, 
Deutsche Stadtrechte des Mittelalters, Nürnberg 1866; und 
Deutsche Stadtrechtsaltertümer, Erlangen 1882; v. Maurer, 
Geschichte der Städteverfassung in Deutschland, Erlangen 
1869—1871; Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht, 
Berlin 1868 — 1873, 1, II; Heusler, Ursprung der deutschen 
Stadtverfassung, Weimar 1872; Lamprecht, Deutsches 
Wirtschaftsleben im Mittelalter, Leipzig 1886: Der Ursprung 
des Bürgertums und des städtischen Lebens in Deutschland, 
Historische Zeitschrift, N. F. 31 (1891), S. 385 ff.; Roth 
v. Schreckenstein, Das Patriziat in den deutschen 
Städten, 2. Aufl. Freiburg in B. 1886; v. Below, Ent- 
stehung der Stadtgemeinde, Düsseldorf 1889; und: Der Ur- 
sprung der deutschen Stadtverfassung, Düsseldorf 1892; 
ferner: Das ältere deutsche Städte wesen und Bürgertum, 
Bielefeld 1898; Sohm, Entstehung des deutschen Städte- 
wesens, Leipzig 1890; Hegel, Städte und Gilden der ger- 
manischen Völker im Mittelalter, Leipzig 1891; und: Die 
Entstehung des deutschen Städtewesens, Leipzig 1898; 
Kuntze, Die deutschen Stadtgründungen, oder Römer- 
städte und deutsche Städte im Mittelalter, Leipzig 1891; 
Varges, Die Entstehung der deutschen Städte, Zeitschrift 
für die Kulturgeschichte, 1892, S. 319 ff.; Zur Entstehung 
der deutschen Stadtverfassung, in den Jahrbüchern für 
Nationalökonomie und Statistik 1893, S. 161 ff., 1894, 
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S. 801 ff., 1895, S. 481 ff., 1896, S. 481 ff., 1897, S. 56 ff.-, 
Blodigjun. , Die Selbstverwaltung als Rechtsbegriff, Wien 
und Leipzig 1894, 7. Abschn. S. 51 ff. mit reichen Literatur- 
nachweisen; Keutgen, Untersuchungen über den Ursprung 
der deutschen Stadtverfassung, Leipzig 1895; Beiträge zur 
deutschen Territorial- und Stadtgeschichte, Kassel 1896; 
Urkunden zur städtischen Verfassungsgeschichte, Berlin 1901. 
Für das österreichische Rechtsgebiet kommen ins- 
besondere in Betracht und zwar an allgemeinen Darstellungen: 
Bise hoff, österreichische Stadtrechte und Privilegien, 
Wien 1857; d'Elvert, Beiträge zur Geschichte der kaiser- 
lichen Städte Mährens, Brunn 1860 ; und zur Kulturgeschichte 
Mährens und Schlesiens, Brunn 1866 — 73; Winter, Ur- 
kundliche Beiträge zur Rechtsgeschichte österreichischer 
und niederösterreichischer Städte usw., Innsbruck 1877; 
Peinlich, Die ältere Ordnung und Verfassung der Städte 
in Steiermark, Graz 1879; Luschin R. v. Ebengreuth 
in seiner bekannten österreichischen Reichsgeschichte, 
Bamberg 1895; Hub er, Österreichische Reichsgeschichte, 
Geschichte der Staatsbildung und des öffentlichen Rechts, 
2. Aufl., Wien-Prag 1901; M eil ler, Österreichische Stadt- 
rechte und Satzungen aus der Zeit der Babenberger, Archiv 
für österreichische Geschichte Bd. X. — Von einzelnen 
österreichischen Stadtrechten fand besonders das Wiener 
eine wiederholte Behandlung und ist hier in erster Linie 
das grols angelegte, vom Wiener Altertums vereine seit 1897 
herausgegebene Werk: Geschichte der Stadt Wien (redigiert 
von Zimmermann) zu nennen, welches eine wertvolle Dar- 
stellung der Entwicklung des Rechtslebens, der Verfassung 
und Verwaltung Wiens von Schuster enthält. Zu nennen 
sind ferner von letzterem Verfasser das Wiener Stadtrechts- 
und Weichbildbuch, Wien 1873; Tomaschek, Rechte und 
Freiheiten der Stadt Wien, Wien 1877 — 79; vom selben: 
Über die ältere Rechtsentwicklung der Stadt und des Bis- 
tums Trient, Wien 1860; und: Die ältesten Statuten der 
Stadt und des Bistums Trient, Trient 1861; über das Ig- 
lauer Stadtrecht siehe Deutsches Recht in Österreich im 
13. Jahrhundert, Wien 1859; d'Evert, Chronik der könig- 
lichen Stadt Iglau, Brunn 1861; und: Zur Geschichte der 
Stadt Hradisch, Brunn 1859; Röfsler, Das Alt-Prager 
Stadtrecht aus dem 14. Jahrhundert, Prag 1845; und: Die 
Stadtrechte von Brunn aus dem 13. und 14. Jahrhundert, 
Prag 1852; Bischoff, Deutsches Recht in Olmütz, 
Olmütz 1855; und: Das Pettauer Stadtrecht von 1376, 
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Wien 1887; Würth, Das Stadtrecht von Wiener-Neustadt 
aus dem 13. Jahrhundert, Wien 1846; Mein dl, Geschichte 
der Stadt Wels in Oberösterreich, Wels 1878; Riet seh, 
Das Stadtbuch von Falkenau 1483—1528, Prag 1895; 
Köpl, Urkundenbuch der Stadt Budweis in Böhmen 
1251 — 1391, I, Prag 1901. Bemerkenswert ist übrigens auch 
eine geschichtliche Darstellung des österreichischen Ge- 
meindewesens, welche unter dem Regime Bach 185(5 im 
k. k. Ministerium des Innern ausgearbeitet und als Anlage 
zu einem Gesetzentwurfe: „Anträge über Regelung des 
Gemeindewesens" in Druck gelegt wurde. 

Sodann wären noch besonders zu nennen über altes 
preufsisches Städterecht: Zimmermann, Versuch 
einer historischen Entwicklung der märkischen Städte- 
verfassung, Berlin 1837 — 40; Wuttke, Städtebuch des 
Landes Posen, 1864; Kratz, Die Städte der Provinz 
Pommern, 1865; Isaacsohn, Geschichte des preufsischen 
Beamtentums, Berlin 1874—84, I, S. 175 ff., 196 ff.; 
Wermbter, Verfassung der Städte im Ordenslande 
Preuisen, in der Zeitschrift des westpreufsischen Geschichts- 
Vereins XTTT(1884): Bornhak, Geschichte des preufsischen 
Verwaltungsrecht, Berlin 1884—86, 1, 39 ff., 139 ff.; Struwe, 
Entstehung der Städte in der Mark Brandenburg, Steglitzer 
Programm 1891; Priebatsch, Die Hohenzollern und die 
Städte der Mark im 15. Jahrhundert, Berlin 1892; S. Schwarz, 
Die Anfange des Städtewesens in den Elbe- und Saale- 
gegenden, Kiel 1892; — endlich wären von den zahlreichen 
Monographien über einzelne preufsische Städte etwa an- 
zuführen die von Lambert, 1868, Kirchhoff, 1870, Voll- 
baum, 1881, über Erfurt; die von v. Vofs, 1873, über Halle; 
von Götze, 1873, über Stendal; von Kruse, 1884, über 
Stralsund; von Hagedorn in den Geschichtblättern für 
Magdeburg, 1881 — 85, über Magdeburg ; von Liesegang in 
den Forschungen zur brandenburgischen und preufsischen 
Geschichte, HI, S. 1 ff. und V, S. 1 ff. über Stendal und 
Neuruppin ; von F r o m m e r , 1 89 1 , in Gierkes Untersuchungen 38 
über Königsberg. 

13) In einigen Monographien ist dieser Kampf ge- 
sellschaftlicher Gewalten um die Herrschaft in 
der Stadt besonders anschaulich geschildert, so z. B. von 
Pirenne, Histoire de la Constitution de la vüle de Dinant 
au Moyen-Age, Gand 1889. In Dinant war durch die früh- 
zeitige Entwicklung der Metallindustrie, von Kunst, Handel 
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und Gewerbe das bürgerliche Leben zu einer vielseitigen 
und reichen Entfaltung gekommen, und die Verfassungs- 
eeschichte dieser Stadt weist infolge ihrer wechselvollen 
Gestaltung durch Grafen, Bischöfe, Schöffen, Geschworene 
Rat usw. eine Fülle interessanter Bilder auf. Ahnlich die farben- 
prächtige Schilderung, welche Dieckmeyer von der Ver- 
fassungsgeschichte der alten Bischofsstadt Cambrai aus dem 
10.— 12. Jahrhundert gibt (Bielefeld 1890). In drei Abhand- 
lungen in der Festschrift zur VTL Säkularfeier der Gründung 
von Bern (Bern 1891) wird uns von Rodt, Geiser und 
Zeerleder eine wertvolle Schilderung der Schicksale dieser 
Schweizerstadt, der wechselnden Gliederung der Bürger- 
schaft und ihres frischen öffentlichen Lebens gegeben, wo- 
bei der wechselnde Einflufs von Patriziat, demokratischen 
und aristokratischen Elementen auf die Stadtherrschaft den 
Wandel in der Stadtverfassung herbeiführt. Vor allem aber 
finden wir in der preisgekrönten Abhandlung von Friedrich 
Lau: Entwicklung der kommunalen Verfassung und Ver- 
waltung der Stadt Köln bis zum Jahre 1396 (Bonn 1898) 
eine sehr interessante Illustration zu dem Problem von 
Organisation und Autorität. Bietet doch auch, wieUhlirz 
(Mitteil. d. Instit. f. österr. Gesch. -Forschung, Bd. XX., 
S. 116) treffend ausführt, kaum eine andre Stadtgeschichte 
der Forschung eine solche Vielfältigkeit, eine solch wech- 
selnde Fülle verschiedenartiger Verhältnisse als Kölns Ent- 
wicklung, ganz abgesehen von dem Reichtum an geschicht- 
lichen Quellen, die hier zur Verfügung stehen. 

14) Vergl. die eingehende und sehr instruktive Dar- 
stellung Gierkes im Deutschen Genossenschaftsrecht, I, 
S. 701 — 705; s. auch Schmoller, Das Städtewesen unter 
Friedrich Wilhelm I. (Zeitschr. f. preufs. Gesch., Bd. 1873, 
S. 310, 312)*, Biedermann, Deutschlands politische, 
materielle und soziale Zustände im 18. Jahrhundert, Leipzig 
1854, S. 172 ff., 182 ff. 

15) Mehr im politischen Sinne falst Jellinek (Recht 
des mod. Staats, I, S. 288 ff.) den Begriff des mittel- 
alterlichen Dualismus auf als Widerstreit zwischen 
Königsmacht und Volksrecht und zwischen Staat und Kirche. 
Ihm erscheint der ständische Staat als ein mifsglückter Ver- 
such zur Überwindung dieses Dualismus. 

16) Über die wirtschaftlichen Ursachen des 
Verfalles der städtischen Selbständigkeit, insbesondere auch 
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durch den von Frankreich propagierten Merkantilismus 
vergl. Haus er in der Revue hist., LXXX, S. 257 ff.; und 
von Below, Der Untergang der mittelalterlichen Stadt- 
wirtschaft in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und 
Statistik, 1901, S. 449 ff. u. 593 ff. 

17) Mit wenigen, aber höchst charakteristischen Strichen 
zeichnet Otto Mayer im geschichtlichen Teile seines 
deutschen Verwaltungsrechts (I, S. 24 ff. und 38 ff.) diese 
Übergangszeit der Landeshoheit und die sich 
daraus entwickelnde Epoche des Polizeistaats in ihrer Be- 
deutung für das Staats- und Verwaltungsrecht des damaligen 
und des modernen Staates. 

18) Vergl. über den Begriff der Landeshoheit 
und den sehr verschiedenen Inhalt und Umfang desselben 
in den einzelnen Territorien: Pütt er. Beitr., I, n. 6; 
und: Instit. jur. publ. , üb. VT u. VII; Seckendorff, 
Teutsch. Fürstenrecht, addit. § 19 Z. 4, 5; Otto Mayer. 
Deutsches Verwaltungsrecht, I, S. 25. 

19) Siehe Gierke, Naturrecht und deutsches Recht, 
Rektoratsrede, S. 28. 

20) Jellinek, Recht d. mod. Staats, I, S. 589. 

21) Otto Mayer, a. a. 0. S. 38 und Anm. 2. 

22) Vergl. Leist, Lehrb. d. Staatsr., § 101; Gönner, 
Staatsdienst, S. 219. 

23) Vergl. v. Raumer, Über die preufsische Städte- 
ordnung, Leipzig 1828, S. 16 ff.; ferner die kurze, aber 
markante Schilderung R. Schröders in seinem Lehrb. d. 
deutschen Rechtsgeschichte, 4. Aufl., 1902, S. 8(38 u. 911; 
Literat, ebendort S. 866; Gierke, Genossenschaftsrecht, I, 
707 ff.; Schulze, Preufs. Staatsrecht, I, 459 ff. — Sodann: 
Schön, Die Organisat. d. städt. Verwalt. in Preufsen, Hirths 
Annalen 1891, insbes. über die Instruktion Friedrichs II. von 
1766, betreffend die Stellung der landesherrlichen Steuerräte 
in den Städten (S. 735) und über die „rathäuslichen Regle- 
ments" (S. 726) usw.; derselbe: Das Recht d. Kommunal- 
verbände in Preufsen, S. 20. — Ganz ähnliche Verhältnisse 
herrschten in Frankreich unter dem ancien regime. Vergl. 
Lucay, La Decentralisation, 1895, S. 23 f., und Hatschek, 
Die Selbstverwaltung in polit. u. Jurist. Bedeutung, Leipzig 
1898, S. 35. 
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24) Vergl. Zöpfl, Staatsrecht, 4. Aufl. 1856, II, S. 569, 
Anm. 3: „Da die Praxis, gestützt auf das römische 
Hecht, auf die Gemeinden die jura minor um übertragen 
hatte, so mochte es bald erscheinen, dafs sie auch nach 
Analogie der Minderjährigen einer Bevormundung bedurften. 
L. 13. Cod. de jure reipubl. 11. 29. »Rempublicam , ut 
pupillam, extra ordinem juvari, moris est.«" — Zachariä, 
Deutsches Staats- u. Bundesrecht, 3. Aufl., I, S. 565, Anm. 11. — 
S. Meiningen, Verfass.-Urk. v. 1829, § 22: „Die Ge- 
meinden geniefsen die Rechte der Minderjährigen in 
Beziehung auf ihre Rechte und ihr Vermögen als Gesamt- 
heit. Sie stehen unter der Aufsicht und besonderen Für- 
sorge des Staates." Auch im preufsischenLandrecht 
sind die Korporationen und „Gemeinen" als juristische Per- 
sonen des Zivilrechts aufgefaist. Vergleiche daselbst II, 
6 § 25 ff. und 81 f. : „Korporationen und Gemeinen stellen 
in den Geschäften des bürgerlichen Lebens eine moralische 
Person vor." § 82 : „Sie werden in Rücksicht auf ihre Rechte 
und Verbindlichkeiten gegen andre, aufser ihnen, nach 
eben den Gesetzen wie andre einzelne Mitglieder des Staates 
beurteilt." — Vergl. dazu Otto Mayer, Deutsches Ver- 
waltungsrecht, EL, S. 369, Anm. 4. 

25) Vergl. Moser, von der teutschen Unterthanen 
Rechten u. Pflichten, S. 196. Trefflich charakterisiert Otto 
Mayer, (Deutsches Verwaltungsrecht I S. 48 Anm. 18 und 
II, S. 368) diese Epoche: „Der absolutistische Polizei- 
staat, der zuerst eine Scheidung (zwischen öffentlichem und 
Privatrecht) durchfahrt, tut das freilich gerade in dem Sinn, 
dafs er für das Gebiet des öffentlichen Rechts alle Rechts- 
formen zerschlägt. Recht gibt es zwischen Staat und Untertan 
nur auf dem Gebiete des Zivilrechts. Ganz folgerichtig gibt 
es auch nur für dieses juristische Personen. Juristische 
Person und juristische Person des Zivilrechts 
ist gleichbedeutend. Träger der öffentlichen Gewalt 
sind allemal nur natürliche Personen, der Landesherr und 
unter ihm die andern Obrigkeiten, Einzelpersonen oder 
Kollegia. Sofern die gemeinsamen Interessen, welche von 
diesen wahrzunehmen sind, eine Vermögensverwaltung mit 
sich bringen, wird hierfür eine juristische Person neben sie 
gestellt, und zwar sofort eine juristische Person des Zivil- 
rechts. So steht neben dem Landesherrn der landes- 
herrliche Fiskus, weiter unten neben den allerdings 
stark verkümmerten Gemeindeobrigkeiten der Ge- 

Lamp, Problem d. stadt. Selbstverwaltung. 8 
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meindefiskus. — Ähnlich in Frankreich. S. Hatschek, 
a. a. 0. S. 37. 

26) Vergl. hierzu Art. 66 der revidierten Verfassungs- 
urkunde von Oldenburg von 1852: „Die politische Ge- 
meinde als solche bildet eine Unterabteilung des Staates 
und dient insofern seinen Zwecken." 

Über den tiefgreifenden Umwandlungsprozefs in_ der 
rechtlichen Stellung der deutschen Städte infolge des Über- 
ganges vom Mittelalter zur Epoche des Polizeistaates, über 
Ursachen und Einzelheiten dieses Prozesses vergl. insbes. 
Gierke, Deutsches Genossenschaftsrecht, I, S. 697 — 710. 

So sehr auch die Entrechtung der Städte durch den 
absoluten Staat unsern modernen Rechts- und Staats- 
anschauungen widerspricht, so darf man doch nie vergessen, 
dafs der staatliche Absolutismus mit dem von seinem Stand- 
punkte aus folgerichtigen Verhalten gegen die Städte eine 
geschichtliche Notwendigkeit, die einzige Rettung aus dem 
trostlosen Zersetzungsprozefs des deutschen Staatswesens 
nach dem Dreifsigjährigen Kriege und zugleich eine unerläß- 
liche Vorstufe für die Entwicklung unsres heutigen modernen 
Rechtsstaates war. Die schonungslose Verdammung des 
Verhaltens der absolutistischen Staatsgewalt entspringt da- 
her einem Mangel an geschichtlichem Verständnis. So be- 
zeichnet z.B. Roesler (Verwaltungsrecht, I, S. 253) die polizei- 
staatliche Behandlung der Gemeinden als das „System einer 
falschen Zentralisation der Volkskräfte a . Auch L. v. S t e i n 
ist von obigem Vorwurfe nicht ganz freizusprechen, 

27) über den Gegensatz zwischen dem Wesen der 
Selbstverwaltung und den Ideen der grofsen französischen 
Revolution vergl. Gneis t. Der Rechtsstaat (1872), S. 189, 
Anm. 32; S. 192, Anm. 37; derselbe, Selfgovernment 
(1871), S. 937—1018. 

28) Ich verweise hier auf die trefflichen Ausführungen 
Hatscheks im geschichtlichen Teile seiner Ab- 
handlung „Die Selbstverwaltung in politischer und juristi- 
scher Bedeutung" (I. Teil, 3. u. 4. Kap.), Leipzig 1901, denen 
ich mich vielfach hier anschliefse. Vergl. auch Gneist, 
Die heutige englische Kommunalverfassung usw., 1800. 
S. 834 ff. 

29) Vergl. Thierry, Lettres sur Thistoire de la France, 
Nr. 13; — Glasson, Histoire du droit et des institutions 
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de la France, 1893. — Tocqueville, Ancien Regime et 
la Revolution, II: — Gneist, Das heutige englische Ver- 
fassungs- und Verwaltungsrecht (1857/60), II, S. 849 ff. 

30) Marquis d'Argenson: Considerations sur le 
gouvernement etc., Amsterdam 17(54; Turgot, Oeuvres, ed. 
Daire, t. II, p. 502 sv.; Oncken, Das Zeitalter Friedrichs 
des Grofsen, I, S. 451 ff. 

31) Memoires de Louis XVI., ed. par Soulavie, 
t. m, p. 152. 

32) Siehe Hat sc he k, a. a. 0. S. 49. 

33) L. v. Stein, Handbuch der Verwaltungslehre, I, 
S. 63. 

34) Archives parlamentaires, I &6rie, t. IX. 

35) Zachariä (Deutsches Staats- und Bundesrecht, 
3. Aufl., I, S. 568) bezeichnet dieses Verhalten der Staats- 

fewalt als das „System der Revolution oder des Staats- 
espotismus". 

36) Dieselbe Tendenz verfolgte schon die Konsulats- 
verfassung vom 24. Dezember 1799. Ein kurzer Über- 
blick über die rechtliche Stellung des Maire, die Bedeutungs- 
losigkeit des Gemeinderats, die Allmacht des Präfekten, die 
Behandlung des Gemeindevermögens als eines Teiles des 
Staatsvermögens nach dem französischen Gesetze vom 
17. Februar 1800 findet sich bei Schön, Recht der 
Kommunalverbände, S. 32 f. 

37) Vergl. darüber Maurer, Geschichte der Städte- 
verfassung, IV., S. 301 f. 

38) Im Prinzipe haben auch die späteren französi- 
schen Gemeindegesetze vom 21. März 1831 und vom 
18.''22. Juli 1837 daran nichts geändert. Vergl. zur Entwick- 
lung des französischen Gemeinderechts auch L. v. Stein, 
Verwaltungslehre, 12 (2. Aufl.), S. 254 ff. — Eine gedrängte 
Charakterisierung des französischen Gemeindewesens als 
Teil des staatlichen Präfektensystems findet sich bei Gneist, 
Verwaltung, Justiz, Rechtsweg usw., Berlin 1869, S. 104 ff. 

39) Leroy-Beaulieu: L'administration locale en 
France etc., Paris 1872. — Siehe auch Schön, Das Recht 
der Kommunalverbände in Preufsen, S. 32, Anm. 4. 

8* 
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40) L. v. Stein (Verwaltungslehre, 1/2, 2. Aufl., S. 256) 
sieht in der französischen Gemeindeverfassung 
nicht eine „organische" Entwicklung des Rechtslebens t 
sondern den formellen Ausdruck eines abstrakten Prinzips. 
In seiner etwas mystischen Ausdrucksweise sagt er, die 
Gemeinde sei ein „Mechanismus", statt ein „Organismus"; sie 
sei „unfähig, die Besonderheiten des wirklichen Lebens zur 
Einheit zu gestalten, ohne sie zu zerstören. Ihre örtliche 
Selbstverwaltung besteht nicht aus Rechtskörpern, sondern 
aus Staatsanstalten". — Über die bezügliche ältere Literatur 
siehe M o hl , Literatur der Staatswissenschaften, HI, S. 256 ff. 

Die moderne Rechtsentwicklung hat auch in 
Frankreich dazu geführt, dafs die Gesetzgebung dem 
Problem der Selbstverwaltung näher trat. Das geschah 
durch die dem positiven Rechte angehörenden Gesetze vom 
10. August 1871 über die Organisation der Departements und 
vom 5. April 1884 über die Gemeinden. Letztere wählen 
nun ihre Organe. Der Maire ist zunächst Gemeindebeamte 
und daneben staatlicher Funktionär. Der Conseil municipal 
wirkt nicht nur als beratendes und begutachtendes, sondern 
auch als beschliefsendes Kollegium. 

Über die vorhergehende französische Gemeindegesetz- 
gebung, insbesondere in den Jahren 1831, 1833, 1837, 1866 
und 1867, welche die deutliche Tendenz zur Selbständig- 
machung der Gemeindeverwaltung zeigt, siehe ganz kurz. 
Blöd ig, Selbstverwaltung, S. 83 f. — Über die geltende 
Gemeindeorganisation in den romanischen Staaten überhaupt; 
Blodig, a. a. 0. S. 147 ff. 

41) Als Beispiele für das Eindringen des fran- 
zösischen Munizipalrechts, in deutsche Staaten 
undStädte seien angeführt: die Änderungen der Gemeinde- 
verfassungen in Basel, Bern und Zürich im Jahre 1798; 
der Erlais der französischen Verwaltungsordnungen vom 
13. Oktober 1807 und 18. Dezember 1808 im Grofsherzogtum 
Berg-, das Organisationsdekret vom 11. Januar 1808 für 
das Königreich Westfalen; das vollständig nach dem 
Pluviosegesetz von 1800 abgefafste Gemeindeedikt vom 
24. Oktober 1808 für Bayern, woselbst auch noch die 
späteren Gemeindeordnungen vom 20. Mai 1818 und 
1. Juli 1834, wenn auch in abgeschwächtem Mafse, vom 
französischen System wesentlich beeinflufst erscheinen; die 
Verordnung vom 27. Oktober 1810 für das Grofsherzogtum 
Frankfurt; auch Hamburg, Bremen, Lübeck er- 
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hielten im Jahre 1811 französische Munizipalverfassungen 
(Decret imp. 4. Juli 1811, insbesondere Artikel 35, 38, 41); 
Es wäre weiter hinzuweisen auf die Verordnungen über die 
Gemeinden vom 19. und 22. Februar 1811 für das Herzogtum 
Anhalt-Köthen ; das Edikt vom 5. Juni 1810 für das Grofs- 
herzogtum Nassau; das Gesetz vom 30. Juni 1821 für das 
Grofsherzogtum Hessen; man vergleiche auch noch die 
preufsische Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 
23. Juli 1845 u. a. m. Selbst die Gemeindeorganisation für 
das Herzogtum Warschau von 1809 weist das französische 
System auf. 

42) Vergl. Pertz, Das Leben des Ministers Freiherrn 
v. Stein, Berlin 1855; E.Meier, Reform der Verwaltungs- 
organisation unter Stein und Hardenberg, Leipzig 1881 ; ferner 
die grofs angelegte Stein-Biographie von Max Lehmann 
(in drei Teilen), I, Leipzig 1902 ; II, 1903 ; HI, 1905. W. B a ur , 
Das Leben des Freiherrn v. Stein, 5. Aufl., Berlin 1901. 
Siehe auch Treitschke, Deutsche Geschichte, I, S. 270 fF. 

43) Der Boden für das Auftreten und die Entwicklung 
gesellschaftlicher Gewalten, für die Ausbildung und Ver- 
feinerung ihrer Organisation sind in erster Linie die Städte, 
wo vielgestaltige Menschenmassen in engem Zusammenleben 
unter den verschiedensten Lebensverhältnissen zu hartem Kon- 
kurrenzkampfe gezwungen sind, und wo sich gleichzeitig in 
steigendem Mafse die Notwendigkeit einer Ordnung haltenden 
Herrschaft über die Massen geltend macht. Es wiederholt sich 
daher in der Geschichte die Erscheinung, dafs die höher 
entwickelten Staatsordnungen, welche mit verständnisvoller 
Massentechnik das Gleichgewicht der gesellschaftlichen Ge- 
walten im Staate abwägen und garantieren, aus städtischen 
Organisationsformen hervorgegangen sind oder solche nach- 
gebildet haben. Wir brauchen nur auf die antiken griechischen 
btaaten, vor allem aber auf das Römerreich hinzuweisen, 
welches noch in den Zeiten seiner machtvollsten Entfaltung 
seinen Ursprung aus den eigentümlichen Verhältnissen einer 
städtischen Herrschaftsordnung nicht verleugnen konnte. 
(Vergl. dazu Mommsen, Römisches Staatsrecht, 2. Aufl., 
IH, S. 773 und H, S. 427.) 

Auch die mittelalterliche Stadt entwickelte sich 
unter Beibehaltung ihrer typisch städtischen Verfassungs- und 
Verwaltungseinrichtungen vielfach zum eigenartigen Staats- 
wesen oder diente doch den Landesherrn als Vorbild für 
Befestigung und organisatorische Ausgestaltung ihrer 
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Territorialherrschaften. „Die indirekte Wirkung, die eine 
Einrichtung ausübt, ist oft nicht weniger bedeutsam als die 
direkte", bemerkt dazu Below in seiner Abhandlung über 
die Städteverwaltung des Mittelalters als Vorbild der späteren 
territorialen Verwaltung (Historische Zeitschrift, N. F., 39, 
S. 396 ff.)« «Lenkt man den Blick nach dieser Richtung, so 
wird man es ohne Zweifel als das gröiste Verdienst der 
Städte rühmen dürfen, dais sie zuerst und allein ihre 
Bewohner an den Gedanken gewöhnt haben, einem Gemein- 
wesen, mit dem sie zu leiden und zu dulden hatten, an- 
zugehören, dais sie damit die weitere Stufe nationaler Ent- 
wicklung, die Bildung gröfserer staatlicher Ver- 
bände, nicht allein vorbereitet und ermöglicht, sondern 
auch für deren Erhaltung und Weiterbildung die sichere 
Grundlage abgegeben haben." (Uhlirz, Mitteilungen des 
Instituts für österreichische Geschichtsforschung, Bd. XIX, 
S. 181.) — Im Gegensatz zu seinen Ausfuhrungen in der 
Verwaltungslehre (1/2 die vollziehende Gewalt), wo Lorenz 
v. Stein wiederholt die Organisation der Stadtgemeinden 
als eine Übertragung staatlicher Verfassung auf ört- 
liche Verbände darstellt, sagt er in seinem Handbuch 
(3. Aufl., I, S..77): „Daher ist die Städtebildung der Ursprung 
zwar nicht der Staaten, wohl aber der Staatsverwaltung, 
und eben deshalb zugleich das Vorbild und die Stütze der 
letzteren geworden; und das ist in aller Entwicklung des 
staatlichen Lebens geblieben. Es ist kein Zweifel, und die 
Geschichte jedes Staates bezeugt es, dafs mit dem Auf- 
schwung städtischen Lebens für alle Entwicklung der 
Staaten stets eine neue Zeit beginnt." — 

Das Gesagte gilt in hervorragendem Mafse für die 
staatsrechtliche Bedeutung, welche der Stein sehen Städte- 
ordnung zukommt. Sie ist nicht nur der Ausgangspunkt 
und Schlüssel für die Reorganisation der preulsischen Ver- 
fassung geworden, wie HugoPreufsin seinem „städtischen 
Amtsrecht in Preufsen^ (Berlin 1902, S. 122) hervorhebt, 
sondern ihre schöpferische Kraft wirkte weit über die 
Grenzen des preufsischen Staates hinaus. 

44) Im Gegensatze zur polizeistaatlichen Weltanschauung 
bedeutete für Stein die Gemeinde nicht lediglich „eine 
Summe von Einzelpersonen oder ein Stück Erdboden", 
kurz: was an den sozialen Phänomenen greifbar und darum 
dem politisch Blinden allein wahrnehmbar ist. Er hatte, 
seinen Zeitgenossen weit vorauseilend, die „Fähigkeit, hinter 
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beiden zusammen ein Drittes, wesentlich anderes, aber 
nicht minder "Wirkliches zu sehen" und es, wenn auch 
vielleicht unbewufst, „von jenen greifbaren Dingen zu 
unterscheiden". (Exner, Über politische Bildung, S. 16.) 

45) Pertz, v. Steins Denkschriften über deutsche Ver- 
fassungen, Berlin 1848, S. 415 ff.-, Preufs, Städtisches 
Amtsrecht, 1902, S. 37 f. 

4(3) Die Literatur über die preufs ische Städte - 
Ordnung von 1808 und 1831 findet sich zusammengestellt 
bei Schön, Das Recht der Kom. verb. in Preufsen, S. 23, 
Anm. 4; und bei Rönne, Staatsrecht der preufsischen 
Monarchie, 3. Aufl., Leipzig 1871, III, S. 525, Anm. 1 u. 8. 
Insbesondere sei auf E. Meiers (Reform der Verwaltungs- 
organisation unter Stein und Hardenberg S. 276 — 353) 
quellenmäisige Darstellung hingewiesen und auf Max Leh- 
mann (Der Ursprung der Städteordnung von 1808, in den 
preufsischen Jahrbüchern, Bd. 93 [1898], S. 480 f.) auf- 
merksam gemacht. 

47) Nicht nur im Hinblicke auf die engen Grenzen 
meines Vortrages, sondern auch mit der Absicht, die 
Physiognomie der preufsischen Städteordnung 
von 1808 in möglichst scharfen Umrissen hervortreten zu 
lassen, vermied ich in den folgenden Ausführungen das 
Eingehen auf Einzelheiten* Ich unterliefs es aus diesem 
Grunde auch, darauf hinzuweisen, dafs diese Städteordnung 
drei Klassen von Städten der Gröfse nach unterschied, 
welche organisatorische Verschiedenheiten aufweisen , so 
z. B. bezüglich der Zahl der Stadtverordneten, der Zusammen- 
setzung des Magistrats, der Mitwirkung der Regierung bei 
Bestellung gewisser Organe usw. Es blieb aus demselben 
Grunde auch die Einrichtung von Bezirksvorstehern als 
gewählte, ehrenamtliche Unterbehörden des Magistrats 
für die einzelnen Stadtteile, das Institut der ständigen 
Kommissionen für wichtige Spezialzweige der Verwaltung, 
ebenfalls als Organe des Magistrats, unerwähnt. 

48) Während hier mit entschiedenen Schritten der Über- 
gang von der Ortsbürgergemeinde zur Einwohner- 
gemein d e unternommen wird, finden wir noch im späteren 
Gemeinderechte andrer deutscher Staaten diese Entwick- 
lung zaghaft damit eingeleitet, dafs allerlei Übergangsklassen 
von Gemeindebewohnern zwischen Vollbürgern und Fremden 
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mit stufenweise unterschiedener rechtlicher Stellung der 
Zugehörigen eingeschoben werden. Da gibt es neben den 
Bürgern „Einsassen 4 *, „Beisassen", „Schutzbürger", „staats- 
bürgerliche Einwohner 4 *, ^Ausmärker", „Markgenossen" usw. 
Vergl. darüber Z ö p f 1 , Staatsrecht, 4. Aufl., 185(5, II, S. 572 ff., 
und Runde, Deutsches Privatrecht, § 445. 

49) Vergleiche hierzu die trefflichen Ausfuhrungen 
Gneists*. Die preufsische Kreisordnung, Berlin 1870, 
S. 43 f. 

50) Die Stadtverordneten „bedürfen dazu (d. h. 
zur Besorgung der Gemeindeangelegenheiten) 
weder einer besonderen Instruktion oder Vollmacht der 
Bürgerschaft, noch sind sie verpflichtet, derselben über 
ihre Beschlüsse Rechenschaft zu geben. Das Gesetz und 
ihre Wahl sind ihre Vollmacht, ihre Überzeugung und ihre 
Ansicht vom gemeinen Besten der Stadt ihre Instruktion, 
ihr Gewissen aber die Behörde, der sie deshalb Rechen- 
schaft zu geben haben* 4 . Diesem Gedankengange entspringt 
auch die Bestimmung, dafs die Sitzungen der Abgeordneten- 
versammlung bei sonstiger Nichtigkeit ihrer Beschlüsse 
geheim sein mufsten. Ob damals wohl auch so viele 
phrasenreiche, auf die Leidenschaften der urteilslosen 
grofsen Masse berechnete Agitationsreden in den städtischen 
Gemeindestuben gehalten wurden, wie das heute bei uns 
geschieht? Für die grundsätzliche Öffentlichkeit der Ver- 
handlungen des Bürgerausschusses in den Gemeinden trat 
seinerzeit Savigny in hervorragender Weise ein (vergl. 
Histor.-polit. Zeitschrift, Bd. I, S. 413), während Dahlmann 
(Politik, I, S. 243) seine Stimme dagegen erhob. Heute er- 
scheint die Öffentlichkeit der Sitzungen des grofsen Kollegiums 
in den Stadtgemeinden als ein Postulat der öffentlichen 
Kontrolle der GemeindetätigkeiU 

51) Hatschek glaubt in seiner „Selbstverwaltung" (Leip- 
zig 1898, S. 72 und Anm. 7) unter Berufung auf E. Meier 
(Die Reform der Verwaltungsorganisation unter Stein usw., 
S. 293 ff.) besonders betonen zu sollen, dafs die St einsehe 
Städteordnung den Städten noch kein subjektives 
öffentliches Recht auf Anerkennung ihrer Selbst- 
verwaltung eingeräumt habe, und stützt sich hierbei auf die 
Theorie der dreifsiger Jahre. Dieser Gedanke ist — ab- 
gesehen davon, dafs die theoretischen Auffassungen einer 
weit zurückliegenden Zeit für unser modernes Urteil über 
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den juristischen Gehalt historischer staatlicher Einrichtungen 
nicht mafsgebend sein können — insofern ein selbst- 
verständlicher, als es in dem auch zu Steins Zeiten noch 
herrschenden Polizeistaate überhaupt noch keine subjektiven 
öffentlichen Rechte im heutigen Sinne gab; dazu fehlte es 
an den beiden Grundbedingungen dafür: an einer Verfassung 
und an Rechtsschutzeinrichtungen für die Untertanen zur 
wirksamen Beschränkung der staatlichen Exekutivgewalt. 
Anderseits aber scheint es mir mit der richtigen Wertung 
des St einschen Werkes unvereinbar, wenn Hatschek 
(sofern ich ihn recht verstanden habe) die St ein sehe 
Städteordnung einseitig als eine politische Mafsnahme 
ohne andre rechtliche Bedeutung als die auffafst, dafs 
„nur Schranken objektiven Rechts für die Staatsgewalt* 4 
aufgerichtet werden sollten. Ich möchte glauben, dafs das 
Problem, das Stein sich gestellt hatte, ebenso wie 
unsre positivrechtliche Selbstverwaltung, auf streng 
juristischem Wege gelöst wurde, und dafs diese Lösung 
zwar nicht mittels des Begriffs des subjektiven öffentlichen 
Rechts, wohl aber durch die höchst bedeutungsvolle 
Schöpfung des Rechtsbegriffes der Persönlichkeit 
des öffentlichen Rechts erfolgte, während es im ancien 
regime nur eine privatrechtliche Stadtpersönlichkeit gegeben 
hatte. Die Selbstverwaltung entspringt meiner Meinung nach 
auch heute nicht einem subjektiven öffentlichen Rechte, das 
einzelnen Körperschaften verliehen wird, sondern der be- 
grifflichen Eigenart der Rechtspersönlichkeit gewisser Ge- 
bietskörperschaften — eine Auffassung, die ich in meinem 
Schluisvortrage dogmatisch zu begründen und zu vertreten 
haben werde. Der absolutistische Staat hatte mittels Zer- 
brechung der den einzelnen umschließenden genossenschaft- 
lichen, ständischen Rechtsverbände ein unmittelbares 
Verhältnis, zunächst nur ein Macht Verhältnis zwischen 
sich und dem Individuum hergestellt; er machte aus dem 
Bürger, dem Adligen, dem Bauern „Untertanen". Die 
weitere Entwicklung verwandelte dieses Machtverhältnis 
nach und nach in ein Rechtsverhältnis zur Staatsgewalt; 
damit wuchs der Persönlichkeitsbegriff aber über das Ge- 
biet des Privatrechts hinaus und wurde auch zu einem Be- 
griff des öffentlichen Rechts. Diese Schaffung öffent- 
lichrechtlicher Persönlichkeit knüpft jedoch, wie uns das 
St ein sehe Reformwerk zeigt, wenigstens in Preufsen, zu- 
nächst nicht an die privatrechtliche Einzelperson, sondern 
an Kollektivpersönlichkeiten an. Auf dem Gebiete des 
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öffentlichen Rechts ist, um mich einer gebräuchlichen 
Terminologie zu bedienen, die juristische, nicht die 

Ehysische Person das Ursprünglichere. "Welche von 
eiden auf dem Gebiete des Privatrechts die ältere Rechte- 
form ist, darüber lälst sich ja bekanntlich streiten. Die 
neugeschaffenen juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts gliederte der Polizeistaat seiner Organisation ein 
und brachte dieselben dadurch in ein rechtlich begrenztes 
Verhältnis zu den bestehenden Staatsorganen. Diese 
Grundlegung für die Umschaffung des Persön- 
lichkeits begriff es ist eine der bedeutungsvollsten 
Missionen des absoluten Staates, eine unentbehrliche Ent- 
wicklungsstufe zum Begriffe des modernen Rechtsstaates. 

52) Die Aufstellung allgemeiner Normen für städtische 
Gemeinwesen ist in früherer Zeit selten. Die bezüglichen 
Bestimmungen, die sich in Reichs- und Landespolizei- 
ordnungen, Reichsabschieden, Landtagsabschieden, Landes- 
rezessen u. dgl. finden, stellen sich nirgends als eine um- 
fassende oder grundsätzliche Regelung des Gemeindewesens 
dar. Demgegenüber wäre hinzuweisen auf die Württembergi- 
sche Kommunalordnung von 1758. Vergl. darüber Moser, 
Von der Landeshoheit in Ansehung der Untertanen, S. 157. 
Siehe auch Zachariä, Das Staats- und Bundesrecht, I, 569, 
Anm. 2; Mo hl , Würtlembergisches Staatsrecht, II, S. 149; 
auch das preufsische allgemeine Landrecht von 1794, 
II, tit. 7 u. 8, enthält eine Art allgemeiner Gemeindeordnung. 

53) Darin, dafs sich das ganze Leben, der Daseinszweck 
des Selbstverwaltungskörpers in der ihm vom Staate ge- 
gebenen Kompetenz zur Führung eines bestimmten Stückes 
öffentlicher Verwaltung erschöpft, dafs diese Kompetenz 
zugleich den Inhalt seiner Rechtspersönlichkeit 
bildet, darin liegt eine besondere Eigentümlichkeit der 
Selbstverwaltung, durch welche sich deren Träger z. B. 
von der Person eines Konzessionärs, d. h. einer mit 
einem öffentlichen Unternehmen beliehenen Person ganz 
wesentlich unterscheidet. Bei einem Konzessionär erscheint 
die Konzession als eine für den unabhängigen Persönlich- 
keitsbegriff des Trägers indifferente Zutat, für etwas, das 
wieder hinweggenommen werden kann, ohne dafs sich an 
dem Bestand der Rechtspersönlichkeit etwas ändert. (Vergl. 
dazu die fein juristischen Ausführungen Otto Mayers in 
seinem „DeutschenVerwaltungsrecht", insbesondere II, S.295.) 
Dieses wesentliche Merkmal übersieht z. B. Hatschek, 
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wenn er das Selbstverwaltungssubjekt mit dem Expro- 
priationsberechtigten in einen Topf zusammenwirft (Hatschek, 
a. a. 0. S. 94'95). 

54) Die revidierte preufsische Städteord- 
nung vom 17. Mai 1831, welche in den östlichen Pro- 
vinzen des Staates* dort eingeführt wurde, wo die alte 
Städteordnung noch nicht galt; welche ferner in den 
Städten der Rheinprovinz und Westfalens (Verordnung 
vom 31. Oktober 1841) Geltung erlangte, bedeutete zwar 
in mancher Hinsicht eine Weiterentwicklung der St ein- 
schen Grundsätze, läfst aber vielfach schon die neue liberale 
Strömung erkennen. Sie machte einerseits den Grunderwerb 
und den Gewerbebetrieb in der Stadt von der Erwerbung 
des Bürgerrechts unabhängig und erweiterte die staatliche 
Aufsichtsgewalt ; mit ihr fand aber auch die individualistische 
Auffassung und Behandlung der Gemeinden, die Möglich- 
keit eines besonderen Statntarrechts und der Gedanke des 
doppelten Wirkungskreises mit seinen rechtsverwirrenden 
Konsequenzen, insbesondere auch hinsichtlich des organisa- 
torischen Verhältnisses zwischen Magistrat und Stadt- 
verordnetenversammlung Eingang. 

55) „Das Mifsverständnis der Selbstver- 
waltung . . . . geht stets von unten herauf Hand in Hand 
mit dem Konstitutionalismus. Unter jenem Namen haben 
die Gruppen der deutschen Gesellschaft immer nur ihre 
eigenen Ideen vom parlamentarischen Staat im verkleinerten 
Mafsstabe wiedergegeben." Gneist, Der Rechtsstaat (1872), 
S. 196, Anm. 54. 

56) In Preufsen ist vor und neben dieser liberalen 
Strömung noch eine zweite, und zwar ständische Be- 
wegung zu beobachten, welche an vorpolizeiliche Zustände 
anzuknüpfen und obrigkeitliche Rechte des adligen Grund- 
besitzes, insbesondere auf dem Gebiete des Gemeinde- und 
Städtewesens zur Geltung zu bringen suchte. Gneist be- 
zeichnet diese Richtung mit scharfer Kritik als „doktrinäre 
Ideologie" eines „geistvollen politischen Dilettantismus" 
mit „unzusammenhängenden Ideen von dem Leben des 
Mittelalters" . (Gneist, Verwaltung, Justiz, Rechtsweg usw. 
1869, S. 111.) 

57) Es ist bemerkenswert, dafs schon damals hervor- 
ragende Geister, wie z. B. Savigny, gegen diese Strömung 
Stellung nahmen. Vergl. die Ausführungen des Genannten 
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im I. Bande der Historisch - politischen Zeitschrift von 
Ranke, 1832, S. 890 ff. 

58) Die französische Revolution, welche allen Sonder- 
gesellschaften grundsätzlich entgegentrat, lehnte die Auf- 
stellung von Grundrechten der Gemeinden ab, im Gegen- 
satze zu dem föderalistischen Zuge, welchen die sonst für 
Frankreich vorbildlichen nordamerikanischen Verfassungen 
aufweisen. Vergl. Hatschek, a. a. 0. S. 57. 

59) Vergl. hierzu A. Longo, Art.: L' evoluzione dei 
concetti di libertä individuale e dell' autonomia communale 
durante il secolo XIX, im Arch. giurid. von F. Serafini, 
1904, S. 224 ff. 

60) Gneist, Verwaltung, Justiz, Rechtsweg usw. 
(1869), S. 115. 

61) S. Jellinek, System der subjektiven öffentlichen 
Rechte, S. 264 ff., und Recht des modernen Staates, S. 591 ; 
Hatschek, a. a. 0. S. 57 f., 60 ff. Vergl. insbesondere die 
Artikel 108 und 31 der belgischen Verfassungsurkunde, 
deren Bestimmungen Hatschek treffend als Vorläufer des 
sogenannten „eigenen Wirkungskreises" , wie er sich im 
österreichischen Gemeinderecht findet , bezeichnet. Über 
die falsche Auffassung der Gewaltenteilungstheorie seitens 
der belgischen Gesetzgeber bei Aufstellung der Gemeinde 
als vierte konstitutionelle Gewalt s. Jellinek, Gesetz und 
Verordnung, S. 220 ff. 

62) S. Gneist, Das heutige englische Verfassungs- 
und Verwaltungsrecht, H, S. 857, 864 i. 

63) Der Begriff bezw. Terminus „Dezentralisation" ist 
auch heute noch nicht aus der wissenschaftlichen Literatur 
verschwunden. Vergl. über denselben sowie über „De- 
konzentration" und „Selbstverwaltung"; Lebon, Staatsrecht 
der französischen Republik, in Marquardsens Handbuche, IV, 1 ; 
Blöd ig, Die Selbstverwaltung, S. 12; Jellinek, Recht 
des modernen Staates, S. 581 f. ;HugoPreufs, Städtisches 
Amtsrecht in Preufsen, S. 124 f. 

64) Rotte k, Staatsrecht der konstitutionellen Monarchie, 
in, S. 22 ff.; Zachariä, Deutsches Bundesstaatsrecht, I, 
S. 572 ff. ; Stahl, Philosophie des Rechts, H, S. 29 ff. ; Z a m- 
b anelli, Zeitschrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung 
des Auslands, XV, S. 200 ;Mittermeier, ebendort, VT, S. 454 ; 
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Bülau, Die Behörden in Staat und Gemeinde, 1836; 
C h r ist , Einleitung zum badischen Gemeindegesetze, S. 12, 25. 

65) Artikel XI, § 184. 

66) Vergl. auch Artikel 104 in der preufsischen Ver- 
fassungsurkunde vom 5. Dezember 1848. 

67) Vergl. Bornhak, Geschichte der preufsischen 
Verwaltung, Ul, S. 242 ff. 

.68) Die vielfachen „Regulierungen der Magistrate" 
in Österreich in den Jahren 1783 bis 1786 und die Ge- 
meindeordnung für Tirol und Vorarlberg vom 26. Oktober 
1819 gehören selbstverständlich noch ganz der absolutistischen 
Epoche an. 

69) In der Verfechtung und praktischen Durchsetzung 
der in der österreichischen Gemeindegesetzgebung nieder- 
gelegten Anschauungen kommt das politische Unver- 
mögen der altliberalen Partei so recht zum Aus- ' 
drucke. Ihre schweren Fehler bleiben nun einmal bestehen, 
trotz all des Guten, das v. Wies er in der vom November 
1904 bis Januar 1905 in der „Österreichischen Rundschau" 
(Bd. I, Heft 2, 4, 6, 8, 10., 12) veröffentlichten, die .jüngste 
politische Entwicklung Österreichs veranschaulichenden 
Artikelserie über „Vergangenheit und Zukunft der öster- 
reichischen Verfassung" zugunsten dieser Partei geltend 
macht. Ihr fehlte eigentlich das, was Exner in seiner 
eingangs bezogenen Rektoratsrede „politische Bildung" 
nennt. Ihr mangelte die Befähigung und Neigung, Grund 
und Rechtfertigung für die staatsbewegenden Erscheinungen 
ihres Zeitalters in den politischen und sozialen Voraus- 
setzungen eben dieser Zeit zu suchen; sie liefs die uner- 
läfsliche Fähigkeit des Politikers vermissen, die vorzu- 
nehmenden p olitischen Veränderungen nach ihrer Möglich- 
keit und Wirkung abzuschätzen und aus den Kausalzu- 
sammenhängen zwischen Vergangenheit und Gegenwart das 
richtige politische Ziel und damit auch das neu zu schaffende 
positive Recht zu berechnen. Die Schöpfer unsrer öster- 
reichischen Gemeindegesetze lebten mehr oder weniger in 
dem „Wahn, als ob alles an sich Schöne und Wünschbare 
in staatlichen Dingen jederzeit ,gemacht c werden könnte". 
Dabei fehlte ihnen die notwendige juristische Technik. So 
kam es auch , dafs in dem Staatsgrundgesetze über die all- 
gemeinen Rechte der Staatsbürger vom Dezember 1867 
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„ Volksstämmen L unverletzliche und durch RechtsscUutzein- 
richtungen garantierte subjektive Rechte zuerkannt werden, 

1'a dais sogar die „landesüblichen Sprachen 14 als schemen- 
lafte Rechtssubjekte auftreten. "Wie schwer die Gegenwart 
an solchen juristischen Unmöglichkeiten im positiven Recht 
zu leiden hat , das kann jeder ermessen , der die politischen 
Kämpfe in unserm Staatswesen aufmerksam verfolgt. 

70) Gegen die doktrinäre Gleichstellung aller 
Arten von Gemeinden wendet sich schon Zöpfl, 
Grundsätze des allgemeinen und deutschen Staatsrechts, 
4. Aufl., Leipzig 1856, II, S. 568, Anm. 3: „Allgemein wird 
anerkannt, dais städtische Gemeinden und besonders 
grofse Städte, der Natur der Verhältnisse nach, in vielen 
Stücken andrer Gemeindeeinrichtungen bedürfen als die 
Landgemeinden. Li der früheren Zeit war deren Ver- 
fassung auch sehr wesentlich unterschieden. In der neueren 
Zeit hat man, auch hier alles Heil von dem Prinzipe ab- 
strakter Gleichheit erwartend, vielfach zum Schaden des 
Ganzen und der einzelnen Gemeinden alles auf möglichst 
gleiche Grundlagen zu bringen versucht. So z. B. spricht 
Oldenburg, rev. V.-U. (Verfassungsurkunde) 1855 art. 67 
geradezu aus: ,Alle Gemeinden in Stadt und Land sollen 
eine möglichst gleiche Verfassung haben. 4 Die Erfahrung 
war dagegen auch in dieser Beziehung in den meisten 
Staaten bereits die beste Lehrmeisterin." 

71) Gneist, Der Rechtsstaat (1887), S. 110. 

72) Schon die revidierte preufsische Städte- 
ordnung von 1831 läfst in ihrem § 84, wie oben erwähnt 
den Gedanken eines doppelten Wirkungskreises der 
Gemeinden erkennen. — Der Artikel II des provisori- 
schen Gemeindegesetzes in Österreich vom Jahre 
1849 teilt den "Wirkungskreis der Ortsgemeinden a) in einen 
natürlichen, b) in einen übertragenen. Der erstere umfafst 
nach Artikel III „alles, was das Interesse der Gemeinde 
zunächst berührt und innerhalb ihrer Grenzen vollständig 
durchführbar ist". Der übertragene Wirkungskreis umfafst 
die Besorgung bestimmter öffentlicher Geschäfte, welche 
der Gemeinde vom Staate im Delegationswege zuge- 
wiesen sind. 

73) Vgl. Brockhausen, Österreichische Zeitschrift 
für Verwaltung, Bd. 21, 15—17; Hatschek, Die Selbstver- 
waltung usw., S. 81, 83. 
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74) Den Gedanken des zweifachen Wirkungs- 
kreises finden wir übrigens schon in der bayrischen 
Gemeindeordnung vom Jahre 1808, wobei allerdings der 
selbständige "Wirkungskreis noch keineswegs im natur- 
rechtlichen Sinne, sondern als Privatrechts sph äre der 
Gemeinde aufgefafst ist. Dort heifst es im § 33: „Der Zweck 
der Gesellschaft legt den Gemeinden zweierlei Verbindlich- 
keiten auf, teils solche, welche sie als Glieder des ganzen 
Staatskörpers zu erfüllen haben, teils solche, welche in 
ihrer eigenen gesellschaftlichen Verbindung 
liegen/ 

75) Es ist bezeichnend für die juristische Unbrauch- 
barkeit der gesetzlichen Umschreibung des selb- 
ständigen Wirkungskreises, dais die österreichische 
Gesetzgebung sich genötigt sah, durch zahlreiche unzusammen- 
hängende Einzelbestimmungen, welche in die verschieden- 
sten Verwaltungsgesetze eingestreut sind, festzusetzen, was 
in den Gemeinden zum selbständigen, was zum übertragenen, 
was zum Wirkungskreise der politischen Behörden gehören 
soll. Oft entsteht eine schwer zu lösende Konkurrenz von 
Wirkungskreisen und Behörden, so z. B. auf dem Gebiete des 
Sanitätsrechts. Wer sich eine juristisch brauchbare Ab- 
schrankung der gemeindlichen Wirkungskreise verschaffen 
wollte, der müiste sich auf einer mühevollen Forschungs- 
reise durch alle Gebiete des Verwaltungsrechts einen eigenen 
Kodex der einschlägigen Bestimmungen zusammenstellen 
und behufs Entwirrung der sich hierbei ergebenden Kontro- 
versen ein eingehendes Studium der Judikatur des Ver- 
waltungsgerichtshofes und des Reichsgerichts vornehmen. 

7(5) Preufsische Städteordnung von 1831 , § 105, 
wo gesagt wird, der Magistrat stehe hinsichtlich der Auf- 
träge, „welche ihm in Landesangelegenheiten von den 
Staatsbehörden im Umkreise der Stadt gemacht werden , . . . . 
ganz unabhängig von der Stadtgemeinde, (er) ist 
blofs den betreffenden Staatsbehörden untergeordnet und 
die Stadtverordnetenversammlung ist gleich 
allen übrigen Einwohnern ihm Folge zu leisten 
schuldig". 

77) Vergl. hierzu: Rottek-Aretin, a. a. 0. S. 61 ff.; 
Zambanelli, a. a. 0. S. 200; Bülau, a. a. 0. S. 341; 
Seydel, Bayrisches Staatsrecht, II., S. 11; Hatschek, 
a. a. 0. S. 7(5. 
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78) D a s D r e ikl ass e n w ah 1 s y s t e m wurde in Preufsen 
zuerst durch die rheinpreufsische Gemeindeordnung vom 
23. Juli 1845 eingeführt. Vergl. § 13 der preufsischen 
Städteordnung vom Jahre 1853. — Über die Bedeutung dieses 
Wahlsystems vergl. v. Gneist, Die nationale Rechtsidee 
von den Ständen und das preufsische Dreiklassenwahlsystem. 
Eine sozial-histor. Studie, Berlin 1894. 

79) Die Grundlage des geltenden Städterechts in den alten 
Landesteilen Preufsens bilden : die Städteordnung vom 
30. Mai 1853 für die sechs östlichen Provinzen, in einzelnen 
Punkten geändert durch das Zuständigkeitsgesetz 
vom 1. August 1883 (wesentlich damit übereinstimmend 
die Schleswig-Holsteinsche Städteordnung vom 14. April 
18ö9); dazu dieKreisordnung vom 13. Dezember 1872 (für 
Preufsen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien, 
Sachsen) mit der Novelle vom 19. März 1881; ferner 
die Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (für die 
alten Provinzen mit Ausnahme Posens), abgeändert durch 
das Organisationsgesetz vom 26. Juli 1880 (§ 91) 
und durch die Novelle vom 22. März 1881; schliesslich 
das Gesetz, betreffend die Verfassung der Verwaltungs- 
gerichte, vom 3. Juli 1875. 

80) Gneist (Verw., Just., Rechtsw. usw., 1869, S. 492) 
kennzeichnet das Dreiklassenwahlsystem, ob- 
wohl er sonst grundsätzlich die Selbstverwaltung auf der 
steuertragenden Bu rge rschaft aufgebaut wissen will, 
als Rückschritt: „Die Wählerschaften wurden durch ein 
Dreiklassensystem aus dem nachbarlichen Zusammenhang 
gerissen, und damit noch kumuliert eine grundsatzlose 
Ausschlielsung der kleinen Steuerzahler überhaupt. In 
Verbindung mit dem Mangel aller gesetzlich geordneten 
Kreis- und Kommunalsteuern ist dadurch das Element der 
sozialenAgitation in den Vordergrund , die persönliche 
Verwaltung der Einzelgeschäfte in den Hintergrund gestellt, — 
ein Zustand, welcher irrtümlich für ein Fortschreiten der 
politischen Bildung und des zunehmenden ,Interesses l an 
dem Gemeindeleben gehalten wird." 

81) Aus der Literatur über das geltende Städte- 
recht in Preufsen seien, abgesehen von den allgemeinen 
Werken über preufsisches Staats- und Verwaltungsrecht und 
von den bezüglichen Artikeln in den bekannten Enzyklopädien 
und Staatswörterbüchern, hier hervorgehoben : Kotze, Die 
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preufsischen Städteordnungen, 2. Aufl., Berlin 1883; Mar- 
cino wski u. Hoffmann, Die Städteordnung für die sechs 
östlichen Provinzen der preufsischen Monarchie, 3. Aufl., 
Berlin 1890; Leidig, Preufsisches Stadtrecht, Berlin 1891 ; 
Halbey, Gemeindeverfassungs- und Verwaltungsrecht der 
sieben östlichen Provinzen Preufsens, 1896; Schoen, Das 
Recht der kommunalen Verbände in Preufsen, Leipzig 1897 ; 
Graf HuedeGrais gibt im 3. Bande des IV. Teiles seines 
„ Handbuchs der Gesetzgebung in Preufsen und im Deutschen 
Reiche" (1905) eine vorzügliche kommentierte Zusammen- 
stellung der Kommunalgesetze. 

82) Vergl. dazu die stenographischen Protokolle über 
die Verhandlungen des österreicnischen Reichsrates vom 
Jahre 1861, betreffend den Entwurf des Reichs-Gemeinde- 
gesetzes. — Die rechtlichen Grundlagen für das 
österreichische Gemeindeverfassungsrecht sind 
aufser durch das Reichs-Gemeindegesetz vom 5. März 1862 
gegeben durch die Gemeindeordnungen und Gemeindewahl- 
ordnungen der einzelnen Provinzen (abgedruckt im IX. Bd., 
1. Abt. der M an z sehen Gesetzesausgabe; und in Mayr- 
hofers Handbuch für den politischen Verwaltungsdienst, 
5. Aufl., 1895 ff, insbesondere Bd. H, S. 418 ff.); ferner durch 
die Statuten der einzelnen Gemeinden mit eigenem Statut 
(gesammelt im IX. Bd., 2. Abt. der M an z sehen Gesetzes- 
ausgabe vonBrockhausen und Weifskirchner). Die in 
vielen Beziehungen belangreichen Geschäftsordnungen 
der Statutargemeinden sind meines Wissens leider noch 
nicht gesammelt und in Druck gelegt worden. — Sehr be- 
deutungsvoll für das österreichische Gemeinderecht sind 
ferner die §§ 11 u. 12 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dez. 
1867, RGBl. Nr. 141 über die Reichsvertretung, welche 
unter Verzicht auf die bezügliche Kompetenz des Reichs- 
rates den Landtagen' die ausschliefsliche Kompe- 
tenz in der Gemeindegesetzgebung zuweisen, so dafs also 
auch eine Änderung des Reichs-Gemeindegesetzes von 1862 
ohne vorgängige Verfassungsänderung oder ausdrückliche 
Zustimmung aller Landtage ad hoc nicht mehr durch den 
Reichsrat vorgenommen werden könnte. — Aus der wenig 
umfangreichen Literatur über die geltende österreichische 
Gemeindeverfassung seien hier hervorgehoben : S c h e d a, 
Spezialentscheidungen in Gemeindeangelegenheiten, 1868; 
Hämmerle, Die autonome Gemeinde, 1868; derselbe, Hand- 
buch für die Gemeinde, 1 884 ; Brockhausen, Vereinigung 

Larap, Problem d. stftdt. Selbstverwaltung. 9 
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und Trennung von Gemeinden, 1893 ; derselbe, Artikel „ Städte " 
im österreichischen Staatswörterbuche, 1. Aufl., II. Bd., 
S. 1125 ff.; Gluth, ebendort, I. Bd., S. 688^-701, Artikel „Ge- 
meinde" ; B 1 o d i g, a. a. 0. passim in den meisten Abschnitten ; 
Gump lo vi cz, Österreichisches Staatsrecht, 2. Aufl., 1902, 
S. 205 ff. 

83) Bemerkenswert ist hierbei die Betonung des Prin- 
zips der Einwohnergemeinde (§ 3 der preufsischen 
Städteordnung von 1853), der Ipso jure-Erwerb (und Ver- 
lust) des Bürgerrechts und der damit verbundenen öffent- 
lichen Lasten, und die Betonung der staatsbürgerlichen 
Pflicht zur Annahme unbesoldeter Ehrenämter (§§ 5 u. 74 
Städeordnung), im Gegensatz zu den Anklängen an das 
polizeistaatliche und mittelalterliche Prinzip der Ortsbürger- 
gemeinde im österreichischen Gemeinderecht. Vergl. dazu 
echoen, Recht der kommunalen Verbände, S. 80 ff. In 
Österreich bedeutet erst das Gesetz vom 5. Dezember 1896, 
RGBl. Nr 222, welches die Ersitzung des Heimatsrechts 
regelt, einen wesentlichen Fortschritt von der Bürger- zur 
Einwohnergemeinde. — Über den „ verwaltungsrechtlichen 
Schutz des Bürger- und Einwohnerrechts in Preufsen" siehe 
die so betitelte Abhandlung von Stier-Somlo, Berlin 1904. 

84) § 56 der preufsischen Städteordnung von 1853: 
„Der Magistrat hat als Ortsobrigkeit und Gemeinde Ver- 
waltungsbehörde insbesondere folgende Geschäfte: 1. Die 
Gesetze und Verordnungen sowie die Verfügungen 
der ihm vorgesetzten Behörden auszuführen . . . 
usw." — Charakteristisch fitr die rechtliche Stellung der 
Stadtgemeinde im preufsischen Staate und für den Gegen- 
satz zum österreichischen Rechte ist der wirksame Einflufs. 
welcher der preufsischen Regierung auf die Stadtverwaltung 
gesetzlich gewahrt ist, und welcher sich vornehmlich in 
folgenden Richtungen manifestiert: § 7 des Zuständigkeits- 

§esetzes vom 1. August 1883, „Die Aufsicht des 
taates über die Verwaltung der städtischen Gemeinde- 
angelegenheiten wird in erster Instanz von dem Regierungs- 
präsidenten, in höherer und letzter Instanz von dem Ober- 
präsidenten geübt, unbeschadet der in den Gesetzen geordneten 
Mitwirkung des Bezirksausschusses und des Provuizialrats." 
— § 15 desselben Gesetzes bestimmt die Befugnis der Auf- 
sichtsbehörde , den Gemeindevorstand bezw. den Bürger- 
meister zur Sistierung von Beschlüssen der Ge- 
meindevertretung oder des Magistrats anzuweisen, wo- 
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gegen nur eine Klage im Verwaltungsstreitverfahren möglich 
ist; daneben besteht die Pflicht des Bürgermeisters, 
auch aus eigener Initiative gegen rechtswidrige Beschlüsse 
der kollegialen Organe einzuschreiten. 6 56 ZI. 3 der Städte- 
ordnung normiert die gleiche Pflicht des Magi- 
strats gegenüber den Beschlüssen der Stadtverordneten- 
versammlung. — § 58 Abs. 2, der Städteordnung statuiert 
die Pflicht des ßürgermeisters zur Notexekutive an 
Stelle des Magistrats bei Gefahr im Verzuge ; die Bedeutung 
dieser Bestimmung erhellt erst aus dem Zusammenhalt mit 
§ 20 des Zuständigkeitsgesetzes, welches dem Regierungs- 
präsidenten eine Disziplinargewalt über Bürger- 
meister, Beigeordnete, Magistratsmitglieder und 
sonstige Gemeindebeamte hinsichtlich der Erfüllung ihrer 
Amtspflichten einräumt und sogar die disziplinare Ent- 
fernung des pflichtwidrigen Organs aus der amtlicnen Stellung 
vorsieht. In § 79 der Städteordnung wird die Regierung zur 
Auflösung der Stadtverordnetenversammlung 
nach freiem Ermessen und (§ 33 Abs. 4, 5, 6 Städte- 
ordnung) zur kommissarischen Verwaltung der Stadt 
auf deren Kosten ermächtigt. — § 60 Abs. 2, § 70 Abs. 2 
legt den städtischen Organen die Pflicht zur sofortigen 
Vorlage des beschlossenen Jahr es vor an Schlages 
und der genehmigten Jahresrechnungen an die Aufsichts- 
behörde auf. Endlich enthält § 19 des Zuständigkeitsgesetzes 
das wichtige Recht der Regierung zur Zwangsetatisierung. 

85) Ohne Aufstellung von „Grundrechten der Gemeinde* 
werden durch die preuisische Städteordnung von 1853 bis 
ins einzelne durch allgemeines (nicht durch Spezial-) 
Gesetz zwingend geregelt: die Organisation der Stadt- 
korporation (§ 10); die Wahlen und der Anstellungsmodus 
der städtischen Organe (§§ 13, 28; 30—32); die für die Gültig- 
keit der Funktionen rechtlich notwendige Bestätigung der 
Bürgermeister, Beigeordneten, Schöffen und besoldeten Ma- 
gistratsmitglieder seitens der Regierung (§ 33); die Kom- 
petenzen dieser Organe (§§ 35 Abs. 1, 36, 37, 49; ferner 
Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 und Zuständig- 
keitsgesetz vom 1. August 1883 bezüglich der Stadtver- 
ordnetenversammlung; §§ 56, 59 Abs.- 1 u. 2, § 60 Ab- 
satz 3 bezüglich des Magistrats; §§ 58, 59 Abs. 2, 62; 
und § 15 Abs. 1 des Zuständigkeitsgesetzes hinsichtlich 
des Bürgermeisters). Über das gegenseitige Verhältnis der 
beiden kollegialen Organe siehe insbesondere § 38 Abs. 3, 
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§ 47 Abs. 2, § 48 der Städteordnung. — Sogar die Grund- 
züge der Geschäftsordnung der beiden Kollegien sind 
durch allgemeine, zwingende Gesetzesnorm geregelt; veigl. 
§§ 38 — 48 ; 57, 58 der Städteordnung. — Bemerkenswert ist 
endlich die gesetzliche, also nicht auf singulärer Ab- 
machung zwischen der Stadtvertretung und deren Beamten 
beruhende Regelung der rechtlichen Stellung der 
Gemeindebeamten; § 56 ZI. 6 der Städteordnung ; und das 
Kommunalbeamtengesetz vom 30. Juli 1899; vergl. auph 
das reichsrechtlich (Militärpensionsgesetz vom 27. Juni 1871 
und Novelle vom 22. Mai 1 893) und staatsrechtlich (preufsisches 
Gesetz vom 21. Juli 1892) geregelte Institut der Militäran- 
wärter in seinen Einwirkungen auf die Bestellung von Ge- 
meindebeamten. 

86) Die strenge Durchführung der Gewalten- 
teilung kommt in der preufsischen Städteordnung von 
1853 insbesondere zum Ausdruck in den §§ 17 ZI. 2, 30 
ZI. 2 und Abs. 4; § 38; § 36; §§ 56, 67. Die fakultativen 
Deputationen für einzelne Spezialagenden der Verwaltung 
sowie die fakultativen Bezirksvorsteher für örtliche Ver- 
waltungsgeschäfte in einzelnen Stadtteilen sind ausschliefs- 
lich dem Magistrate als dessen Organe unterge- 
ordnet. §§ 59, 60 der Städteordnung. 

87) Bezüglich des Gleichgewichts ist insbe- 
sondere darauf hinzuweisen, dafs die qualitativ abgegrenzte 
Verwaltungstätigkeit jedes der beiden Kollektivorgane bezüg- 
lich der rechtlichen Wirksamkeit kontrolliert und abhängig 
gemacht ist von einem entsprechenden Verhalten des anderen 
Organs : die abstrakte Willensbildung der Stadtverordneten- 
versammlung bedarf zu ihrer Verwirklichung im Einzelfalle 
eines selbständigen Ausführungsbeschlusses des Magistrats; 
und die konkretisierende Verwaltung des letzteren mufs 
jene Grenzen und jene Richtungen beobachten, welche ihr 
von den Stadtverordneten gegeben sind. Dazu kommt noch 
das Recht, und auf Verlangen der Stadtverordneten die 
Pflicht des Magistrats, bei den Sitzungen der ersteren be- 
ratend und berichtend zu intervenieren, und das Veto- und 
Sistierungsrecht bezw. die entsprechende Pflicht des Bürger- 
meisters im Magistrate. 

88) Vergl. die selbständige gesetzliche Regelung der 
städtischen u. der Landgemeindeorganisation (Landgemeinde- 
ordnung für die sieben östlichen Provinzen vom 3. Juli 1891) 
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und innerhalb der ersteren die Sondervorschriften für ganz 
kleine Städte (§§ 72 u. 73 Städteordnung) und die Ab- 
stufungen in der Organisation nach der Gröfse in den 
§§ 12 u. 29 der Städteordnung. 

89) Siehe hierzu die Ausführungen in Anmerkung 84. 

90) Solche Leitsätze finden sich auch in andern 
deutschen Gesetzgebungen; vergl. z. B. § 62 der Württem- 
berger Verfassungsurkunde von 1819 oder § 100 der Ver- 
fassung von Sachsen - Altenburg aus dem Jahre 1831 usw. 

91) „Libera Chiesa in libero Stato." Vergl. Gr. Loris, 
Diritto amministrativo, 4 a ediz., Mailand 1899, S. 438; R. de 
Cesare, Una nuova fase di politica ecclesiastica. 

92) Gerber, Grundzüge des deutschen Staatsrechts 
(1865), S. 56. 

93) Charakteristisch für diese Auffassung ist eine grund- 
sätzliche Erklärung, welche der k. k. Verwaltungs- 
gerichtshof in den Entscheidungsgründen zu semem 
Erkenntnis vom 22. Dezember 1886, Budw. 3314, abgibt: 
„Der durchgreifende Unterschied der gegenwärtigen und 
der früheren Gemeindeverwaltung liegt eben in der 
nunmehr den Gemeinden eingeräumten Autonomie (!), 
welche im regelmäfsigen Geschäftsgange eine Unterord- 
nung der Gemeinde- unter die Staatsbehörden aus- 
schliefst, dafür aber die lokale Verwaltung durchaus 
unter die Repräsentanz der Gemeinde stellt und von 
dieser abhängig macht/ 

94) Preufsische Städteordnung, § 35, 56, ZI. 2; 
Zuständigkeitsgesetz, § 15. 

95) Diese ihrem Wesen nach materiellrechtliche 
Auffassung des Selbstverwaltungsproblems in der Ge- 
meindeorganisation des geltenden österreichischen Rechts ist 
schon durch den Ausgangspunkt des Gesetzgebers von 
„ G r u n d r e c h t e n a der Gemeinde gegeben, durch welche letz - 
tere, unabhängig von jenen („übertragenen") Funktionen, die 
ihr etwa der Staat als eine Art staatsbürgerlicher Lasten zu- 
weist, mit einer inhaltlich bestimmten, vom Staate nicht 
gegebenen, sondern nur beschränkten Rechtssphäre aus- 
gestattet wird, in welche die staatliche Exekutive, gleich- 
wie in die verfassungsmäfsige Freiheitssphäre 
des Individuums, nur mit ausdrücklicher Ermächtigung 
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des Gesetzes eingreifen darf. Dieser Gedanke kommt 
in den Statuten der Statutargemeinden und in der bezüg- 
lichen Rechtssprechung der obersten Gerichte wiederholt 
und in verschiedener Weise zum Ausdruck, z. B. im 
Prag er Statut, § 78: „Der natürliche Wirkungskreis . . . . 
erhält nur mit Rücksicht auf das Gesamtwohl durch das 
Gesetz die notwendigen Beschränkungen." Ebenso 
§ 79 des Brunn er Statuts. Dazu Entscheidung des Ver- 
waltungs-Gerichtshofes vom 16. November 1887, Budw. 3762 : 
„Jede Gemeinde kann in die Lage kommen, auch in An- 
gelegenheiten, welche nicht ausdrücklich ihrem 
Wirkungskreise zugewiesen sind, eine Tätigkeit zu 
entwickeln, die, insolange sie den bestehenden Gesetzen 
nicht zuwiderläuft, nicht beanstandet werden kann. Zu 
diesem neutralen Gebiete zählt auch das Recht der 
freien Meinungsäufserung in öffentlichen Angelegenheiten 
in der gesetzlich statthaften Form." 

So werden denn überhaupt von den obersten Gerichts- 
höfen in Österreich die Gemeinden als Träger all- 
gemeiner poli tischer Rechte angesehen und geschützt. 
Nach den Entsc heidungen des Reichsgerichts vom 18. April 
1887, Hye VEI, 393 und 394; vom 19. April 1887, Hye 395, 
396 und 397 ; vom 17. und 21. Oktober 1887 , Hye 404 und 412 
stehen staatsbürgerliche, das ist die den österreichischen 
Staatsbürgern durch die Verfassung gewährleisteten 
politischen Rechte auch den Gemeinden zu, und es sind 
daher auch diese juristischen Personen berechtigt und als 
solche legitimiert , wegen Verletzung des Rechtes der freien 
Meinungsäufserung und des Petitionsrechtes usw. 
Beschwerden beim Reichsgericht einzubringen; — durch die 
von Seiten einer Gemeindevertretung geschehene freie 
Meinungsäufserung über irgendeine, wenn auch öffent- 
liche Angelegenheit wird an und für sich noch keines- 
wegs der selbständige Wirkungskreis der Gemeinde 
überschritten, da damit noch in keiner Weise eine An- 
ordnung oder Verfügung getroffen, daher keineswegs der 
amtliche Wirkungskreis der Gemeinde, sondern ein von 
demselben ganz unabhängiges Gebiet (!) berührt 
wird. — Vergleiche dazu ferner das Erkenntnis des Reichs- 
gerichts vom 14. April 1896, Hye X, 746: Das staatsgrund- 
gesetzlich gewährleistete Recht einer Gemeindevertretung 
auf freie Meinungsäufserung wird durch die in der 
Gemeindeordnung gezogene Schranke des 
Wirkungskreises nicht berührt! 
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Diesem Gedankengange entspricht es, wenn wir in Ge- 
meindestatuten, z. B. von Klagenfurt, § 39, Graz § 40, 
41, Wien, § 45, Trient, § 28 u. a. denGegensatz zum 
Staate ausdrücklichbetont finden. Die Stadtpersön- 
lichkeit erscheint neben der staatlichen Autorität als eine 
dieser gegenüber fremde Autorität. Vergl. § 99 des 
Triester Statuts : „Der Stadtrat vertritt die reichsunmittel- 
bare Stadt Triest als Körperschaft gegenüber einzelnen 
Personen , gegenüber der Regierung und dem 
Reiche." Demgemäfs gibt es auf diesem Lebensgebiete 
der Gemeinden auch keine meritorische Aufsichts- 
gewalt des Staates; seine Aufsicht wird erst aufser- 
halb dieses Kreises und bei offenbarer Verletzung der 
Gesetze wirksam, wie bei jedem einzelnen Staatsbürger. 
Vergleiche Artikel XVI des Reichs-Gemeindegesetzes, welches 
in viele Gemeindestatute wörtlich übernommen wurde: 
„Die Staatsverwaltung übt das Aufsichtsrecht über die Ge- 
meinden dahin, dafs dieselben ihren "Wirkungskreis nicht 
überschreiten und nicht gegen die bestehenden Gesetze 
vorgehen." — Verwaltungsgerichtshof, 30. April 1886, Budw. 
3035: „Die Staatsverwaltung hat nicht eine beliebige Kom- 
petenz , in Gemeindeangelegenheiten einzuschreiten, sondern 
nur das Recht, die gesetzlich geordnete Staatsaufsicht 
zu handhaben." — Verwaltungsgerichtshof, 17. Juni 1887, 
Budw. 3590: „In Angelegenheiten des selbständigen "Wirkungs- 
kreises darf die Staatsverwaltung auch jenen Gemeinden gegen- 
über, welche die politischen Geschäfte I. Instanz führen, nur 
dann und insoweit einschreiten, als durch das Vorgehen der 
Gemeinde gesetzliche Bestimmungen verletzt werden." 

Der Bürgermeister als oberstes Individualorgan 
der Gemeinde ist hinsichtlich seiner Amtierung im selb- 
ständigen "Wirkungskreise nur dem Gemeinderate, 
nicht aber dem Staate verantwortlich. S. z. B. 
§ 60 des G r a z e r Statuts : „Der Bürgermeister ist für 
seine Amtshandlungen sowie für die Geschäftsgebahrung 
des Stadtrates der Gemeinde und bezüglich des über- 
tragenen Wirkungskreises auch der Regierung verant- 
wortlich." Ebenso Leibach, § 78, Salzburg, § 30, 
Innsbruck, § 72, usw. — 

Der instanzmäfsige Rechtszug gegen Ver- 
waltungsakte der Gemeindebehörde innerhalb des 
selbständigen "Wirkungskreises geht, wie schon andern 
Ortes betont, nicht an staatliche Oberinstanzen, sondern an 
andre unabhängige Selbstverwaltungskörper. Vielfach 
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schliefst sogar der Rechtszug innerhalb der städtischen 
Organisation mit dem Spruche des Gemeinderates hinsicht- 
lich einer in Beschwerde gezogenen Stadtratsverfugung ab. 
S. z. B. Graz er Statut § 46: „Der Gemeinderat hat 
über alle an ihn gelangenden Beschwerden gegen Ver- 
fügungen des Stadtrates in Angelegenheiten des selbständigen 
Wirkungskreises zu entscheiden, wogegen keine Be- 
rufung zulässig ist; ausgenommen, wenn durch be- 
sondere Gesetze ein weiterer Beschwerdezug ausdrücklich 
vorbehalten ist." Vgl. Wien, § 82. Siehe zum Gegen- 
stande auch Brockhausen, Der Instanzenzug in Ge- 
meindeangelegenheiten, Wien 1888. 

96) Vergleiche hierzu die vorzügliche Darstellung von 
v. Lemayer über die Begründung und den Wirkungskreis 
des österreichischen Reichsgerichts und Verwaltungsgerichts- 
hofes im Artikel „Rechtsschutz im öffentlichen Rechte 44 im 
Österreichischen Staatswörterbuch, 1. Aufl., H/2, S. 882 ff. 

97) Der Auffassung der Neben Ordnung der Staats - 
und Gemeinde autorität im österreichischen Recht 
entspricht es auch, wenn dieses dort, wo es eine Ge- 
horsamspflicht und instanzmäfsige Unterordnung der Ge- 
meinde unter die Regierung für unvermeidlich hält, das 
Rechtsverhältnis einer Delegation, eines Zwangs- 
auftrages konstruiert und der Regierung das Recht eines 
Widerrufs von Fall zu Fall oder dauernd vorbehält. Der 
Inhalt dieses ausdrücklichen Auftrages bildet den „über- 
tragenen" Wirkungskreis der Gemeinde. So schon Art. III 
des Gemeindegesetzes vom 17. März 1849, wo von der 
Besorgung von Geschäften im „Delegationswege" die Rede 
ist. Vergl. ferner das Prag er Statut, § 78: „Der über- 
tragene (Wirkungskreis) umfafst die Besorgung bestimmter 
öffentlicher Geschäfte, welche der Gemeinde vom Staate 
im Delegationswege zugewiesen werden. Die Re- 
gierung kann denselben ganz oder teilweise auch durch von 
ihr bestellte Beamte versehen lassen". Vergl. Brunn, § 79, 
Trient, § 71, Graz, § 39. 

98) Brockhausen definiert den Begriff der Statutar- 
gemeindenim Artikel „ Städte " im Österreichischen Staats - 
wörterb. I. Aufl., 1897, II., S. 1125: „Unter Statutargemeinden 
versteht die österreichische Gesetzgebung solche Gemeinde- 
wesen, welche nicht unter die Bestimmungen der allgemeinen, 
für das betreffende Kronland gültigen Gemeindeordnungen 
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fallen , sondern bezüglich ihrer Organisation und Verwaltung 
durch ein Sondergesetz geregelt werden, in welchem ihre 
unmittelbare Unterordnung unter die Landesvertretung und 
die politische Landesstelle, mit Ausschlufs jeder Unterord- 
nung unter Bezirks- oder Kreis Vertretung und unter staat- 
liche politische Behörden erster Instanz ausgesprochen ist." 

99) Vergl. hierzu das oben in Anm. 93 bezogene Er- 
kenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 22. Dezember 
1886. 

100) Es können Gemeinden, welche nicht Städte (in 
historischem Sinne) sind (Kurorte), durch Spezial-Landes- 
gesetz zu Statutargemeinden erhoben sein; es gibt 
aber auch Städte in obigem Sinne, welche keine Statutar- 
gemeinden sind. 

101) Beim Vergleich der aus verschiedenen Entwick- 
lungsepochen des geltenden österreichischen Gemeinderechts 
stammenden Statuten der Statutargemeinden findet 
man ein regelloses Kunterbunt v on Organisations- 
formen. Immer wiederkehrend ist nur die grofse Versamm- 
lung der Gemeindevertreter (Gemeinderat) und der Bürger- 
meister; wechselnd ist das Vorhandensein, die Zusammen- 
setzung, der Wirkungskreis einer engeren Versammlung 
(Stadtrat, Magistrat) und eines abgesonderten Beamten- 
körpers (vielfach auch „Magistrat" genannt) und das recht- 
liche Verhältnis dieser kleineren Versammlungen der be- 
hördlichen Personen zum Gemeinderat und zum Bürger- 
meister. Nirgends tritt bei Ordnung dieses Verhältnisses 
die Gewalt enteilung im Stein sehen Sinne als differen- 
zierendes Prinzip auf; meistens handelt es sich nur um eine 
Arbeitsteilung, sei es, dafs zwischen wichtigeren und 
minder wichtigeren Verwaltungsangelegenheiten ; sei es, dafs 
zwischen vorbereitender und endgültiger Erledigung aller 
einzelnen Verwaltungsgeschäfte, oder zwischen den Agenden 
des selbständigen oder übertragenen Wirkungskreises unter- 
schieden wird. Exekutivfunktionen werden bald vom Bürger- 
meister und seinen Hilfsbeamten , bald vom Stadtrate, bald 
auch von Ausschüssen des Gemeinderats, bald auch von 
mehreren dieser Organe nebeneinander vorgenommen. 
Selbst einzelne Gemeinderäte werden hier und da zu 
Exekutivakten abgeordnet. Vielfach wirkt auch der Ge- 
meinderat als Berufungsinstanz gegen die Verfügungen des 
.Stadtrates in Sachen des selbständigen Wirkungskreises. 
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Vgl. Brockhausen, Artikel „Städte", VI., im Öster- 
reichischen Staatswörterbuch, 1. Aufl., 1897, IL, S. 1131 ff. 
Als Beispiele für diese verwirrende Prinzipienlosigkeit 
seien angeführt: aus dem Wiener Statut §§ 18 und 43: 
„Der selbständige Wirkungskreis wird von dem Gemeinde- 
rate, Bürgermeister, Stadtrate und Magistrate bezw. von 
den Bezirksvorstehern mit den Bezirksausschüssen .... 
ausgeübt. 44 Nach den §§ 65 und 83 dortselbst kann sich 
der Bürgermeister bei Vollziehung von Gemeinderats- oder 
Stadtratsbeschlüssen „des Magistrats, der Vizebüreermeister, 
der Bezirksvorsteher oder auch einzelner Mitmieder des 
Stadtrates oder Gemeinderates" bedienen. Vergl. auch 
die Statuten von Klagenfurt, § 22, Trient, § 14, Prag, 
§ 36. — Bezüglich der Zuweisung der minder 
wichtigen Geschäfte an das kleinere Koflegialorgan (Magi- 
strat) durch das Statut oder durch fallweisen Beschlufs der 
grofsen Versammlung (Gemeinderat) und bezüglich des Vor- 
behaltes der Geschäfte von gröfserer Tragweite für letztere ver- 
gleiche W i e n, § 45 : „Demnach gehört zu seinem (Gemeinderat) 
Wirkungskreise aufser den in diesem Statute an andern 
Orten dem Gemeinderate vorbehaltenen Geschäften: 
. . . . DI, Die Entscheidung in gewissen, wegen ihrer 
besonderen Wichtigkeit seiner Genehmigung vor- 
behaltenen Verwaltungsangelegenheiten des selbständigen 
Wirkungskreises.* 4 Vergl. auch §§ 50, 52, 67 dieses Statuts. 
— Klagen fürt, § 43: „Delegation. (Überweisungsrecht.) 
Der Gemeinderat kann Verwaltungsangelegenheiten von 
geringerem Belange unter Erlassung bestimmter In- 
struktionen dem Magistrate zuweisen und zur Teil- 
nahme an der Beratung und Beschlufsfassung über dieselben 
Abgeordnete aus seiner Mitte entsenden." Vergl. auch 
§ 92 b daselbst. — Brunn. § 81: „Der grofse Ausschufs 
.... entscheidet in allen wichtigen, ihm vorbehaltenen 
Gemeindeangelegenheiten. a — Im gleichen Sinne : Reichen- 
berg, §§ 55, 64, 78; Prag, §§ 122 ff.; Trient, §§ 28 f., 
61 Abs. 3; Triest, §§ 74, 118; hier „vertritt" der Ver- 
waltungsausschufs (kleineres Organ) den Stadtrat (gröfseres 
Organ) in minder wichtigen Angelegenheiten. — Ferner 
Laibach, § 50: „Der Gemeinderat hat zu bestimmen, welche 
Verwaltungsangelegenheiten dem Magistrate zur Entscheidung 
überlassen werden/ Dazu § 68. — Ebenso Graz, §§18, 
47. — Bezüglich der Arbeitsteilung zwischen Gemeinderat 
und Magistrat nach dem Gesichtspunkte des selbständigen 
und übertragenen Wirkungskreises siehe die Statuten von 
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Prag, § 144; Reichenberg, § 87; Klagenfurt, § 92^ 
Trient, §§ 25 und 71; Wien, § 43 u. a. ; hinsichtlich der 
Zuweisung der Agenden des übertragenen Wirkungskreisen 
an den Bürgermeister als solchen : Salzburg, § 78; Inns- 
bruck, § 82 usw. Auch der Gedanke der Instanzen- 
gliederung ist für das Verhältnis zwischen Stadtrat und 
Gemeinderat mehrfach mafsgebend, so dafs die Berufung 
gegen Verfügungen des ersteren an den letzteren geht: 
Graz, §§ 40 c, 46, 62; Laibach, 8 54; Prag, § 101 ,- 
Reichenberg, § 66; Salzburg, § 56; Triest, 78; 
Wien, 73, usw. — Fast durchweg aber ist der Magistrat, 
im scharfen Gegensatze zum preufsischen Rechte, dem Ge- 
meinderate subordiniert. Als eigentlicher, ursprüng- 
licher Inhaber der gesamten Gemeindegewalt 
tritt überall das grofse, aus Urwahlen hervorgehende Kolle- 
gium, der Gemeinderat, auf; für seine Zuständigkeit streitet 
im Zweifel die Präsumtion. In manchen Fällen ist der 
Magistrat geradezu zum unselbständigen Hilfsorgane des 
Gemeinderates degradiert und hat als solches vornehmlich 
die Tätigkeit des letzteren nur vorzubereiten. Der Ge- 
meinderat ist „die Gemeinde" und hat eine sich auch auf 
den Magistrat erstreckende Organisationsgewalt. (Vergl. § 46 
des Wiener Gemeindestatuts und das Erkenntnis des Ver- 
waltungsgerichtshofes vom 7. Juni 1900, Budw. 14300.) 
Neuestens wurde sogar versucht, ein allgemeines De- 
legationsrecht des Gemeinderates, ein Recht, dem 
Magistrat und den . Sektionen die einzelnen Arten von Ge- 
schäften zuzuweisen oder wieder an sich zu ziehen, zu 
konstruieren, und zwar auf Grund der Selbstbestimmung 
des Gemeinderates in Gemeindeangelegenheiten. Vergl. 
den Artikel „Das Delegationsrecht der Österreichischen Ge- 
meindevertretungen" von F. Hof mann im österreichischen 
Verwaltungsarchiv", 1905, Heft 4 5. — Augenscheinlich eine 
bewufste oder unbewufste Übertragung der konstitutionellen 
Theorie auf die Gemeindeorganisation! 

Auch in subjektivem Sinne ist von einem Prinzip 
der Gewaltenteilung im österreichischen Städterecht nicht 
die Rede. Die beiden Kollegien haben in den meisten 
Städten einen Teil ihrer Mitglieder gemeinsam. Das wirkt 
besonders drastisch, wo das gröfsere Kollegium als Berufungs- 
instanz gegen Verfugungen des kleineren zu entscheiden 
hat, so dafs also ein Teü der Stadtväter über Beschwerden 
zu Rate sitzt, die gegen ihre eigenen Entschliefsungen 
in erster Instanz gerichtet sind. Dagegen hat allerdings bis- 
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weilen das Rechtsgefühl des Gesetzgebers reagiert; so ist 
z. B. im Grazer Statut, § 50 Abs. 3, angeordnet: „Die 
Gemeinderäte, welche zugleich Mitglieder des Stadtrates 
sind, haben sich bei der Verhandlung über die gegen Ent- 
scheidung des Stadtrates eingebrachten Rekurse der Ab- 
stimmung zu enthalten." — Der Bürgermeister fuhrt 
immer in beiden Kollegien den Vorsitz und fungiert meist 
außerdem noch als Exekutivorgan. Oft haben Gemeinde- 
rat, Stadtrat und Bürgermeister gemeinsame Hilfs- und 
Exekutivorgane unter sich. VergLz.B. Wien, 319;Graz, §35. 



Anmerkungen zum zweiten Vortrage. 



102) Übersichten über die Selb stverwaltungs- 
theorien geben u. a.: Ernst Neukamp, Begriff der 
Selbstverwaltung im Rechtssinne, im Archiv für öffentliches 
Recht, IV, S. 377 ff. — Oskar Gluth, Die Lehre von der 
Selbstverwaltung im Lichte formaler Begriffsbestimmung, 
Wien 1887; — Hermann Blodig, Die Selbstverwaltung als 
Rechtsbegriff, Wien 1894, S. 4 ff. 

103) Als Grundlage für die Rechtsstellung der Ge- 
meinden werden aus dem corpus juris civilis nament- 
lich angeführt: L 7. Dig. Quod cuiusc. univ. nom. 3, 4 
und L 85. Dig. de verb. sign. 50, 16 usw. 

104) „Der Gegensatz zwischen juristischer Person und 
Sozietät läfst sich am kürzesten dahin formulieren: die 
juristische Person ist ein Rechtssubjekt, die Sozietät ein 
Rechtsverhältnis." Lab and, Staatsrecht, 4. Aufl., I, S. 53. 

105) Gönner, DStR. § 76; Klüber, Öffentliches Recht 
des deutschen Bundes, 2. Aufl., 1822, II, S. 556; Malchus, 
Politik der inneren Staatsverwaltung, 1823,1, S. 151 ; Schilling, 
Lehrbuch des Stadt- und Bürgerrechts der deutschen Bundes- 
staaten, Leipzig 1830; Bei s ler, Betrachtungen über Ge- 
meindeverfassung und Gewerbswesen , Augsburg 1831 ; 
Christ, Vorrede zur 3. Aufl. der badischen Gemeinde- 
gesetze, Karlsruhe 1845; Zöpfl, Grundsätze des allgemeinen 
und deutschen Staatsrechts, 4. Aufl., 1856, II, S. 567 ff., 
582 ff. 

106) Reichard, Historisch-politische Ansichten über die 
Stadtverfassungen in Deutschland, 1830, S. 230 u. 271 ff.; 
derselbe: Statistik und Vergleichung der jetzt geltenden 
städtischen Verfassungen in den monarchischen Staaten in 
Deutschland, Altenburg 1844; Bülau, Behörden in Staat und 
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Oemeinde, 1836, S. 311; v. Stahl, Rechts- und Staatslehre, 

2. Aufl., II, S. 19 ff., 27; Rotteck-Aretin, Staatsrecht der 
konstitutionellen Monarchie, 1840, HE, S. 24 ff.; Mitter- 
maier, Artikel „Gemeinde" in Weiskes Rechtslexikon und 
Archiv für zivilistische Praxis, XXII, S. 77 ; B r a t e r , Artikel 
„Gemeinde" in Bluntschlis Staatswörterbuch, IV ; Dahlmann, 
Politik, 3. Aufl., Berlin 1847, S. 262 ff.; Weiske, Ein- 
leitung zur Sammlung der neueren deutschen Gemeinde- 
gesetze, 1848 u. 1854; Giech, Ansichten über Staats- und 
öffentliches Leben, Nürnberg 1843. 

107) Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecht, 

3. Aufl., 1865, I, S. 559 ff. 

108) Zur Unhaltbarkeit einer begrifflichen Unterscheidung 
der beiden Wirkungskreise vergl. auch Tezner in Grün- 
huts Zeitschrift, Bd. 21, S. 206 ff. 

109) Grotefend, Deutsches Staatsrecht der Gegen- 
wart, Berlin 1869, § 515 ff. 

110) Hermann Schulze, Preufsisches Staatsrecht, 
1877, II, S. 2. Vergl. auch sein Deutsches Staatsrecht, 1881, 
I, § 159. 

111) Gareis, Allgemeines Staatsrecht in Marquard. 
Handbuch, LI, S. 86 ft. „Die Selbstverwaltung ist nicht 
Eigenverwaltung, d. h. nicht Verwaltung eigener Interessen 
des Verwaltenden, sondern stets ein Stück Staatsverwaltung; 
und eben weil der Staat im Gegensatz zu den Selbst- 
verwaltungskörpern steht, ist die Selbstverwaltung immer 
Verwaltung fremder Angelegenheiten.* 4 Sie besteht nicht 

.in der Teilnahme an der staatlichen Herrschaftsübung, 
sondern ist Vertretung in derselben. — Damit im Wider- 
spruche steht es, wenn Gar eis (S. 156) sagt, dafs die 
>Selbstverwaltungskörper auch „Träger eigener Interessen 
sein können und als solche geschützt werden müssen". 

112) R Osler, Lehrbuch des deutschen Verwaltungs- 
rechts, Erlangen 1872, I, S. 251 ff. 

113) Teil kämpf, Die Selbstverwaltung und die Re- 
form der Gemeinde- und Kreisordnung in Preufsen, Berlin 
1872. — Vergl. auch H. Stolp, Die Gemeindeverfassung 
Deutschlands und des Auslands nebst der Kreis-, Gau- und 
Bezirks Verfassung, Berlin 1870. 

114) Schäffle, Bau und Leben des sozialen Körpers, 
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1882, I, 742 f., 757; IV, 201 f. — Beiträge zu einer ver- 
gleichenden Darstellung der deutschen Gemeindeorganisation 
in der Tübinger Zeitschrift, 186t>, S. 17 ff. 

115) Der begriffliche Inhalt dessen, was man mit dem 
Ausdruck „Gesellschaft" bezeichnet, ist „weder Rechts- 
subjekt noch Objekt von Rechten, noch ein rechtlich be- 
stimmbares Verhältnis ; sie ist überhaupt kein Rechtsbegriff, 
mithin auch kein Begriff des Staatsrechts. So bedeutsam 
der Begriff für Volkswirtschaftslehre und Politik sein mag, 
so unbrauchbar und verwirrend ist er fttr die Rechtswissen- 
schaft 44 . Lab and, Staatsrecht, 2. Aufl., I, S. 98, Anm.; 
vergl. auch Preufs, Gemeinde, Staat, Reich, S. 221. Ferner 
ir. Lemayer, Der Begriff des Rechtsschutzes im öffent- 
lichen Recht usw. in der Grünhutschen Zeitschrift, Bd. 29 
(1902), S. 27, Anm. 40: „Staat und Gesellschaft. So richtig 
es ist, die »Gesellschaft 4 vom Staate zu unterscheiden , so 
unrichtig ist es, sie neben diesem und dem Individuum als 
ein Drittes, eine ,Mittelwelt 4 anzusehen. Ein solches Drittes 
gibt es nicht, da in der menschlichen Natur nur der Gegensatz 
der menschlichen Gleichheit (der Gattung) und der mensch- 
lichen Verschiedenheit (der Individualität) liegt, welcher 
Gegensatz durch den Staat einer- und die Individuen und 
jede Art von Vereinigung und Gruppierung derselben aufser 
dem Staate anderseits dargestellt wird." Vergl. über die 
Beziehung der Begriffe Staat und Gesellschaft auch Gum- 
plovicz, Grundrifs der Soziologie, 2. Aufl., 1905, S. 231: 
„Fafst man die Vielheit der im Staat zur Ausbildung ge- 
langten sozialen Gruppen, Kreise, Klassen und Stände in 
ihren gegenseitigen Aktionen und Reaktionen auf, so nennt 
man diese Gesamtheit, im Gegensatz zum Staat, Gesellschaft 
im weiteren Sinn. In diesem Sinn ist also Gesellschaft 
nicht etwas andres als der Staat, sondern dasselbe, unter 
anderm Gesichtspunkt aufgefafst. Im engeren und strengeren 
Sinne aber ist Gesellschaft jede einzelne solcher Gruppen, 
die sich um irgendwelches gemeinsame Interesse oder 
mehrere solcher Literessen schart — also jede durch ein 
oder mehrere Interessen zusammengehaltene Gruppe. 4 * Dann 
„aber hat es die Kulturentwicklung mancher Staatengruppen 
mit sich gebracht, dafs sich gewisse Interessen weit über 
die Grenzen des einzelnen Staates erstrecken, dafs sich also 
gewisse soziale Kreise gebildet haben, welche die An- 
gehörigen mehrerer Staaten umfassen". — Über die Stellung- 
nahme des Genannten zu Jherings, Spencers und 
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Schaf fies Gesellschaftsbegriff siehe a. a. 0. S. 232. — 
Bezüglich der Literatur über die „Gesellschaftslehre" siehe 
Jellinek, Recht des modernen Staats, I, S. 76 ff. 

11(3) Lorenz von Stein, Verwaltungslehre, I, Die 
vollziehende Gewalt, 2. Teil, Die Selbstverwaltung und ihr 
Rechtssystem (2. Aufl., 1869); — und Handbuch der Ver- 
waltungslehre, 3. Aufl., 1887/88. — Es ist zweifellos, dais 
das Handbuch an Reife und Klarheit der Gedanken wesent- 
lich höher steht als das erstangeführte Werk, was auch in 
der Behandlung unsres Problems zutage tritt. Da Stein 
jedoch im Handbuch seinen Blick bei Erörterung unsres 
Gegenstandes meist in Vergangenheit und Zukunft richtet, 
und wenig auf die Gegenwart, so erscheint das, was er 
hier schildert, nicht als die Darstellung eines Rechtsinstituts 
des positiven Rechts, sondern als die Betrachtung gesell- 
schaftlicher Gewalten in ihrem Wirken bei der Entstehung, 
Umgestaltung und Weiterentwicklung der Selbstverwaltung. 
Wir können daher für unsre Zwecke aus dem Handbuch 
nur gewisse leitende Gesichtspunkte entnehmen. 

Stein konstruiert sich als obersten Begriff den der 
„freien Verwaltung". Dieser „bedeutet diejenigen Teile 
der Funktion und des Rechts der Regierung, welche der 
freien Selbstbestimmung des einzelnen übergeben wurden — 
oder die Vollziehung, insoweit sie Aufgabe und Recht der 
freien, organisierten Selbsttätigkeit des einzelnen wird* 4 . 
Verwaltungslehre, 12, S. 7. — „Die freie Verwaltung besteht 
in derjenigen Vollziehung, in welcher Verordnungs-, Organi- 
sations- und Zwangsgewalt der freien Selbsttätigkeit des 
Volkes übergeben smd. tt A. a. 0. S. 8. — Diese freie Ver- 
waltung zerfällt zunächst in zwei Unterarten, die Selbst- 
verwaltung im weiteren Sinne und die Vereinsverwaltung. 
Erstere ist die „aus der Selbsttätigkeit der freien Staatsbürger 
entspringende Verwaltung" gemeinsamer Interessen (Hand- 
buch, I, S. (57); sie findet entweder in der Form von Ver- 
tretungen statt, wobei man wieder zwischen „freien Ver- 
tretungen" (Versammlungen, Petitionen, Enqueten usw.) und 
den „eigentlichen Vertretungen" (d. h. ständige Kollegien 
vom Typus der Beiräte) unterscheiden müsse. Oder aber 
man hat es mit der Selbstverwaltung im eigentlichen Sinne 
zu tun, welche sich in der Verwaltung gemeinschaftlicher 
Interessen durch Korporationen manifestiert. — „Im Vereins- 
wesen (endlich) wird das individuelle Leben ein Teil der 
Verwaltung. . . . Das Vereinswesen ist daher nicht blofs- 
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ein Teil des grofsen Organismus jener Arbeit der Mensch- 
heit, die wir Verwaltung genannt haben, sondern es ist die 
eigentliche, wahre und freieste Gestalt der Selbstverwaltung." 
Handbuch, I, S. 69. 

117) Verwaltungslehre, 1/2, S. 306, 313. 

118) A. a. O. 1/2, S. 224 ff., 306, 321, 335 ff. 

119) A. a. 0. 1/2, S. 9, 66, 134, 316, 321, 336, 341; Hand- 
buch, I, S. 73, 235. 

120) Verwaltungslehre, 1/2, S. 321 f., 327, 334 f. 

121) Ebendort, S. 327—335. 

122) Handbuch, I, S. 66, 76 ff. 

123) Verwaltungslehre, a. a. 0. S. 313 f., 318. 

124) Ebendort, S. 314 f., 317, 322, 325, 331. 

I 

125) Ebendort, S. 340 ff. „So wie einmal eine Ver- 
waltungsgemeinde existiert, ist gegenüber dem Staate nicht 
die Ortsgemeinde, sondern die Verwaltungsgemeinde die 
Gemeinde. Die Verwaltungsgemeinde hat das Recht der 
Vollziehung und daher auch die Haftung für dieselbe." Die 
Verwaltungsgemeinde ist dann das beschliefsende, die Orts- 
gemeinde das ausführende Organ. 

Im ganzen herrscht in den juristischen Grundbegriffen 
bei Stein eine starke Verworrenheit. Objektives und sub- 
jektives Recht uud Persönlichkeitsbegriff fliefsen ineinander; 
die Verbindung der Beg riffe Gesetz und Verordnung mit 
dem „Organismus des willens" und dem „ Organismus der 
Tat", wobei letzterer wieder seinen eigenen Willen hat, sind 
zu verschwommene Vorstellungen, um darauf ein Rechts- 
gebäude mit klarer Architektur aufführen zu können. 

126) Inama- Sternegg, Verwaltungslehre in Um- 
rissen, 1870, S. 24 ff.; — Lingg, Die staatsrechtliche 
Stellung der im Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder, in der juristischen Vierteljahrsschrift von Ullmann, 
Frank usw., XXIV, S. 8 ff; — Gaupp, Staatsrecht des 
Königreichs "Württemberg, in der Marq. Sammlung, DI/1, 
§ 27; — Rümelin, Zeitschrift für die gesamte Staats - 
wiss., XL, S. 401. — 

127) Albert Haenel, Deutsches Staatsrecht, 1892 (in 
Bindings Handbuch), I, S. 131 — 145. — Dieser zieht 

Lamp, Problem d. städt. Selbstverwaltung. }Q 
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gleichsam in geklärter Form und in gedrängter Kürze die 
Konsequenzen aus dem von Stein zusammengehäuften 
Gedankenmaterial unter möglichster Beseitigung der dort 
gegebenen Widersprüche. „Die bürgerliche Gesellschaft ist 
die Summe der gesellschaftlich aufeinander wirkenden 
menschlichen Kräfte, die sich in den vom Staate unter- 
schiedenen Organisationsformen .... bewegen und betätigen." 
Die einzelnen Gruppen oder Vereine in der Gesellschaft 
betonen einseitig Sonderinteressen, deren gerechten Aus- 
gleich der Staat bewirken mufs. Nach dem Zweck, als 
dem Bildungsprinzip jedes Vereins zerfallt das ganze Vereins- 
wesen in drei grofse Abteilungen, zu welchen der Staat je 
in einem charakteristisch verschiedenen Verhältnisse steht: 
die korporative Selbstverwaltung, das freie Vereinswesen, 
die kirchlichen Verbände. — „Die Subjekte der Selbst- 
verwaltung sind vom Staate unterschiedene korporative 
Verbände, deren innere Verfassung eine selbständige Organi- 
sation in der Gliederung eigener Organe und eigener Mit- 
glieder aufweist. 44 (Unterschied von der dezentralisierten 
Staatsverwaltung mit nur räumlich begrenzter Kompetenz 
der Staatsorgane.) „Die Gemeinzwecke, welche dem 
Wirkungskreis der Selbstverwaltungskörper angehören, fallen 
zugleich in den Bereich der Tätigkeit des Staates. Es 
findet daher ein Zusammenwirken beider statt" , wobei der 
Selbstverwaltung wesentlich die Rolle der Vollziehung zu- 
fallt. Inhaltlich kann sich die Selbstverwaltung auf das 
ganze Gebiet der Staatsverwaltung, einschließlich der 
Autonomie, erstrecken. Ihre materielle Begrenzung ergibt 
sich im Gegensatz zur nivellierenden und zentralisierenden 
Tendenz aller behördenmäfsigen Staatsverwaltung aus dem 
notwendigen Bedürfnis und der notwendigen Fähigkeit einer 
individualisierenden und lokalisierenden Behandlung. — Die 
Stellung der Selbstverwaltungskörper zum Staate ist eine 
doppelte :a)Imübertragenen Wirkungskreise bleiben „ die 
selbstverwaltenden Funktionen die eigenen Rechte des 
Staates", in dessen Namen sie ausgeübt werden. Es besteht 
hier nur ein eigenes gesetzliches Recht der Selbstverwaltungs- 
körper auf die Vertretung des Staates, b) „Der eigene 
Wirkungskreis bezeichnet den Inbegriff derjenigen Ver- 
waltungsbefugnisse, bei denen der Unterschied zwischen 
Zuständigkeit und Ausübung nicht hervortritt, sondern als 
deren rechtliches Subjekt der Selbstverwaltungskörper selbst 
in seiner verfassungsmäfsigen Organisation nach positivem 
Rechte anerkannt ist." Dieser eigene Wirkungskreis wird 
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mit innerer, „durch die Natur jedes korporativen Verbandes 
gegebener Notwendigkeit gebildet". — Das Mitwirkungs- 
recht des Staates an den selbstverwalteten Gemeinzwecken, 
sein Aufsichtsrecht, besteht aufeer im allgemeinen Recht 
einer regulativen Gesetzgebung und einer negativen Kon- 
trolle der Einhaltung der Kompetenzgrenzen auch in einem 
spezifischen Aufsichtsrecht, um den Selbstverwaltungskörper 
zur Erfüllung seiner positiven Pflichten zu zwingen. Die 
Gemeinzwecke, um derentwillen die Selbstverwaltungskörper 
gebildet werden, sind eben zugleich Aufgaben der Staats- 
verwaltung. Es gibt drei Arten der korporativen Selbst- 
verwaltung: 1. die durch absolute Zwangsverbände, zu denen 
aufser den als Gebietskörperschaft charakterisierten Ge- 
meinden mit ihren Veranstaltungen zur nachbarlichen, 
gemeinsamen Benutzung der Erdoberfläche und ihrer gemein- 
wirtschaftlichen Bedürmisbefriedigung noch die Spezial- 
zwangsverbände (z.B. Deichverbände, Berufsgenossen- 
schaften der Arbeiterversicherung usw.) gehören; 2. die 
relativen Zwangsverbände, die erst durch einen 
Majoritätsbeschlufs der Mitglieder zu Zwangs verbänden 
werden (Wassergenossenschaften, Deichverbände nach dem 

rreufsischen Gesetz von 1872); 3. die öffentlich regu- 
ierten Verbände mit zwar freier Bildung der Vereine als 
Träger von Selbstverwaltungsfunktionen, aber mit gewissen 
geregelten Pflichten zur Erfüllung ihres Gemeinzweckes. — 
Die ganze Systematik ist, an den Erscheinungen des 
wirklichen Lebens gemessen, wie bei L. v. Stein, eine 
willkürliche und unhaltbare; die einzelnen Kategorien fliefsen 
ineinander und lassen weder gegenüber dem Vereinswesen 
noch gegenüber dem Konzessionsbegriff eine Grenze erkennen. 

128) Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht, 
I. Bd. Rechtsgeschichte, Berlin 1868, S. 697—759, 764. 
IL Bd. Geschichte des Körperschaftsbegriffs, 1873, S. 862. — 
„Wohl ist uns das Individuum ebenbürtig mit dem Staat. (!) 
In der Gemeinde dagegen sehen wir noch immer .... eine 
staatliche Schöpfung. Ist aber der Staatswille Existenz- 
grund der Gemeinde, so ist diese kein durch sich selbst 
lebender Organismus mit einer ihr selbst entstammenden 

Persönlichkeit, sondern eine künstlich bewegte Maschine. u 

A. a. 0., I, S. 714. „Ein System, welches den Namen des 
vermittelnden verdienen sollte, müfste von der Ebenbürtig- 
keit des Staates und der Gemeinde ausgehen. Von einer 
solchen Auffassung aber ist nicht nur die Gesetzgebung 

10* 
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und die Praxis, sondern auch die Wissenschaft und selbst 
die Volksanschauung noch weit entfernt." A. a. 0. — „Das 
Wesen der Gemeinde besteht .... darin, dafs die Gemeinde 
in sich die doppelte Funktion vereinigt, Glied eines höheren 
Organismus und Organismus ftlr sich zu sein." Art. Ge- 
meinden in Holtzendorffs Rechtslexikon, II, S. 43. 

129) Mit Recht weist Hatschek (Selbstverwaltung usw., 
S. 93) darauf hin, dafs Gierkes Theorien infolge der 
Ignorierung des geschichtlichen Verstaatlichungsprozesses 
aller dem Staate eingegliederten, örtlich geschlossenen 
Kollektiwerbände und infolge des Übersehens der dabei 
eingetretenen „Monopolisierung des Mafsstabes, was Recht 
sei", unhaltbar erscheinen müssen. 

130) Über die Scheidung von „Individualrecht" und 
„Sozialrecht", von Privat- und öffentlichem Recht bei der 
selbständigen Rechtsbildung eines jeden gesamtpersönlichen 
Organismus vergl. Gierke, Die Genossenschaftstheorie und 
die deutsche Rechtssprechung, S. 142 ff., 150 ff. 

131) Schon Bahr (Der Rechtsstaat, 1864) versucht das 
Staatsrecht als Genossenschaftsrecht zu entwickeln. Das 
Ergebnis seiner Theorie ist die Verwischung des Unter- 
schiedes zwischen öffentlichem und Privatrecnt; denn die 
staatsrechtlichen und privatrechtlichen Genossenschaften 
unterscheiden sich bei ihm nur formell durch die „leeitimatio 
ad causam für die Ausübung der (inhaltlich gleichen) ge- 
nossenschaftlichen Rechte". Das ist mittelalterlicher Geist, 
für den es nur ein Recht *at' &!;oxyv, nicht aber öffentliches 
und privates Recht gab. 

132) Vergl. gegen solche Auffassung des Staates Jellinek, 
System der subjektiven öffentlichen Rechte, S. 273 ff. 

133) Vergl. dazu Hatschek, Die Selbstverwaltung usw. r 
S. 91 f. 

134) Rehm, Staatslehre, S. 28 f. 

135) Rosin, „Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbst- 
verwaltung" in den Annalen des Deutschen Reichs, 1883 T 
S. 265 ff. — „Verwaltung im Rechtssinne ist die fortgesetzte 
Willensbetätigung einer Persönlichkeit zur Erreichung ihrer 
Lebenszwecke durch Verwendung der ihr von der Rechts- 
ordnung zugeteilten Mittel, d. h. der ihr zustehenden 
Rechte." S. 308. — Verwaltung im staatsrechtlichen Sinn 
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ist .... die fortgesetzte "Willensbetätigung eines politischen 
Gemeinwesens zur Erreichung seiner Zwecke (Aufgaben) 
durch Verwendung seiner Mittel." S. 309. — „Selbst- 
verwaltung im staatsrechtlichen Sinn ist ... . die Anerkennung 
eines nicht souveränen politischen Gemeinwesens durch das 
souveräne als verwaltende Persönlichkeit." S. 309. — Ein 
Selbstverwaltungskörper kann sowohl staatlichen als gemeind- 
lichen Charakter an sich tragen. S. 310. — Die Gemeinde 
ist „die öffentlichrechtliche, nicht-souveräne Gesamtpersönlich- 
keit zur Befriedigung örtlicher Gemeininteressen innerhalb 
des Staates". S. 292. — Das eigene, vom Staate un- 
abhängige Recht der Gemeinde, S. 312; — ihre originäre 
Herrschaftsgewalt, S. 284, 291 , 293, 300, 31 1 ; — ihre unabhängige 
innere Organisationsfreiheit, S. 319. — „Einem nicht 
souveränen Gemeinwesen (Staat resp. Gemeinde) kann 
neben der Selbstverwaltung auch Selbstgesetzgebung und 
Selbstgerichtsbarkeit in bestimmtem Umfange zustehen." 
S. 312. — 

136) A. a. O. S. 292, 294. 

137) Hugo Preufs, Gemeinde, Staat, Reich als 
Gebietskörperschaften. Berlin 1889. — Das städtische Amts- 
recht in Preufsen. Berlin 1902. Vergl. dazu die Besprechung 
von B o e s e in Schmollers Jahrbuch, 1904, S. 357 ff. — „Die 
Selbstverwaltung ist die organisatorische Reform für die 
Mitwirkung von Organen, die von den obersten Regierungs- 
organen unabhängig sind , bei der Verwaltung Diese 

Aufgabe wird gelöst dadurch, dafs die Rechtsordnung aufser 
dem staatlichen noch andre Gemeinwillen als publizistische 
Personen anerkennt und deren der Regierung nicht sub- 
ordinierte Organe bei der öffentlichen Verwaltung mitwirken 
läfst." Amtsrecht, S. 123 f. — „An die Stelle der einig ein- 
zigen Staatsanstalt des absoluten Polizeistaats setzt die 
genossenschaftliche Verwaltungsorganisation eine Mehrheit 
von beschränkt autonomen kommunalen Gebietskörper- 
schaften, deren organische Einheit die staatliche Gebiets- 
körperschaft bildet." Amtsrecht, S. 122. — „Souveräner 
Organismus" bezw. „souveräne Person" ist eine contradictio 
in adjecto. Gemeinde, Staat, Reich, S. 174. 

138) Zur Kritik der „ organischen" Staatslehre vergl. 
Jellinek, Recht des modernen Staats, I, S. 133 f., 137 f., 
512 f. 

139) Roux, Der Kampf der Teile im Organismus, 1881, 



— 150 — 

S. 216 f. Das Wesen des Organischen besteht darin, „dafe 
es in sich selbst, nicht aufser sich, den Grund und die 
Ursachen seines Bestehens findet, alles Auisere höchstens 
als Bedingung, nicht als Ursache seines Lebens in Betracht 
kommt". Dazu Preufs, Gemeinde, Staat, Reich, S. HO- 
HO) Gneist behandelt unser Problem so ziemlich in 
allen seinen Werken, natürlich nicht ausschliefslich , viel- 
fach nur eingestreut. Es sind zu nennen: Die heutige 
englische Kommunalverfassung und Kommunalverwaltung 
1860; Verwaltung, Justiz, Rechtsweg, Staatsverwaltung und 
Selbstverwaltung nach englischen und deutschen Verhält- 
nissen, 1869; Die preuisische Kreisordnung, 1870; Selfgovern- 
ment, Kommunalverfassung und Verwaltungsgerichte, 3. Aufl., 
1871; Der Rechtsstaat, 1872; Rechtsstaat und Verwaltungs- 
gerichte in Deutschland, 1879 ; Das englische Verwaltungsrecht 
der Gegenwart in Vergleichung mit den deutschen Ver- 
waltungssystemen, 3. Aufl., 1883/84. — Selfoovernment ist 
„die verantwortliche Selbstübernahme der lokalen Staats- 
geschäfte . . . ." Sie macht „die Gesellschaft in ihrer ört- 
lichen Gliederung den Rechts- und Kulturzwecken des 
Staates dienstbar u und „anerzieht der Gesellschaft den 
Sinn für den Staat". Der Rechtsstaat, S. 86. — „Aller 
Wert des Selfgovernments beruht nur auf der Selbstübung 
der Staatspflichten." A. a. 0. S. 102. — Die ursprüngliche 
Grundlage der Selbstverwaltung ist die allgemeine Pflicht 
zum Gehorsam gegen die Staatsgewalt. — Das Wesen der 
Selbstverwaltung steht mit dem Aufbau des Staats aus an- 
geborenen Rechten des Menschen in Widerspruch. A. a. 0. 
S. 189, Anm. 32. — »Der aus dem Mittelalter heraus- 
schreitende Staat kann nur nach Gesetzen regiert werden, 
nicht nach freiem Ermessen erwählter oder ernannter Obrig- 
keiten und nicht durch Autonomie von Ständen, Gemeinden, 
Korporationen .... Die selbsttätige Beteiligung des ein- 
zelnen an den Pflichten dieses Staatswesens besteht in 
Ämtern und Steuern." Die heutige englische Kommunal- 
verfassung usw., S. 828/9. — Die lokale Interessenvertretung 
ist die falsche Selbstverwaltung; sie zerstört durch ihren 
bureaukratischen Mechanismus Gemeinsinn, wirkliche Selbst- 
verwaltung und staatliche Bildung. Sie erzeugt den gesell- 
schaftlichen Klassenkampf. A. a. 0. S. 193, Anm. 42. — Es 
liegt daher im Grundcharakter der Selbstverwaltung geradezu 
ein unabänderlicher Widerspruch mit den nächsten Interessen 
der Gesellschaft. Verwaltung, Justiz usw., S. 101. 
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141) Die heutige englische Kommunalverfassung, S. 828 ff, 

142) Vergl. Preufsische Kreisordnung, S. 21 u. 45. — 
Gneis t schlägt die Einführung eines Einregistriersystems 
ähnlich der Führung von Geschwornenlisten vor zur Evident- 
haltung der zur Übernahme von Selbstverwaltungsämtern 
tauglichen Bürger in jeder Gemeinde und als rechtliche 
Grundlage zur Ausübung eines ernstlichen, staatlichen 
Zwanges zur Übernahme solcher Ehrenämter. A. a. 0. 
S. 43 ff. 

143) Siehe: Verwaltung, Justiz usw., S. 491 — 493 und 
Kreisordnung, S. 19 f. 

144) Bluntschli, Staatswörterbuch, VI, S. 16. 

145) Derselbe: Politik als Wissenschaft, 1876, S. 78 ff. 

146) ErnstMeier, Verwaltungsrecht, in Holtzendorffs 
Enzyklop., 3. Aufl., S. 1092 ff. 

147) Sarwey, Das öffentliche Recht und die Ver- 
waltungsrechtspflege, 1880, S. 42 f.; Staatsrecht des König- 
reiches Württemberg, 1883, II, S. 259 ff.; Allgemeines Ver- 
waltungsrecht, in Marquard. Handbuch, 1/2, §. 94. 

148) L ö n i n g , Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 
S. 34 ff., 181. 

149) Hatschek, Die Selbstverwaltung in politischer und 
juristischer Bedeutung; Staats- und völkerrechtliche Abhand- 
lungen, herausgeg. von Jellinek und Meyer, Leipzig 
1898; Hatschek sieht „die grofse Kompliziertheit des Pro- 
blems" darin, dafs der Staat hier einerseits auf „die Ver- 
knüpfung zwischen dem Individual- und dem örtlichen 
Kollektivinteresse", gleichzeitig aber auch auf „die Ver- 
knüpfung des staatlichen Gesamtinteresses mit dem örtlichen 
Kollektivinteresse bedacht sein" müsse. (S. 109.) Damit 
werden nun zwei verschiedene Gemeinzwecke in Verbindung 
gebracht, welche zueinander in einem bestimmten Verhält- 
nisse stehen und in der Form der aktiv und passiv öffent- 
lichrechtlichen Verbände zum Ausdrucke kommen. (S. 128.) 
Es ist aber „für den Selbstverwaltungsbegriff ganz unwesent- 
lich, welche Mittel in Gestalt von Rechten und Pflichten 
für die Gewinnung eines örtlichen Kollektivwillens ver- 
wendet werden". (S. 138.) 

150) Jellinek: „Die Dezentralisation durch Selbst- 
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Verwaltung bezeichnet eine politische Erscheinung, die 
sich durch eine Mehrheit von rechtlichen Formen verwirk- 
licht." Recht des modernen Staats, S. 593. — Selbstver- 
waltung ist „öffentliche Verwaltung durch Personen, die in 
keinem dauernden berufsmäfsigen Dienstverhältnis zu dem 
öffentlichen Verbände stehen, dessen Verwaltung sie fähren". 
.... Selbstverwaltung ist „die Verwaltung durch die Inter- 
essenten selbst". A. a. 0. S. 585. — Die Selbstverwaltung 
am Kontinente zuerst politische Forderung, dann politischer 
Begriff, endlich staatliche Institution s. a. a. 0. S. 576 bis 
580. — „Als Selbstverwaltung stellt sich dar jene Verwal- 
tung der Verbände, vornehmlich der Gemeinden, welche 
staatliches Imperium als ein dem Verband zustehendes 
Recht zur Erfüllung der Verbandszwecke in Überein- 
stimmung mit den Gesetzen, und unter Eontrolle des Staats 
ausübt." System der subjektiven öffentlichen Rechte, S. 278. 
— Das Selbstverwaltungsrecht entsteht nur durch staatliche 
Belehnung mit Imperium, also als derivatives, aber eigenes 
Recht. — Das Imperium wird von den Gemeinden ausge- 
übt im selbständigen Wirkungskreis als subjektives 
Recht im eigenen Interesse fiir eigene Zwecke-, im über- 
tragenen Wirkungskreis als Pflicht im Interesse und für 
Zwecke des Staats in der Stellung eines Staatsorgans. 
Recht des modernen Staats, S. 588 ff 

151) Recht des modernen Staats, S. 587 ff 

152) A. a. 0. S. 594. 

153) Gerber, Grundzüge des deutschen Staatsrechts, 

3. Aufl., Leipzig 1880. Als Begründer der Staatspersönlich- 
keitstheorie, S. 3 ff., S. 226. Das „Herrschen" ein Spezi- 
fikum der Staatsgewalt, und die Gemeinden als natürliche 
Gegenstände dieses Gewaltrechts, S. 44 f., 60 f. — Vergl. 
dazu auch Stahl, Rechts- und Staatslehre, II, S. 143. 

154) Lab and, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches: 
„Selbstverwaltung bedeutet seinem Wortsinne nach den 
Gegensatz zum Verwaltetwerden; wird von einer Körper- 
schaft ausgesagt, dafs sie selbst verwaltet, so setzt das 
stillschweigend immer eine höhere Macht voraus, von der 
sie auch verwaltet werden könnte. Der Begriff ist daher 
unanwendbar auf die höchste, oberste, souveräne Macht/ 

4. Aufl., I, S. 98, Anm. 

„Selbstverwaltung ist nicht der Zwischenbau zwischen 
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Staat und Gesellschaft, sondern Zwischenbau zwischen Staat 
und Untertan/ 2. Aufl., I, S. 98. 

„Wenn die Gemeinde befugt ist, mit Rechtskraft zu be- 
fehlen und ihre Befehle nötigenfalls mit Gewalt durchzu- 
fahren, so handelt sie im Namen und Auftrag des Staates, 
in Stellvertretung oder kraft Delegation desselben; es ist 
nicht ihre Macht, sondern die des Staats, welche sie in 
Bewegung setzt; es ist nicht ihr eigenes Recht, sondern 
ein fremdes, welches sie geltendmacht." 2. Aufl., I, S. 66. 

„Selbstverwaltung beruht auf Selbstbeschränkung 
des Staats." A. a. 0. S. 98. 

155) VergLLaband, Staatsrecht des Deutschen Reichs, 

4. Aufl., I, S. 339. 

156) Ul brich, Lehrbuch des österreichischen Verwal- 
tungsrechts, 1904. S. 25 ff. 

157) Georg Meyer, Deutsches Staatsrecht, 1891, 

5. 279 ff. ; Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, 1893, 
I, S. 17, 19 x 21. 

158) Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, 1895, 
siehe insbesondere Bd. II, 3. Abschnitt des bes. Teiles. 

159) A. a. 0. II, S. 372, Anm. 9. 

160) A. a. 0. I, S. 114. 

161) „Persönlichkeit entsteht immer erst durch die 
Rechtsordnung." A. a. 0. II, S. 366. Die Entstehung des 
Selbstverwaltungskörpers „wird bedingt durch einen schöp- 
ferischen Akt der Staatsgewalt". Der Staat ist der „oberste 
Ausgangspunkt aller öffentlichen Verwaltung". II, 374. Das 
dem Selbstverwaltungskörper zugewiesene „Stück öffent- 
liche Verwaltung gehört zu seinem Wesen; wird es ihm 
entzogen, so besteht er nicht mehr, so wenig wie der Staat, 
der sein Gebiet verloren hat". II, 373. 

162) A. a. 0. H, S. 437, 450. 

163) „Jede einzelne Seite des Wirkungskreises als Ziel 
des Selbstverwaltungskörpers ins Auge gefafst, bedeutet 
eine Aufgabe für ihn. Wenn er dem Staat gegenüber recht- 
lich gebunden ist zur Erfüllung einer Aufgabe, wird sie 
eine Selbstverwaltungslast." II, 423. 

164) Selbstverwaltung bedeutet nicht, dafs der Selbst- 
verwaltungskörper „sich selbst verwalte, sondern dafs er 
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gewisse Angelegenheiten, die als die seinigen angesehen 
werden, selbst verwalte, während sie sonst der Staat ver- 
walten würde". II, 372, Anm. 9. 

165) Es ist eine natürliche Folge des "Wesens des Selbst- 
verwaltungskörpers , n dafs er unter einer besonderen Auf- 
sicht des Staates steht, um bei seinem Zwecke erhalten zu 
bleiben durch Zwang zur Erfüllung, oder um vernichtet 
zu werden, wenn er nicht mehr dazu geeignet erscheint". 
H, S. 375. 

166) Im Verfassungs- und Rechtsstaat ist „mit der An- 
erkennung der juristischen Persönlichkeit des öffent- 
lichen Rechts auch ihr Recht anerkannt auf selbständige 
Ausübung der ihr zugewiesenen Lebenstätigkeit, ihres 
Stückes öffentlicher Verwaltung. Ein Eingriff in dieses 
Recht kann nur erfolgen auf Grund wohlbegründeten Gegen- 
rechts". II, S. 411, vergl. auch II, S. 373. 

167) Die Selbstverwaltung ein subjektives öffentliches 
Recht, eine Macht über die öffentliche Gewalt. I, 8. 115. 

168) Noch schärfer zum Ausdrucke kommt diese An- 
sicht bei Jolly in v. Stengels Wörterbuch, I, S. 522. 

169) Der Selbstverwaltungskörper erhält als juristische 
Person erst durch die Bezeichnung seines Zweckes seine 
Individualität. Dieser sein Zweck ist der „Ausschnitt von 
gemeinsamen Zwecken eines gewissen Kreises von Menschen, 
wofür (er) da sein soll". 0. Mayer, a. a. O, II, S. 368. 



Anmerkungen zum dritten Vortrage. 



170) Gerade auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts, 
und der Verwaltungsorganisation findet mehr wie auf allen 
andern Rechtsgebieten ein inniger Zusammenhang zwischen 
RechtundPolitik statt und deshalb liegt die Gefahr einer 
fortwährenden Verwechslung beider Gesichtspunkte bei 
wissenschaftlichen Untersuchungen hier besonders nahe. 
Während z. B. im Zivilrecht und Strafrecht das konser- 
vative Rechtsbewufstsein und die Postulate der Sicherheit 
im Rechtsverkehr eine bestimmende Rolle spielen und jeder 
Rechtsänderung einen schweren Widerstand entgegensetzen, 
treten diese Elemente im Verwaltungsrechte stark zurück, 
und es erscheinen die leicht veränderlichen und wandel- 
baren Verwaltungsrechtsnormen, wie Brockhausen (in 
seiner Abhandlung „Strafpflicht der politischen Behörden 41 
in Grünhuts Zeitschrift, Band XXV, S. 586) treffend sagt, 
„zumeist als Ausdruck des vorübergehenden Sieges einer 
bestimmten politischen Richtung". Man ist daher, und zwar 
nicht gerade zum Vorteil der wissenschaftlichen Behandlung, 
hier leicht geneigt, bei Betrachtung eines Verwaltungs- 
rechtssatzes durch die juristische Bedeutung seines Inhaltes- 
hindurchzuspähen und im Hintergrunde die politischen 
Ziele jener Partei zu suchen, deren Herrschaft sich in der 
Aufrichtung der in Betracht gezogenen Rechtsnorm mani- 
festiert hat. Diese Betrachtungsweise führt zu dem Satze: 
„Das Recht ist die Politik der Gewalt." (Max Ernst 
Mayer, „Rechtsnormen und Kulturnormen", Breslau 1903, 
S. 61) und endlich zur Negation des Rechtsbegriffes überhaupt. 

Den Gegensatz zwischen Politik und Rechtswissenschaft 
in formaler Weise durch die These zu charakterisieren, 
dafs die eine im wesentlichen Werturteile, die andre 
Erkenntnisurteile falle, wie es die herrschende Lehre 
tut (vergl. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1900, 
S. 12 ff.), halte ich für bedenklich. Es läfst sich bei ge- 
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nauer Untersuchung durchaus nicht in Abrede stellen, dafs 
auch die Jurisprudenz sehr viel mit Werturteilen arbeiten 
inuis. Man denke an die Strafbemessung durch den Straf- 
richter, an das groise Gebiet des freien Ermessens und 
der Initiative, auf' welchem der Verwaltungsjurist den ab- 
strakten Staatswillen auf dem Wege von Werturteilen in 
Wirklichkeit umzusetzen hat. Auch jene Fälle des Zivil- 
rechts seien hier erwähnt, wo die bona fides, die Billigkeit, 
die Sorgfalt eines guten Hausvaters und dergl. das ent- 
scheidende Moment des juristischen Urteils bilden, wo also 
die nackte Logik nicht ausreicht, um zum Ziele zu ge- 
langen, sondern ein Abschätzen der Wirkungen verschiedener 
Willenshandlungen und ihrer Motive notwendig wird. Rü- 
melin, welcher die vorliegende Frage in einer Rektorats- 
rede (veröffentlicht Freiburg i. B. 1891) behandelt hat und 
die von Jellinek und andern vertretene Meinung bekämpft, 
weist auch auf die in den Edikten der römischen Prätoren 
zutage tretenden juristischen Werturteile hin. Er geht 
vielleicht in der Einbeziehung nicht nur der Analogie, 
sondern auch der Interpretation in die Sphäre der Wert- 
urteile etwas zu weit. Für ihn besteht das Charakteristische 
des Werturteils in der Notwendigkeit einer Willens - 
entscheidung, welche ihrem Wesen nach jenen Willens- 
akten nahe stehe, durch welche der Gesetzgeber neues 
Recht schafft. Ich glaube jedoch nicht, dafs das Merkmal 
der Willensentscheidung hier glücklich gewählt ist 5 denn 
jede Wahl unter mehreren Möglichkeiten, also auch die 
rein logische Subsumtion des Richters, ist eine Willens- 
entscheidung. 

Die eigentliche Quelle der unzutreffenden Meinung, die 
Rechtsanwendung erschöpfe sich in Erkenntnisurteilen, liegt 
vielmehr in der Vorstellung, das positive Recht sei eine 
starre, unbewegliche Masse,* die man gleichsam nur wie 
einen metallenen Prägstock handhaben könne, der immer 
nur dieselben haargleichen Abdrücke liefert. 

Jung bekämpft mit Recht in seiner Abhandlung von 
der „logischen Geschlossenheit des Rechts" (Berlin 1900) 
die Behauptung Bergbohms (Jurisprudenz und Rechts- 

{>hilosophie, S. 384), es sei das Recht etwas allemal in 
ückenloser Ganzheit Dastehendes, und seine logische 
Expansivkraft decke jeden Augenblick den ganzen Bedarf 
an Rechtsurteilen. Wer darüber hinausgekommen ist, die 
Rechtsauslegung mit der Erforschung der persönlichen 
Absichten der Redaktoren eines Gesetzes zu identifizieren, 
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sie vielmehr auffafst als die Feststellung der Wirksamkeits- 

E*enzen eines Rechtsgedankens hinsichtlich eines konkreten 
ebensverhältnisses in seinem nicht nur logisch-dialektischen,, 
sondern auch teleologischen Zusammenhange mit dem 
ganzen, sich auf die Regelung dieses Rechtsverhältnisses 
beziehenden Normenko mp lexes (vergl. hierzu die lesens- 
werte Abhandlung von Wurzel, Das juristische Denken T 
Wien 1904); — wer, wie Holder (Archiv für zivilistische 
Praxis, Band 73, 8. 16), das Lebendigbleiben eines vor 
50 oder 100 Jahren fixierten Gesetzeswortes noch für die 
Gegenwart davon abhängig macht, dafs es nicht auf seinen 
ursprünglich gedachten Sinn beschränkt bleibt, also gleich- 
sam mumifiziert, sondern angewandt wird nach Malsgabe 
der Anschauungen und Bedürfnisse des heutigen Lebens ; — 
wer sich endlich entschliefst, die Stellung und Tätigkeit 
des Richters in jenen Fällen, wo er Recht finden mufs T 
aber eine ihn bindende, auf den gegebenen Fall anwend- 
bare Einzelnorm nicht vorfindet, als eine „quasigesetz- 
geberische" anzuerkennen (Jung, a. a. 0. S. 15 f. T 
E. J. Bekker, „Ernst und Scherz usw." S. 150; „Recht 
mufs Recht bleiben 4 * S. 19): — der kann sich mit dem 
Satze, dafs die Urteile auf dem Gebiete des Rechts sich 
im Gegensatze zu den Werturteilen der Politik im wesent- 
lichen auf Erkenntnisurteile beschränken, wohl kaum ein- 
verstanden erklären. 

Vergleiche zu der hier nur gestreiften Frage noch: 
Schäffle, Über den wissenschaftlichen Begriff der Politik r 
in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Lm 
(1897), S. 579 ff.; van Calker, Politik als Wissenschaft, 
1898; von Frisch, Die Verantwortlichkeit der Monarchen 
und höchsten Magistrate, 1904, S. 5 f. 

171) Vergl. hierzu Gerber, Grundzüge eines Systems- 
des deutschen Staatsrchtes, S. 8 f. und Anm. 1. 

172) Stein, Verwaltungslehre, 1/2, insbesondere S. 153 r 
177, 214 und 216. 

173) Gerber a. a. O. S. 9 Anm. 1. 

174) Anders Hatschek, welcher in seiner Abhandlung 
über die Selbstverwaltung S. 80, von Gneist (insbesondere 
dessen preufsische Kreisordnung) beeinflufst , behauptet, 
die „planmäfsige, bewufste Heranziehung der örtlich ge- 
schlossenen Kollektivverbände für Staatsaufgaben" entspringe 
einer von England herübergenommenen Auffassung der 
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Selbstverwaltung. — Ähnlich Schoen, Das Recht der 
Kommunalverbände in Preufsen, 1897, S. 2. — Dagegen 
Jellinek, welcher (Recht des modernen Staats, I, S. 577) 
bestätigt, dafs „die englischen Verhältnisse auf dem Kon- 
tinente vor den epochemachenden Arbeiten Gneis ts in 
ihrer wahren Gestalt fast unbekannt waren 4 ". 

175) An Act to provide for the regulation of Municipal 
Corporations in England and Wales. 

176) Über den gegenseitigen Einflufs der in Frage 
.stehenden deutschen und englischen Rechtsinstitute in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts vergleiche Jellinek, 
Recht des modernen Staats, I, S. 579. 

177) Vergl. hierzu die Denkschrift von Vincke, „Dar- 
stellung der Verwaltung Grofsbritanniens", herausgegeben 
von Niebuhr, 1848, S. 156. 

178) Laband, Staatsrecht, 4. Aufl., I, S.62 ff.-, 901.— 
Jellinek, Gesetz und Verordnung, 1887, S. 191 f.; System 
der subjektiven öffentlichen Rechte, S. 275; Recht des 
modernen Staats, I, S. 390 ff., 589 f. In besonders an- 
schaulicher und treffender Weise unter Hervorhebung des 
geschichtlichen Vorganges zeichnet Jellinek, a. a. 0. S.391. 
die Gestalt des modernen Staats. Die Ausführungen seien 
ihrer Bedeutung wegen hier wiedergegeben: „Mit dem Er- 
starken der Staatsgewalt, aber im Kampfe mit den sie ein- 
engenden und bestreitenden Mächten beginnt sie die selb- 
ständige oder selbständig gewordene Gewalt aller dem 
.Staate eingeordneten Glieder aufzusaugen und dadurch 
deren Unterordnung unter ihre Macht zu bewähren und zu 
vollenden. Der Staat wird der grofse Leviathan, der 
alle öffentliche Macht in sich verschlingt. Selbst da, wo 
er sie äufserlich bestehen läfst, eignet er sie sich dennoch 
in der Form an, dafs er sich als Ursprung, als auctor der 
untergeordneten, wenn auch ihm gegenüber relativ un- 
abhängigen Macht setzt. Das zeigt sich darin, dafs er sich 
das Recht zumifst, über alle Herrschergewalt auf seinem 
•Gebiete durch sein Gesetz zu disponieren. Der moderne 
Staat erkennt zwar jedem Individuum und jedem Verbände 
ein gesetzlich begrenztes Gebiet der Freiheit von seiner 
Gewalt zu, ein selbständiges Herrschaftsrecht jedoch, das 
ihm als unübersteigliche Schranke gegenüberstände, ver- 
mag er zufolge seines Wesens nicht anzuerkennen. Die 
»entgegengesetzte Ansicht ist mit dem modernen Staats- 
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gedanken unvereinbar und findet deshalb auch an den Tat- 
sachen keine Stütze ; sie vermag unter den Befugnissen der 
nichtstaatlichen Verbände keine einzige nachzuweisen, die 
ihrer Natur nach ein nichtstaatliches Herrschaftsrecht dar- 
stellt. Sie ist daher keine die Realität der Rechtsverhält- 
nisse erklärende Lehre, sondern auf Umschaffung der 
Wirklichkeit gerichtet, indem sie Institutionen, die dem 
Gedankenkreise der mittelalterlichen Welt entlehnt sind, 
wieder hervorzaubern möchte. Es ist eine Theorie der 
politischen Romantik .... Die naturrechtliche Lehre vom 
pouvoir municipal, die als Gegenströmung gegen das zen- 
tralistisch-absolute Regime in Frankreich im Laufe des 
18. Jahrhunderts entstand, um in der französischen Re- 
volution eine kurze Herrschaft zu feiern, deren Nachwirkung 
später in der konstitutionellen Theorie des deutschen Natur- 
rechts sichtbar wurde, hat die Tatsache der allseitigen 
Unterwerfung der Kommunen unter das Staatsgesetz nirgends 
zu ändern vermocht." — Vergl. hierzu Spinoza, Ethik, IV: 
Es sei notwendig, dafs die obersten Autoritäten „die 
Macht haben, die gemeinsamen Regeln des Lebens vor- 
zuschreiben und Gesetze zu geben und diese nicht durch 
Vernunftgründe, welche die Affekte nicht zu hemmen ver- 
mögen, sondern durch Drohungen zu befestigen. Eine 
solche Gesellschaft, die durch Gesetze und die Macht sich 
zu erhalten befähigt ist, heifst Staat, und diejenigen, 
welche durch dessen Recht gestützt sind, heifsen Bürger". 

179) Vergl. dazu L. v. Stein, Verwaltungslehre L'2 
S. 133; — Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht H 
S. 366, 387 ff. 

180) Siehe dazu Otto Mayer a. a. 0. II S. 437, 450. 

181) Die Gemeindeordnung als „Sache der Staats- 
gesetzgebung": Gerber, Grundzüge des deutschen Staats- 
rechts, I, S. 56, Anm. 2 ; und System des deutschen Privat- 
rechts, § 29. — Im Gegensatz dazu Gierke und seine 
Schule. Vergl. Gierkes scharfe Stellungnahme in der Tü- 
binger Zeitschrift, Bd. XXX, S. 181. 

182) Gegenüber der unhistorischen Behauptung des 
Aufgebens einer unbeschränkten persönlichen Freiheit durch 
die Individuen bei der Staatenbildung vergl. Jellinek, 
„Adam in der Staatslehre" (Vortrag, Heidelberg 1893), S. 
26 : „Auch jene ursprüngliche Freiheit, auf die die Adams- 
söhne (nach der naturrechtlichen, individualistischen Staats- 
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auffassung) erst verzichten muteten, hat niemals existiert 
Im Gegenteil, je weiter wir zurückschauen in der Menschen- 

feschichte, desto weniger individuelle Freiheit finden wir. 
>er Verband ist ursprünglich alles, das Individuum nichts/ 

183) Gerber, Grundzüge des deutschen Staatsrechts, 
I, S. 28, Anm. 3: „Die verwaltende Tätigkeit" im staats- 
rechtlichen Sinne erscheint „als die unmittelbare Ausfuhrung 
der hoheitlichen Beherrschung vom Gesichtspunkte der 
Gesamtinteressen aus. Eine Gesetzanwendung kann die 
verwaltende Tätigkeit auch sein ; sie kann auch, sofern das 
bestehende Recht dies nachläfst, auf freier, vom Gesetz 
nicht vorher bestimmter Entschliefsung beruhen. — Otto 
Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, 1, 141 : „Die Verwaltung 
des Staates und der Selbstverwaltungskörper, insofern sie 
deren Zwecke verfolgt, ist Tätigkeit nir öffentliche In- 
teressen", ferner: II, S. 373. — Die öffentliche Verwaltung 
als eigentlicher, erschöpfender Lebenszweck der Selbst- 
verwaltungskörper: siehe Rosin, Annalen 1883, S. 290; die 
öffentliche Genossenschaft, S. 22. — Auf die Vieldeutigkeit 
des Wortes „Verwaltung 1 * im Begriffe „Selbstverwaltung" 
macht insbesondere Gneis t (Die preuisische Ejreisordnung, 
1873, S. 37) aufmerksam. Er sucht eine begriffliche Be- 
grenzung dadurch zu geben, dafs er nicht nur den Begriff 
der Verwaltung auf die obrigkeitlichen Funktionen der 
Selbstverwaltungsorgane beschränkt, sondern aus dieser 
Tätigkeit noch alles ausscheidet, was sich auf blofse Subsum- 
tion unter Verwaltungsrechtsnormen ohne Geltendmachung 
eines freien Ermessens zurückfahren läfst. Hier handle es 
sich um Rechtsprechung und nicht um Verwaltung. Das 
ist der veraltete Standpunkt, nach welchem alles, was dem 
Fällen eines Erkenntnisses gleichsieht, ein Vorrecht des 
Richters oder doch eine richterliche Tätigkeit sein müsse. 
Siehe diesbezüglich die trefflichen Ausführungen Otto 
Mayers (Deutsches Verwaltungsrecht, I, S. 84 f.). „In 
der Justiz wirkt das Gesetz sowohl auf den einzelnen als 
auf das Gericht; beide stehen unter dem Gesetz. 
.... Für die Justiz hat dabei das Gesetz immer schon 
vorgesehen, was geschehen soll; es enthält für jeden Einzel- 
fall die Bestimmimg, was für ihn Rechtens ist Die 

Verwaltung kann nicht in dieser Weise durchweg gebunden 
sein. Bei ihr zeigt sich eine Stufenfolge von der strengsten 
Gebundenheit bis zu freiester Bewegung." Sie kann sich 
auf strenge Gesetzesanwendung beschränken; es kann ihr 



— 161 — 

aber auch die Wahl freigestellt sein, ob und wann sie das 
Verwaltungsgesetz anwenden will; letzteres kann auch un- 
vollständig den einzelnen Fall bestimmen, so dafs die Ver- 
waltung den G-esetzwillen schöpferisch ergänzen mufs, um 
festzusetzen, was Rechtens sei. Das Gesetz kann endlich 
der Verwaltung eine allgemeine Ermächtigung zu freiem 
Handeln auf einem abgegrenzten Gebiete erteilen. „Alles 
hat einheitlich die Natur einer Tätigkeit gemäfs dem er- 
gangenen Gesetz und wird nach diesem Verhältnis ein- 
heitlich bezeichnet als Vollziehung." Diese ist „das 
Seitenstück zu der Anwendung des Gesetzes, welche der 
Justiz zukommt Vollziehung bedeutet Wirksam- 
machen des Gesetzes in Gebundenheit an dieses." — L. v. 
Stein unterscheidet bei der Tätigkeit der Gemeinden jene 
Funktionen, welche als Ausfluls der vollziehenden Gewalt 
des Staates von der Kommune als juristische Person 
vorgenommen werden und unter den Begriff der „freien Ver- 
waltung" fallen, — von der nicht unter diesen Gesichtspunkt 
fallenden Vermögensverwaltung, welche die Gemeinde als 
„Sozietät" vornimmt. (Verwaltungslehre, 1/2, S. 59 f.) 
— Danach wäre also die Gemeinde bald juristische Person, 
bald Sozietät, ein Proteus im Rechtsleben. 

184) Vergl. dazu HugoPreufs, Das städtische Amts- 
recht, 1902, S. 131 : Die „veraltete Lehre, welche den eigenen 
Wirkungskreis der Selbstverwaltungskörper mit ihrer wirt- 
schaftlichen Verwaltung identifizierte und ihr alle sonstigen 
Funktionen der Selbstverwaltungskörper als obrigkeitliche 
Verwaltung im übertragenen Wirkungskreise gegenüberstellte, 
.... ist heute im wesentlichen überwunden durch die Er- 
kenntnis, dafs so wenig der Staat wie der Selbstverwaltungs- 
körper der wirtschaftlichen Verwaltung entraten kann ; dafs 
sie aber beim Selbstverwaltungskörper wie beim Staat 
grofsenteils nur eim Mittel im Dienste der obrigkeit- 
lichen Verwaltung darstellt Mag immerhin im en- 
geren Kreise des Selbstverwaltungskörpers die wirtschaft- 
liche Verwaltung einen verhältnismäfsig breiteren Raum 
einnehmen als im weiteren Kreise des Staates, so begründet 
diese lediglich eine graduelle Verschiedenheit, keinen be- 
grifflichen Gegensatz; Selbstverwaltung ist so wenig ohne 
obrigkeitliche, wie Staatsverwaltung ohne wirtschaftliche 
Verwaltung denkbar." — Dazu Gerber (Grundzüge eines 
Systems des deutschen Staatsrechts, S. 21, Anm. 3): „Die 
Willenskraft des Staats ist nicht, wie die privatrechtliche, 

Lamp, Problem d. Stadt. Selbstverwaltung. 11 
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absolut und voraussetzungslos, sondern erhält ihre Richtung 
und Grenze durch den ethischen Grund ihres Daseins. 
Daraus erklärt sich denn auch die besondere Art der staat- 
lichen Willenswirkung, das Herrschen, welchem eine Unter- 
werfung im Sinne eines Gehorsams gegen die allgemeine 
Rechtsordnung entspricht. Jedoch ist dem Staat deshalb 
das Gebiet des privatrechtlichen Wollens nicht verschlossen, 
und es kann dies gar nicht sein, weil er zu seiner mate- 
riellen Ausstattung des Eintritts in den Privatrechtsverkehr 
bedarf. Aber es darf nie vergessen werden, dafs der Staat 
in dieser Beziehung, nämlich als Fiskus, nicht in seiner 
charakteristischen Wesenheit auftritt, sondern nur in einer 
Nebeneigenfechaft, welche er zur Unterstützung seiner prin- 
zipalen Lebensaufgabe bedarf." — Vergl. dazu auch Er- 
kenntnis des österreichischen Verwaltungsgerichtshofs vom 
13. Mai 1881, Bundwinski, ZI. 1096. 

185) Vergl. dazu Jellineks Abhandlung über Staats- 
fragmente (Heidelberg 1896), S. 7, 13; — derselbe, System 
der subjektiven öffentlichen Rechte, S. 270 ff. 

186) Das Pflichtmoment als das Wesentliche im 
Selbstverwaltungsbegriff wird besonders von Gneist immer 
wieder hervorgehoben. Vergl. z. B. die preufsische Kreis- 
ordnung, S. 38. 

187) „Die Zwecke, zu welchen die Staatsgewalt Ver- 
wendung findet, unterliegen einem stetigen "Wechsel und 
sind nicht durch einen Rechtsbegriff zu bestimmen ; ebenso 
ist die Abgrenzung zwischen den vom Staat und den von 
den Gemeinden und höheren Verbänden zu verwirklichenden 
Aufgaben eine wechselnde und im Rechtssinn willkürliche. 
Unwandelbar feststehend und bei jedweder Abgrenzung der 
Zwecke und Aufgaben gleichbleibend ist dagegen der Satz, 
dafs der Staat das Recht hat, freien Personen mit zwin- 
gender Gewalt zu befehlen, die Gemeinden dagegen nicht." 
Lab and, Staatsrecht, 4. Aufl., I, S. 67. — Auf den 
schwankenden, immer in Flufs befindlichen Charakter solcher 
Abgrenzungen des Staats- und Gemeindebegriffes nach dem 
Zweckmoment hat auch Adolf "Wagner (Finanzwissen- 
schaft, 3. Aufl., I, S. 97) in treffender Weise hingewiesen. 
— Über die Lehren vom Zweck des Staates siehe Jellinek, 
Recht des modernen Staats, I, S. 205 ff. 

188) Was Hatschek (Selbstverwaltung usw., S. 82 f.) 
als Eigentümlichkeit der St einschen Reform bezw. der 
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preufsischen Gemeindegesetzgebung in treffender Weise 
hervorhebt, hat eine allgemeine, grundlegende Be- 
deutung für unser ganzes Problem: „Dadurch, dafs die 
preufsische Gesetzgebung diesem Übelstand abgeholfen, hat 
sie noch etwas andres geleistet: sie hat den Begriff der 
Selbsverwaltung formalisiert. Während die konstitutio- 
nelle Doktrin noch zu sehr an den Gegenständen der 
Selbstverwaltung klebte, den Begriff der Selbstverwaltung 
mit freier Verwaltung des Gemeindevermögens und Be- 
sorgung der Ortspolizei identifizierte, eine Auffassung, die 
mit der Unabänderlichkeit des eigenen Wirkungs- 
kreises zusammenhängt, hat die preufsische Gesetzgebung 
die Loslösung des Selbstverwaltungsbegriffes von dem mate- 
riellen Gehalte bewirkt, indem sie zeigte, dafs dieser selbst 
ein fluktuierender sei. Damit hat sie aber auch die 
Eignung des Selbstverwaltungsbegriffs und sein Vorhanden- 
sein für Staatszwecke zur Tatsache gemacht." 

Es ist nur schade, dafs Hatschek diesen Gedanken 
nicht zum Kerne seiner Theorie des Selbstverwaltungs- 
begriffs gemacht hat. 

189) Studien über die Reform der inneren 
Verwaltung, Wien, k. k. Hof- u. Staatsdruckerei, 1904. 
— Die wissenschaftliche Diskussion, welche sich an diese 
Studie knüpfte, war auffallend flau und steht in keinem 
Verhältnis zur Wichtigkeit des Gegenstandes und seiner 
Bedeutung für die gesetzgeberische Umgestaltung des öster- 
reichischen Verwaltungsrechts. Der Grund ist vielleicht 
darin zu suchen, dafs der kritische Teil der Studie (zweifel- 
los der bedeutendere) vielfach Bekanntes enthält, während 
die Reformvorschläge keinen grofszügigen Eindruck machen 
und zum Teil praktisch undurchführbar sein dürften. Aufser 
einigen Vorträgen und Zeitungsartikeln ist meines Wissens 
nichts über den Gegenstand publiziert worden. Hinzuweisen 
wäre auf einen Vortrag Bernatziks in der Wiener juri- 
stischen Gesellschaft, gehalten am 25. Januar 1905, vergl. 
darüber die „Juristischen Blätter a vom 29. Januar 1905 (No. 5) 
S. 51; ferner auf die Ausführungen von Mischler, Plener, 
Kramaf und Redlich in der Gesellschaft der Volks- 
wirte in Wien ; vergl. hierzu : Volkswirtschaftliche Wochen- 
schrift, Wien, Nr. 1098, 1099, 1101, 1102 vom Januar und 
Februar 1905; — über einen Vortrag Bobrzynskis ist im 
„Czas" vom 29. und 30. Dezember 1904 berichtet worden. Von 
Ludwig Graf Crenneville ist eine Broschüre über die 

11* 
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Regierungsstudie erschienen (Wien 1905), welche aber keine 
bemerkenswerten Ausführungen enthält. Vergl. endlich noch 
den Leitartikel in der „Neuen freien Presse" vom 19. Dezem- 
ber 1904, Abendbl. ; — endlich v. Grimm, Zur Reform 
der inneren Verwaltung, Wien 1905. 

190) Vergl. dazu Tezner in Grünhuts Zeitschrift, Bd. 21 
(1894) S. 205 ff. — Hat sehe k, Selbstverwaltung, S. 77 f. 

191) Einen ähnlichen Gedanken spricht schon L. v. S t e in 
in seiner Verwaltungslehre. 1/2, 2. Aufl., S. 284, aus: „Man 
hätte die Tradition des ,übertragenen Wirkungskreises 4 als 
einer regelmäfsigen und organischen Funktion, wie sie das 
Gesetz auffafst, aufgeben müssen, da ein regelmäfsig 
und dauernd übertragener Wirkungskreis in der Tat ein 
Element der (selbständigen) Gemeindeverwaltung wird ; der 
wahre übertragene Wirkungskreis dagegen sollte 
nur dann erscheinen, wenn die Regierung der Gemeinde 
ein einzelnes Recht mit einem einzelnen Mandat 
für eine bestimmte Zeit gibt und ihr dadurch für 
diesen Fall die Aufgabe und Pflicht eines Amts ver- 
leiht." — Die Lehre vom „selbständigen" und „übertragenen" 
Wirkungskreis mufs schliesslich zu einem ähnlichen Mifs- 
erfolg fuhren wie die von der „geteilten Souveränetät% 
welche anläfslich der Untersuchung des deutschen Bundes- 
staatsbegriffs seinerzeit von G. Waitz aufgestellt und von 
Mohl, Gerber, G. Meier und anderen verfochten, von 
Seydels und Labands scharfsinniger Kritik aber zu Fall 
gebracht wurde. 

192) „Die freie Schaffung von Selbstverwaltungskörpern 
durch die Regierung könnte freilich insofern dem Geiste 
des Verfassungsstaates widersprechen, als jede solche Über- 
tragung öffentlicher Verwaltung die bestehenden Ver- 
antwortlichkeitsverhältnisse durchbricht: ihre 
Vertreter sind der Volksvertretung nicht verantwortlich, und 
das Ministerium, sofern ihm nicht ein besonderer Einfluis 
vorbehalten wird, ist es nicht für sie." Otto Mayer, 
Deutsches Verwaltungsrecht, II, S. 389. — Vergl. auch 
Ul brich, Lehrbuch des österreichischen Verwaltungsrechts, 
1904, S. 27. 

193) Hugo Preufs nennt dies Dazwischenschieben 
einer juristischen Person zwischen die städtischen Ver- 
waltungsorgane und die höheren staatlichen Verwaltungs- 
behörden „Mediatisierung" der ersteren, was zutreffend 
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ist, wenn man das geschichtliche Moment in diesem 
sekundären Organisationsprinzip in den deutschen Städten 
ins Auge fafst. Für dieses Prinzip selbst aber ist es nicht 
entscheidend, wie die Bestellung der Gemeindeorgane 
erfolgt, ob und welchen Einflufs hierbei die Regierung übt 
(Bestätigungsrecht oder Ernennungsrecht des Monarchen 
oder seiner Minister hinsichtlich des Bürgermeisters oder 
der „Beigeordneten" mit oder ohne Vorschlagsrecht der 
Stadtverordneten, des Gemeinderats usw.). Es ist für unsern 
Begriff der städtischen Selbstverwaltung auch ohne Belang, 
ob die Gemeindefunktionäre durch Wahl oder durch Er- 
nennung zu ihrer Stellung gekommen sind, ob sie als 
Berufsbeamte oder nicht berufsmässig (Georg Meyer) wirken, 
ob sie den Charakter als Ehrenbeamte besitzen (Gneist) 
oder nicht, und ob sie gegen Besoldung oder ohne eine 
solche (Loening, Sarwey) tätig sind. Das alles sind Momente, 
die mehr bei der politischen Behandlung unsres Problems 
in Frage kommen. 

194) Jellinek, Recht des modernen Staats, I, S. 150. 
— Es mufs hier die Auffassung Jellineks, Otto Mayers 
und andrer, als sei die Gemeinde nicht nur, oder überhaupt 
nicht Rechts Subjekt, sondern (auch) Rechts o b j e k t, grund- 
sätzlich bestritten werden. Überall, wo dem natürlichen 
Substrat eines einheitlichen Willens von der Rechtsordnung 
die Fähigkeit eines rechtlich relevanten Wollens zuerkannt 
wird, kann man nicht zugleich den Begriff des Rechts- 
objekts anwenden, welcher den Mangel rechtlicher 
Willensfähigkeit voraussetzt und bedeutet, dafs 
etwas zu dem für sich allein rechtlich nicht geschützten 
Gegenstande der rechtlich geordneten Willensbeziehungen 
unter Personen und Personengesamtheiten bestimmt ist. 

195) Vergl. Rosin (Souveräner Staat, Gemeinde usw., 
Annalen, 1883, S. 308): „Dieses Recht der (eigenen oder 
Selbstverwaltung ist kein besonderes, der Persönlichkeit 
zustehendes Recht, es ist die rechtliche Anerkennung der 
Persönlichkeit selbst in ihrer Selbsttätigkeit zur Verwirk- 
lichung ihrer Lebenszwecke." 

196) Recht des modernen Staats, I, S. 588, 589, 592. 

197) Selbstverwaltung usw., S. 101. 

198) „Der Zweck, welchem ein Rechtsinstitut dient, 
liegt jenseits seines Begriffes. Die Zwecke, welche durch 
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Eigentum, Servitut, Sozietät, Kauf, Wechsel oder durch 
Eideshelfer, Tortur, Schwurgerichte, Appellation usw. erreicht 
werden sollen oder tatsächlich realisiert werden, sind zwar 
von bestimmendem Einfluis auf die juristische Gestaltung 
dieser Rechtsinstitute und für das Verständnis der letzteren 
von unschätzbarem Wert, aber sie gehören nicht zum 
Begriffe derselben." Lab and, Staatsrecht des Deutschen 
Reichs, 4. Aufl., I, S. 63. 

199) Der Gedanke inhaltlicher Differenzierung der 
Aufgaben der staatlichen Exekutive nach den verschieden- 
artigen Organen als ein Spezifikum des Verwaltungsrechts im 
Gegensatze zur inhaltlicn gleichartigen Tätigkeit der Funk- 
tionen der Gerichte aller Arten und Stufen ist in neuerer 
Zeit, wenn auch unter sehr verschiedenen Gesichtspunkten, 
in der Theorie und in der Gesetzgebung wiederholt zur 
Geltung gekommen. Es sei beispielsweise auf den Vortrag 
von Brockhausen über Organisation und Instanzenzug 
der politischen Behörden in Österreich (veröffentlicht Wien 
1899) hingewiesen , worin unter Bezugnahme auf die Geltung 
des Prinzips der inhaltlichen Differenzierung der Verwal- 
tungstätigkeit in einzelnen Zweigen der SpezialVerwaltung 
(Eisenbahn-, Post-, Militärverwaltung) de lege ferenda der 
Gedanke propagiert wird , einerseits den einzelnen Behörden- 
stufen der politischen Verwaltung (Bezirks-, Landesbehörde, 
Ministerium) der Art nach verschiedene Aufgaben zuzu- 
weisen (ausübende , kontrollierende , leitende Tätigkeit), und 
anderseits die Spezialisierung der allgemeinen Staatsver- 
waltung in Fachverwallungen durch Lostrennung und selb- 
ständige Organisation weiterer Zweige (z. B. Gewerbewesen, 
Industrie , Vereinswesen , Sanität , Strafsen , öffentliche 
Bauten usw.) nach obigen Prinzipien fortzusetzen. Beides 
soll erreicht werden durch Freimachen behördlicher Arbeits- 
kraft mittels Beschränkung des ordentlichen Verwaltungs- 
rechtszuges auf nur eine Rekursinstanz beziehungsweise durch 
Aufgeben der schon infolge der mangelnden Unabhängigkeit 
der Verwaltungsbehörden verfehlten Übertragung des ge- 
richtlichen Instanzenzuges auf die Verwaltungsorganisation. 
Brockmann bezeichnet es mit Recht als einen krassen 
Übelstand, dafs bei gewissen Verwaltungsangelegenheiten 
durch Angliederung einer vorentscheidenden Gemeinde- 
behörde nach unten und der Kompetenz des Verwaltungs- 
gerichtshofes nach oben an die drei Instanzen der politischen 
Behörde unter Umständen ein fünfgliedriges System her- 
gestellt wird. 
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200) Das ist das Systemder sogenannten gemischten 
Staatsbehörden, wie wir es im preufsischen Kreis- und 
Bezirksausschufs , im Provinzialrat , im badischen Bezirks- 
rat usw. finden. Vergl. dazu Jellinek, Recht des modernen 
Staats, L, S.586. — Gneist, Preufs.Kreisordn., S. (39; 80ff. — 
Es ist meines Erachtens ein schwerer Irrtum, wenn man im 
unklaren Drange nach einem verschwommenen bürgerlichen 
Freiheitsideal und in der Abscheu vor einem entarteten 
Bureaukratentum danach strebt, die Berufsjuristen in der 
Selbstverwaltung mehr oder weniger überflüssig zu machen 
oder ihnen eine untergeordnete Nebenrolle zuzuweisen. 
Kein Gebiet der praktischen Rechtsübung hat ^ur Aufrecht- 
erhaltung der Gesetzlichkeit , der Rechtseinheit und Rechts- 
sicherheit so sehr Männer notwendig, die mit dem Rechts- 
leben durch ihren Beruf innig verwachsen sind und die 
volle rechtliche Verantwortlichkeit für obrigkeitliche Ent- 
schliefsungen tragen können , als das Gebiet der Verwaltung, 
insbesondere auch der Selbstverwaltung. Denn nirgends 
findet ein so rascher "Wandel und "Wechsel der Rechtsnormen, 
nirgends so unausgesetzte Neubildung des Rechts statt wie 
hier. Daher müssen gerade auf diesem Gebiet die grofsen 
Rechtsgedanken, das tiefe fachliche Verständnis für 
die trotz des ewigen "Wechsels der Formen gleichbleibenden 
Rechtsideen ein bleibendes und sicheres Fundament für die 
obrigkeitliche Rechtsübung bilden ; und hierzu ist gediegene 
juristische Bildung ganz unerläfslich. 

201) v. Lemayer, Apologetische Studien zur Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit, Grünhuts Zeitschrift, Bd. 22 (1895), 
S. 353 ff., siehe insbesondere S. 388 ff. und 398 ff.; — 
Artikel : Rechtsschutz im öffentlichen Recht , im Österreichi- 
schen Staats Wörterbuch von Mischler-Ulbrich , 1. Aufl.; — 
Abhandlung : Der Begriff des Rechtsschutzes im öffentlichen 
Recht (Verwaltungsgerichtsbarkeit), in Grünhuts Zeitschrift, 
Bd. 29 (1902), S. 1 ff., insbesondere S. 189 ff. 

202) Vergl. L. von Stein, Verwaltungslehre, 1/2, 2. Aufl., 
S. 226. 

2(3) Gneist, Rechtsstaat (1872), S. 193, Anm. 42. 

204) L. v. Stein sowohl wie Gierke kommen zum 
entgegengesetzten Urteil. Ersterer erklärt (Verwaltungs- 
lehre, 1/2, 2. Aufl., S. 300): „Einen höchst merkwürdigen, 
keineswegs erfreulichen Gegensatz zu der österreichischen 
Gemeinde- und Bezirksverwaltung bildet nun das für Preufsen 
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bestehende Recht der Selbstverwaltung." Gierkes mittel- 
alterlichem Selbstverwaltungsideal entspricht auch das 
österreichische Recht mehr wie das preufsische. Vergl. 
sein Genossenschaftsrecht I, S. 710, 714, 731, 744. Ganz 
anders Gneist, der intime Kenner der Selbstverwaltung 
in England und Preuisen, welcher die preufsische Städte - 
Ordnung eine „bewundernswürdige Schöpfung" nennt, welche 
„ein staatliches selfgovernment nach haltbaren Grundsätzen 
wirklich geschaffen nat, obwohl (!) ihren Urhebern das eng- 
lische System so gut wie unbekannt war". Verwaltung, 
Justiz, Rechtsweg usw., S. 869, 491 ff.; Rechtsstaat (1872), 
S. 166, 194, ft Anm. 43; Preufsische Kreisordnung, S. 19. — 
Selbst Preufs, der eifrige Schüler Gierkes, anerkennt die 
überwiegenden Vorzüge des preufsischen Städterechts, für 
welches zweifellos auch die praktischen Erfolge sprechen. 

205) Vergl. Gerber, Grundzüge und Systeme des 
deutschen Staatsrechts, I, S. 54 f. 

206) „Daher denn die .... Erscheinung, dafs die Volks- 
bewegungen in dem Grade gefährlicher werden, in welchem 
die freie Selbstverwaltung unentwickelter ist." L. v. Stein, 
Verwaltungslehre, 1/2, S. 129. 
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